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Am 21. Juni 2019 jährt sich zum 70. Mal 
der Tag, an dem der damalige Innenminis-
ter des Landes Brandenburg den Erlass zur 
Einrichtung eines „Landesarchivs Branden-
burg“ unterzeichnete. Die in den ersten 
Nachkriegsjahren geführte Debatte über 
die Neuordnung des staatlichen Archivwe-
sens in Brandenburg, das infolge der Ein-
teilung Deutschlands in vier Besatzungs-
zonen 1945 nicht die vorherige archivische 
Organisation ungebrochen weiterführen 
konnte, war damit abgeschlossen: Das 
Land Brandenburg hatte sich dafür ent-
schieden, ein eigenes Landesarchiv für die 
Unterlagen seiner Landesverwaltung und 
der älteren brandenburgischen Behörden zu 
gründen. Auch wenn es noch einige Jahre 
dauern sollte, bis das neu aufzubauende Ar-
chiv – seit 1951 „Brandenburgisches Lan-
deshauptarchiv“ (1965–1991 „Staatsarchiv 
Potsdam“) – seine Aufgaben in vollem Um-
fange wahrnehmen konnte, bleibt der 21. 
Juni 1949 der maßgebliche Bezugspunkt 
für jeglichen Rückblick, denn der minis-
terielle Beschluss schuf die Voraussetzung 
dafür, dass die landesarchivarische Arbeit in 
und für Brandenburg in neuer Gestalt, mit 
neuem Personal, mit neuem Standort und 
mit bereits archivierten, aber vor allem mit 
neu zu archivierenden Beständen in Gang 
gesetzt wurde.

In den 70 Jahren vom Juni 1949 bis 
zum Juni 2019 hat das Brandenburgische 
Landeshauptarchiv eine weite Strecke unter 

Überwindung etlicher verschiedenarti-
ger Hürden, die sich ihm in der Erfüllung 
der ihm übertragenen Aufgaben stellten, 
zurückgelegt. Die Standortfrage war und 
blieb jahrzehntelang eine ungelöste Her-
ausforderung, denn der östliche Flügel der 
Orangerie im Park von Sanssouci, der dem 
Archiv zur Unterbringung seiner rasch an 
Umfang zunehmenden Archivalien zu-
gewiesen und der zu diesem Zwecke mit 
einer eindrucksvollen dreigeschossigen 
Holzregalanlage ausgestattet worden war, 
entsprach mit seinen Lagerungsbedin-
gungen nicht den Anforderungen, die das 
archivische Lehrbuch für die angemesse-
ne Verwahrung von Archivgut zu Recht 
stellt. In den vier Jahrzehnten der DDR 
konnten Baukapazitäten für den angemel-
deten Archivneubau nicht bereitgestellt 
werden, und nach 1990 führten die Ab-
sichten zum Ausbau einer Außenstelle des 
Landeshauptarchivs in Potsdam-Bornim zu 
dessen künftigem Hauptstandort trotz ers-
ter Teilergebnisse letztlich wegen des hohen 
Finanzierungsbedarfs nicht zum gewünsch-
ten Ergebnis. Infolge glücklicher Umstände 
konnte dann ab 2012 die Idee zum Um-
bau eines leerstehenden Industriegebäudes 
im Wissenschaftspark Potsdam-Golm für 
Archivzwecke in fruchtbarer Zusammenar-
beit zwischen dem Land Brandenburg und 
dem Eigentümer in die Tat umgesetzt wer-
den. Im Frühjahr 2016 öffnete das Landes-
hauptarchiv an seinem neuen Standort die 

Pforten für das Publikum mit einem Ange-
bot an Dienstleistungen, die unter den vor-
herigen räumlichen Bedingungen nicht im 
Entferntesten hätten erbracht werden kön-
nen. Das Archivgebäude Am Mühlenberg 3 
in Potsdam-Golm darf sich zu den derzeit 
modernsten seiner Art in Deutschland zäh-
len, unter dem Motto „Alle und alles unter 
einem Dach!“: Alle Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter des Landeshauptarchivs haben 
hier ihre Arbeitsplätze gefunden, und das 
gesamte Archivgut ist in den dortigen Ma-
gazinen eingelagert.

Die junge Gründergeneration des 
Bran denburgischen Landeshauptarchivs, 
die, frisch von der Archivarsausbildung 
kommend, in den 1950er Jahre ihre Tätig-
keit in der Orangerie aufnahm, war von 
dem Ehrgeiz beseelt, ihr eigenes Haus, das 
aus den vom Zweiten Weltkrieg gerade in  
Brandenburg und Berlin hinterlassenen 
archivischen Trümmerfeldern überhaupt 
erst in langwierigen Erschließungsarbeiten 
zu einem wohlgestalteten Archivkörper zu 
formen war, durch ihre eigenen archiv- und 
geschichtswissenschaftlichen Forschungen 
zu den anderen wohlsituierten und an-
erkannten Staatsarchiven aufschließen zu 
lassen und es zu einer überall wahrgenom-
menen erstrangigen wissenschaftlichen Ad-
resse zu machen. Der nüchterne Betrachter 
wird nicht verhehlen, dass die Erwartungen 
der Gründer wohl noch mehr in Erfüllung 
gegangen sind, als sie es sich selbst in der 

Anfang der 1950er Jahre: Die kriegsbedingt 
ausgelagerten Akten werden in der Orange-
rie wieder eingelagert
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Anfangszeit ausgemalt haben. Das Bran-
denburgische Landeshauptarchiv hatte sich 
bis zum Ende der DDR mit seinem wissen-
schaftlichen Publikationsprogramm, das in 
der seit 1958 erscheinenden Schriftenreihe 
„Veröffentlichungen des Brandenburgi-
schen Landeshauptarchivs“ seine Ergebnis-
se allen Interessenten darbot, an die Spitze 
der Publikationsreihen der DDR-Staats-
archive gesetzt. Das damals erarbeitete 
zehnbändige „Historische Ortslexikon für 
Brandenburg“ wird noch vielen Historiker-
generationen als unverzichtbares Werk der 
Grundlagenforschung auf Grund seiner 
Bereitstellung eines umfangreichen archi-
vischen Quellenmaterials für die orts-, re-
gional- und landesgeschichtliche Forschung 
dienen.

Die zweite und dritte Potsdamer Ar-
chivarsgeneration, die mittlerweile mit 
ihren eigenen Ansätzen und Lösungen an 
den Beständen arbeitet, hat es seit jeher als 
ihre Herausforderung angesehen, hinter die 
Leistungen ihrer Vorgänger nicht zurück-
zufallen, sondern mit ihrer Tätigkeit für 
die Übernahme, Erschließung und Aus-
wertung des Archivgutes dessen Benutzung 
für vielfältigen Fragestellungen optimale 
Bedingungen zu bieten. Die Qualität der 
geschichtswissenschaftlichen Forschung 
hängt, wie nicht nachdrücklich genug be-
tont werden kann, in erheblichem Maße 
von der vorangegangen archivwissenschaft-
lichen Forschung ab. Sie wird davon be-

stimmt, wie die archivwürdigen Unterlagen 
aus der Überfülle des Schriftgutes ausge-
wählt, wie alle vorhandenen Zeugnisse von 
ihren Anfängen im 12. Jahrhundert bis in 
die ersten Jahre des 21. Jahrhunderts  aus-
sagekräftig zur Ermöglichung gezielter 
Archivrecherchen geordnet und verzeich-
net, wie sie auf Dauer physisch erhalten 
und nötigenfalls konserviert und restau-
riert, wie sie dem Publikum im Internet 
zur Beförderung eines ebenso bequemen 
wie zielführenden Zugriffs mit reichhalti-
gen Ergebnissen aufbereitet werden, wie 
eingehende Analysen und kommentierte 
Editionen hochwertiger Quellengruppen 
den Interessenten auf eine höhere wissen-
schaftliche Erkenntnisebene anheben. Das 
Publikationsprogramm des Landeshaupt-
archivs ist seit 1990 erheblich erweitert 
worden und hat sich, auch durch die Ko-
operationen mit zahlreichen wissenschaft-
lichen Partnern, zu einem unübersehbaren 
Schwergewicht in der brandenburgischen 
Landesgeschichtsforschung entwickelt.

Die große wissenschaftliche Tradi-
tion des Landeshauptarchivs stand all sei-
nen Diskutanten vor Augen, als die ersten 
Überlegungen über die Gestaltung des 
70-jährigen Archivjubiläums einsetzten. 
Die geplante Veröffentlichung sollte, wie 
das Diskussionsergebnis ergab, dazu die-
nen, einer größeren Öffentlichkeit das 
breite Spektrum archivischer Tätigkeits-
felder vorzustellen sowie mit Beispielen 

aus verschiedenen und verschiedenartigen 
Beständen und Quellen vom 19. bis zum 
frühen 21. Jahrhundert zu verdeutlichen. 
Das hier vorliegende Ergebnis gewährt 
einen Einblick in die archivischen Auf-
gabenstellungen, wie sie grundsätzlich im 
Brandenburgischen Archivgesetz von 1994 
mit Benennung der wesentlichen Leitbe-
griffe skizziert sind. Die folgenden Beiträ-
ge werden, mögen ihre Themen auf den 
ersten Blick auch von Vielfalt und Unter-
schiedlichkeit zeugen, dadurch zusammen-
gehalten, dass sie gemäß den verbindlichen 
archivgesetzlichen und anerkannten archiv-
fachlichen Maßstäben die einzelnen aufein-
anderfolgenden archivischen Arbeitsschritte 
an Hand von ausgewählten Überlieferun-
gen wie auch immer wieder in grundsätz-
lichen Betrachtungen erläutern. Der Bogen 
wird gespannt von der Behördenberatung, 
Übernahme und Bewertung von Schrift-
gut über die Erschließung von Archivgut 
und dessen Verwahrung und Erhaltung bis 
zur Auswertung, mit Gegenständen, deren 
Behandlung im Landeshauptarchiv in der 
jüngeren und jüngsten Vergangenheit an-
stand. In jedem der nachfolgenden Auf-
sätze werden die Leser auf eines oder meh-
rere der genannten Stichworte stoßen und 
bemerken, worauf die Archivarinnen und 
Archivare des Landeshauptarchivs zu ach-
ten haben, wenn es für sie gilt zu gewähr-
leisten, dass (viel) spätere Generationen auf 
Grundlage einer überlegt geformten und 

Der Neubau mit Magazin und Lesesaal in Bornim im Jahr 2006
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erschlossenen archivalischen Überlieferung 
die brandenburgische Landesgeschichte 
untersuchen und darstellen können.

Zunächst kommt es darauf an, über-
haupt archivwürdige Überlieferungen zu 
erfassen, zu sichern und in die Magazine 
zu überführen, was gerade in politischen 
Umbruchzeiten wie nach dem Zweiten 
Weltkrieg oder nach 1989/90 den Archiva-
ren etwa im Bereich der Guts- und Herr-
schaftsarchive oder der Betriebsarchive 
der Staatlichen Wirtschaft besondere An-
strengungen abverlangt hat (Kathrin Scha-
per, Katrin Verch). Aber auch Schriftgut 
aus Behörden des Landes fließt nicht nur 
auf Grund von deren Anbietungspflicht 
dem Landeshauptarchiv zu, sondern es be-
darf der eigenen aktiven Bemühungen um 
Sammlungsgut anderer Herkunft, wenn 
man ein Überlieferungsprofil abrunden 
und nicht allein auf die Verwaltungspers-
pektive beschränken will (Christiane Elias). 
Die Benutzung von Archivgut bedingt, dass 
es für die Benutzung infolge seines Erhal-
tungszustandes bereitgestellt werden kann, 
was sich nicht immer gegeben ist und wo-
für Abhilfe durch geeignete und umsetz-
bare Restaurierungsmaßnahmen geschaffen 
werden muss (Ingrid Kohl). Die gezielte 
Benutzung eines Archivbestandes verlangt, 
wenn die Suche erfolgreich verlaufen soll, 
genaue Kenntnisse des Bestandsbildners, 
seiner Behörden- und Bestandsgeschich-
te, der verschiedenen Verwaltungsebenen  

(des  Bundes, des Landes, der Kommunen) 
und ihrer jeweiligen Zuständigkeiten und 
Verfahren, der Gliederung des Bestandes, 
der Entstehungsumstände und der Struk-
turen des Schriftgutes, der Analyse seiner 
Inhalte – so ausgerüstet, vermag der Be-
nutzer immer wieder neue Quellenfunde 
zu machen (Udo Gentzen, Anne Mauch, 
Klaus Neitmann, Frank Schmidt, André 
Stellmacher). Bestandskenntnisse sind ins-
besondere vonnöten, wenn man altbekann-
ten Themen – wie hier im Jubiläumsjahr 
„Fontane.200“ Theodor Fontane, seinen 
Eltern und ihren Lebensumständen – mit 
neuerschlossenen Quellen an unvermute-
ten Stellen zu weiterführenden Einsichten 
verhelfen und die Sozial- und Literaturge-
schichte des 19. Jahrhunderts bereichern 
will (Falko Neininger). Die digitale Trans-
formation unserer Gesellschaft fordert dazu 
auf, über künftige Formen der Benutzung 
im Allgemeinen nachzudenken, deren Neu-
orientierung gedanklich vorzubereiten und 
schrittweise umzusetzen (Mario Glauert). 
In verschiedenen Projekten werden der-
zeit einzelne Bestände bzw. Bestandsteile 
für die Digitalisierung vorbereitet, damit 
demnächst der Benutzer Kopien der repro-
duzierten Archivalien – Urkunden, Akten, 
Karten – sich in seinem heimischen PC an-
schauen kann (Julia Moldenhawer).

Das Brandenburgische Landeshauptar-
chiv ist ein Dienstleister für seine Benutze-
rinnen und Benutzer – in dem Sinne, dass 

es ihnen zu dienen hat durch die Schaffung 
und Bereitstellung einer hochrangigen, in-
haltsreichen Überlieferung. Die Qualität 
der wissenschaftlichen, vor allem histori-
schen Forschung hängt dabei erheblich da-
von ab, dass die Bestände vom Archiv so er-
schlossen und aufbereitet werden, dass der 
Forscher mit strukturierten Informationen 
zu dem für seinen Gegenstand einschlägi-
gen Quellenfundus hingeführt wird. Sein 
Erfolg setzt voraus, dass er die archivari-
schen Forschungsergebnisse zur Kenntnis 
nimmt und deren Ergebnisse für sich selbst 
nutzt. So bleibt an dieser Stelle nur noch zu 
hoffen, dass die auf den folgenden Seiten 
vermittelten archivwissenschaftlichen Dar-
legungen und Einsichten die Archivbenut-
zung und die archivalische Quellenarbeit 
befördern – zum beiderseitigen Nutzen des 
Archivs und der Forschung.

Potsdam, im Juni 2019
Prof. Dr. Klaus Neitmann
Direktor des Brandenburgischen Landeshauptarchivs 

Das Brandenburgische Landeshauptarchiv im Wissenschaftspark Golm, 2016
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Ausgewählte Kennzahlen für das Brandenburgische Landeshauptarchiv
Stand: 31.12. 2018

Jahresbudget  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  8.391.300 €
Fest angestelltes Personal  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  60
Umfang des übernommenen Archivgutes im Jahr . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  580 lfm
Archiv und Zwischenarchivgut in den Magazinen . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  50.625 lfm
Recherchierbares Archivgut  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  98,4%
Online recherchierbares Archivgut  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 72 %
Öffnungstage pro Jahr  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  240
Nutzertage im Lesesaal  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  3.101
Archivgutvorlagen im Lesesaal  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  25.324
Schriftliche Auskünfte . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  3.312

Mario Glauert

Was ist ein erfolgreiches Archiv?
Archivbenutzung im Zeitalter der  
digitalen Transformation
Von Mario Glauert

Die Frage, was ein erfolgreiches Archiv aus-
macht, mag zunächst recht einfach klingen, 
ist aber offenbar schwierig zu beantworten. 
Die deutschen Archive haben bislang keine 
hinreichende Antwort darauf finden kön-
nen. Das ist durchaus erstaunlich. Denn 
was wir für erfolgversprechend halten, lei-
tet uns bei unserer täglichen Arbeit, direkt 
oder indirekt, bewusst oder unbewusst, 
definiert unsere Wertmaßstäbe und Ziele 
und bildet die Basis, auf der wir Visionen, 
Leitbilder, Strategien oder Konzeptionen 
entwickeln. Es ist eine fachliche, ethische 
und vielleicht auch politische Grundüber-
zeugung unseres archivarischen Handelns.

Was ist ein erfolgreiches Archiv? Zuge-
geben, die Frage wäre schon dann schwierig 
zu beantworten, wenn man das Adjektiv 
weglässt: Was ist ein Archiv? Selbst wenn 
man die Vielfalt der Begriffsbedeutungen, 
die heute im umgangssprachlichen bis kul-
turwissenschaftlichen Gebrauch sind, ein-
mal außer Acht lässt, fällt es nicht leicht, 
einheitliche Maßstäbe für die Ergebnisse 
und Leistungen der Archive aller Sparten, 
Typen und Formen zu formulieren.

Es gibt nicht das Archiv. Und dennoch 
würden wohl die meisten Archivarinnen 
und Archivare behaupten, es gebe einen 
Grundkonsens gemeinsamer Wertvorstel-
lungen und Ziele. Der vor über zwanzig 
Jahren 1996 vom Internationalen Archiv-
rat (ICA) verabschiedete „Code of Ethics“ 
vereint zahlreiche solcher „Grundsätze“: 
Archivare sollen etwa die Integrität, den 
Kontext, die Provenienz und die Authenti-

zität des Archivgutes bewahren, sollen ihre 
Arbeit transparent dokumentieren, sich 
für eine weitestmögliche Benutzung der 
Archivalien einsetzen, Zugänglichkeit und 
Datenschutz gleichermaßen gewährleisten, 
sich regelmäßig fortbilden und sparten-
übergreifend zusammenarbeiten.

In Deutschland regeln die Archivgeset-
ze des Bundes und der Länder die Aufga-
ben der öffentlichen Archive. Aber wie die 
ethischen Grundsätze des ICA gibt auch 
das Brandenburgische Archivgesetz keine 
Maßstäbe vor, keine Kennzeichen, Krite-
rien oder Kennzahlen, um den Erfolg eines 
Archivs bei der Umsetzung dieser Aufgaben 
zu messen oder zu beurteilen.

Klare Vorstellungen und Maßstäbe sind 
aber nicht nur für unsere eigene allmor-
gendliche Entscheidung wichtig, welchen 
der vielen Aufgabenberge wir vorrangig 
priorisieren und managen, kurz: anpacken 
wollen. Sie bestimmen unser Selbstver-
ständnis und damit auch unser Selbstbe-
wusstsein im Auftreten und in der Kom-
munikation gegenüber dem Träger und 
natürlich auch gegenüber unseren Kunden, 
Nutzern, Anspruchsgruppen oder Stakehol-
dern allgemein.

Die meisten Archivträger wüssten 
auf die Frage, was für sie ein erfolgreiches 
Archiv ist, wohl auch keine hinlängliche 
Antwort. Selbst wenn Zielvereinbarungen 

Konserviert und archiviert, ich hab‘s gespeichert.
Paraphiert und nummeriert, damit ich‘s leicht hab.
Wenn die Erinnerung auch langsam verschwindet,
Weiß ich immerhin genau, wo man sie findet.
SIDO – BILDER IM KOPF
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zwischen Archiven und ihren Trägern bzw. 
vorgesetzten Stellen weithin üblicher wer-
den, sind hinreichend definierte und ver-
abredete Aufgaben, Aufträge und Ziele, 
die ein Controlling von Leistungen, die 
Darstellung von Erfolgen und auch die Be-
gründung von Forderungen ermöglichen 
würden, noch eher selten. Mit schwieri-
gen Folgen: Wenn die Erwartungen unklar 
sind, sind es auch die Aufgaben und Ziele 
und damit auch die Kosten oder der Perso-
nalbedarf. Besonders fatal wird dies, wenn 
die bestehenden Anforderungen, neue Auf-
gaben oder aufgelaufene Rückstände zusätz-
liche Bedarfe für Haushaltsmittel, Personal 
oder Magazinflächen begründen sollen. 

Kann man den Erfolg eines Archivs 
messen?
Traditionell haben Archive ihre Bedeutung 
und Leistungsfähigkeit vor allem am Input 
gemessen, am Umfang ihrer Bestände in 
laufenden Metern, der Zahl ihrer Mitarbei-
ter, an Standorten, Nutzungsflächen, Maga-
zinreserven oder Haushaltsmitteln. Weitere 
Leistungsindikatoren sind Benutzerzahlen, 
Benutzertage oder Anfragezahlen, hinzu 
kommen die Menge des übernommenen 
Schriftguts im Jahr, neue Erschließungsein-
heiten oder auch fertiggestellte Findbücher. 
Der Umfang neu verpackter Unterlagen 
wurde ebenso in Archivstatistiken heraus-
gestellt wie die Menge von restaurierten, 
verfilmten oder digitalisierten Archivalien.

Das Brandenburgische Landeshaupt-
archiv hat in den Erhebungen, die von der 

Konferenz der Leiterinnen und Leiter der 
Archivverwaltungen des Bundes und der 
Länder für das Jahr 2017 durchgeführt 
wurden, im Vergleich zu den anderen deut-
schen Landesarchiven sehr heterogene Er-
gebnisse erzielt. 

Mit einem Anteil von über 72 Prozent 
bei den Erschließungsdaten, die online 
über die Archivdatenbank für Recherchen 
genutzt werden können, steht das Landes-
hauptarchiv an Platz zwei der deutschen 
Staatsarchive. Bei der Bereitstellung von di-
gitalisiertem Archivgut im Internet steht es 
im bundesweiten Vergleich indes noch ganz 
am Anfang.

Die Problematik von statistischen Kenn-
zahlen wie „Archivgutumfang“ oder „Ar-
chivgutübernahmen“ für die Beurteilung 
erfolgreicher archivarischer Arbeit liegt 
auf der Hand: Schon die Definition der 
grundlegenden Maßeinheit des „laufenden 
 Meters“ ist im deutschsprachigen Archiv-
wesen nicht abgestimmt.

Andere Kennzahlen sind zwar in der 
Praxis weitgehend einheitlich, taugen aber 
sicher nicht als Maßstab für ein erfolgrei-
ches Archiv. Hohe Zahlen bei den „Benut-
zungstagen“ (also der Summe der Benut-
zer pro Tag) können sowohl auf die breite 
öffentliche Wirkung von Archiven, deren 
hohe Besucherattraktivität und ein großes 
öffentliches Interesse an ihren Angeboten 
und Beständen hindeuten. Sie können aber 
auch das Ergebnis ungenügender Find-
hilfsmittel, kurzer Öffnungszeiten, fehlen-
der schriftlicher Auskunftsangebote oder 

langer Bestellfristen sein, die die Benutzer 
zwingen, ein Archiv häufiger aufzusuchen, 
als dies etwa bei guten Recherchemöglich-
keiten im Vorfeld des Besuches, langen 
Öffnungszeiten des Lesesaals oder kurzen 
Bereitstellungszeiten von Akten erforder-
lich wäre. Ein Archiv, das seine Bestände 
vollständig digitalisiert und im Internet zur 
Verfügung gestellt hat, wäre aus Sicht der 
meisten Nutzer sicher ein „sehr erfolgrei-
ches“ Archiv, im Ranking der Benutzertage 
würde es hingegen an letzter Stelle stehen.

Die Besonderheiten von Archiven
Bei der Beurteilung von „Erfolgen“ sind 
immer auch die spezifischen Besonderhei-
ten zu beachten, die Archive von anderen 
Institutionen, Kultur- und Gedächtnis-
einrichtungen, Non-Profit-Organisationen, 
Behörden oder Wirtschaftsunternehmen 
unterscheiden:
–– Archive sind Langzeitinstitutionen – sie 
müssen also nicht kurzfristig erfolgreich 
sein wie ein Unternehmen oder ein Projekt. 
Ihr Erfolg zeigt sich erst in der Zukunft. 
Erfolgreiches Archivieren schafft erst in 50 
oder 100 Jahren ein erfolgreiches Archiv. 
Archivare arbeiten somit immer für den Er-
folg ihrer Nachfolger.
–– Die öffentlichen Archive in Deutsch-
land sind eine Pflichtaufgabe und können 
sich auf einen sicheren gesetzlichen Rah-
men berufen, im Gegensatz etwa zu Bib-
liotheken und Museen. Selbst einem völlig 
„erfolglosen“ Stadtarchiv (wie auch immer 
dies aussehen mag) droht allenfalls die Ver-
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lagerung ins nächstgrößere Archiv – aber 
das ereilt mitunter auch Archive, die fach-
lich erfolgreich geleitet werden.
–– Die gesetzlichen Vorgaben engen die 
Spielräume der Archive aber auch ein, denn 
nahezu alle Fachaufgaben sind damit auch 
Pflichtaufgaben und lassen wenig Freiraum 
für individuelle strategische Entscheidun-
gen. Archive sind somit nur bedingt Herr 
ihrer Aufgaben.
–– Hinzu kommt, dass die archivischen 
Aufgaben einander bedingen: Keine Auf-
gabe kann länger zugunsten einer anderen 
vernachlässigt werden. Archive können sich 
also nicht von einzelnen, weniger erfolgver-
sprechenden „Geschäftsfeldern“ oder „Pro-
duktsegmenten“ trennen, können nicht 
ungeliebte oder wenig erfolgreiche Produk-
tionsschritte auslassen.
–– Zwischen der Ausführung von Fach-
aufgaben wie Übernahme, Bewertung, Er-
schließung oder Bestandserhaltung auf der 
einen und der Benutzung auf der anderen 
Seite besteht gewöhnlich ein großer zeit-
licher Abstand. Archive können daher nur 
bedingt auf Kundenwünsche reagieren. 
Ein „Patron-Driven-Acquisition“, also eine 
kundengesteuerte Medienerwerbung wie in 
Bibliotheken, ist für sie nicht möglich. Sie 
müssen ihre finalen Entscheidungen zum 
künftigen Überlieferungsangebot als Pro-
pheten einer ungewissen Marktentwicklung 
treffen.
–– Archive sind dabei konkurrenzlos. Sie 
stehen aufgrund ihrer unikalen Überliefe-
rung untereinander nicht im Wettbewerb 
(allenfalls beim Erwerb von Nachlässen 
oder Sammlungen), was sie etwa von wis-
senschaftlichen oder öffentlichen Bibliothe-
ken unterscheidet.
–– Archive sind ihrer Natur nach ständig 
wachsende Institutionen, unabhängig von 
ihrem Erfolg oder ihrer fachlichen Güte. 
Und mit den Beständen vergrößern sich 
jedes Jahr auch die Kosten, Flächen- und 
Personalbedarfe – und allzu oft eben auch 
die Rückstände.
–– Archive sind Non-Profit-Organisatio-
nen: Das setzt allen betriebswirtschaftlichen 
Ansätzen zur Erfolgskontrolle ihrer Wirt-
schaftlichkeit und Effizienz klare Grenzen.
–– Archive sind eben nicht wirtschaftlich, 
niemals kostendeckend, ihr Return of In-
vestment ist – gerechnet in herkömmlichen 
Bilanzperioden – immer negativ.
–– Archive können sich ihre Bestände nur 
bedingt aussuchen: Sie verwalten sperrige 
Materialien mit geringem Anschauungs-
wert, die sich den meisten Menschen nicht 
auf Anhieb erschließen. Ihre „Produkte“ 

sind also nur beschränkt markt- und mar-
ketingfähig.
–– Archive haben auch kaum Einfluss auf 
ihre „Rohstofflieferanten“, also die abge-
ben den Stellen, und die Qualität und 
Quantität ihrer „Rohwaren“, sprich Akten, 
Unterlagen und Daten. Sie können ihre 
Lieferanten auch nicht wechseln (diese ihr 
Archiv übrigens auch nicht, aber das nur 
am Rande).

Nutzung als Maßstab erfolgreicher 
Archivarbeit?
Woran sollte man dann also die Ergebnis-
se und die Qualität archivarischer Arbeit 
fachlich verlässlich „messen“? Kennzahlen 
und Qualitätskontrollen setzten etablier-
te und abgestimmte Standards voraus. Im 
Archivbereich gibt es allerdings nur we-
nige Normen, die als Maßstab für erfolg-
reiche archivische Arbeit genutzt werden 
könnten, etwa im Bereich der Digitalen 
Archivierung, dem Bau von Archiven oder 
der Bestandserhaltung. Für die Erfassung, 
Übernahme und Bewertung, für die Er-
schließung, Ordnung und Verzeichnung 
gibt es keine abgestimmten Normen, Stan-
dards oder Kriterien, die eine qualitative 
Bewertung der Ergebnisse und Abläufe die-
ser zentralen Archivprozesse oder der Be-
standsqualität ermöglichen würden. 

Wenn man im kollegialen Kreis die Fra-
ge erörtert, was aus Sicht der Archivarinnen 
und Archivare ein erfolgreiches Archiv aus-
macht, wird ein Kriterium in nahezu al-
len Antworten an vorderer Stelle genannt: 
die Benutzung. Der Erfolg archivarischer 
Arbeit, so heißt es, erweist sich am Ende 
vor allem in der Nutzung des Archivgutes, 
sie ist Ziel und Zweck allen archivarischen 
Handelns, gleichsam der Sinn des Archivs.

Dabei ist schon die Frage, was zur 
„Benutzung“ gezählt werden muss, keine 
leichte. Zur Nutzung in Archiven zählen 
jedenfalls keineswegs nur die Besucher im 
Lesesaal, sondern natürlich auch die Aus-
kunftsanfragen, die Ausstellungs- und Vor-
tragsbesucher, die Führungsteilnehmer, die 
Klicks in der Datenbank oder die Visits auf 
der Webseite.

Aus der Perspektive der Nutzer resul-
tiert eine „erfolgreiche“ Benutzung wohl 
nicht zuletzt aus der Qualität der angebo-
tenen Findhilfsmittel, der Kompetenz der 
Bewertung, der effizienten Bereitstellung 
der bestellten Archivalien, der Service-An-
gebote und der Aufenthaltsqualität.

Macht man die Benutzung zum Maß-
stab erfolgreicher archivarischer Arbeit, 
muss man sich indes vergegenwärtigen, 

dass der Erfolg eines Archivs von vielen 
Faktoren und Entscheidungen abhängig ist, 
die das Archiv selbst kaum oder gar nicht 
beeinflussen kann. Jedes Archiv kann am 
Ende nur so gut sein wie die Verwaltungen 
und Stellen, die seine künftigen Unterlagen 
produzieren. Das gilt sowohl für den Inhalt 
und die Vollständigkeit der Aufzeichnun-
gen wie für die Dauerhaftigkeit ihrer Trä-
germedien. Akten und Daten können im 
Archiv nicht mehr besser werden.

Zudem resultiert die tatsächliche Nut-
zung erfahrungsgemäß weniger aus dem 
Angebot der Archive als aus einem Nut-
zerinteresse, das primär nicht die Archive 
steuern, sondern Forschungstrends, gesell-
schaftliche Umbrüche, politische Themen 
oder Skandale, rechtliche oder administ-
rative Änderungen oder ganz persönliche 
Anliegen. Und über lange Zeiträume be-
trachtet, tragen Feuer, Wasser, Kriege und 
andere Katastrophen weit mehr zur Über-
lieferungsbildung bei als Archivarinnen 
und Archivare. Der Überlieferungs-Chance 
und dem Überlieferungs-Zufall, den Ar-
nold Esch 1985 als methodisches Problem 
des Historikers beschrieben hat, stehen 
demnach Nutzungs-Chance und Nut-
zungs-Zufall als methodisches Problem des 
Archivars gegenüber.

„Nutzung“ als Erfolgsindikator ist mit-
hin nur sehr bedingt planbar oder im Rah-
men eines archivischen Controllings steuer-
bar: Der Erfolg stellt sich erst Jahrzehnte, 
mitunter erst Jahrhunderte später ein, und 
eine hohe Nutzung heute sagt vor allem 
etwas aus über die erfolgreiche Arbeit der 
Archivare gestern.

Grenzen der Digitalisierung
Peter Glaser, einer der sprachlich brillan-
testen Vordenker der Digitalisierung und 
Ehrenmitglied im Chaos Computerclub, 
hat prophezeit: „Alles, was digitalisierbar 
ist, wird digitalisiert werden. Alles.“ Es 
verwundert daher kaum, wenn wohl die 
häufigste Frage, die Archivarinnen und 
Archivare heute bei Schülerführungen, Le-
sesaalberatungen oder vom Bürgermeister 
gestellt bekommen, lautet: „Warum digita-
lisiert Ihr nicht einfach alles und stellt Euer 
Archivgut ins Internet?“

Die Digitalisierung nicht nur der Find-
hilfsmittel, sondern vor allem des Archivgu-
tes selbst wird zweifelsohne zu einer zentra-
len Frage der Archivbenutzung im digitalen 
Zeitalter. Warum digitalisieren Archive also 
nicht einfach ihre gesamten Bestände? Da 
sind zunächst einmal, ganz banal, die damit 
verbundenen Kosten.
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Eine kleine Hochrechnung
Im Sommer 2018 stellte der fraktionslose 
Landtagsabgeordnete Péter Vida unter dem 
Titel „Digitaler Vollzugang zum Landes-
archiv Brandenburg“ eine „Kleine Anfra-
ge“ (Nr. 3652) an die Brandenburgische 
Landesregierung, ob für alle nicht mehr 
geschützten Dokumente im Brandenbur-
gischen Landeshauptarchiv eine „Volltext-
suche“ eingerichtet werden könne, welcher 
Zeitraum dafür einzuplanen sei und welche 
Kosten dafür entstünden. Die zuständige 
Ministerin für Wissenschaft, Forschung 
und Kultur, Dr. Martina Münch, verwies 
in ihrer Antwort (Drucksache 6/9204) zu-
nächst darauf, dass das Landeshauptarchiv 
derzeit in seinen Magazinen rund 50.000 
laufende Meter Archivgut verwahrt. Für je-
den laufenden Meter analogen Archivguts, 
so rechnete sie vor, sei bei der Digitalisie-
rung im Durchschnitt mit ca. 9.000 Images 

(Digitalisaten) zu rechnen. Für die Erstel-
lung, Speicherung und dauerhafte digitale 
Bereitstellung müsse man von etwa 2,50 
Euro pro Image ausgehen. Für die Digita-
lisierung des Archivgutes im Landeshaupt-
archiv, so das Ergebnis, seien daher Kosten 
in Höhe von über einer Milliarde Euro an-
zunehmen.

Archivarinnen und Archivare wissen: 
Das Teure an der „Digitalisierung“ ist we-
niger das Scannen selbst. Der Aufwand 
für die technische, oft auch konservatori-
sche und restauratorische Vorbereitung des 
Archivgutes, die fachgerechte und standar-
disierte Erschließung seiner Informationen 
sowie die Verwaltung und stabile Sicherung 
der entstehenden Images und Metadaten 
übersteigen die einmaligen Kosten für das 
eigentliche „Scannen“ um ein Vielfaches.

Archivgut ist unikal, also einzigartig. 
Das erfordert nicht nur einen höheren kon-

servatorischen Aufwand, sondern verhin-
dert auch Kooperationen wie bei mehrfach 
gedruckten Werken, die beispielsweise nur 
in einer Bibliothek gescannt werden müs-
sen. Hinzu kommt eine größere Formen- 
und Materialvielfalt innerhalb derselben 
Akte, die – anders als bei Büchern – dem 
Einsatz von Scan-Robotern im Wege steht. 
Auch die Kosten-Nutzen-Relation fällt für 
Archive deutlich ungünstiger aus, denn im 
Durchschnitt wird eine Akte nur etwa alle 
fünfzig Jahre benutzt.

Archivbestände bleiben noch lange 
analog
Die kleine Hochrechnung zeigt eindrück-
lich: Die Digitalisierung aller Bereiche 
unserer Lebens- und Arbeitswelt, der Ge-
sellschaft und der Verwaltungen wird Lese-
säle und Archivmagazine in den nächsten 
Jahren keineswegs überflüssig machen: Der 
Lesesaal der Zukunft ist ebenso wenig men-
schenleer, wie die heutigen Büros papierlos 
sind.

In den nächsten dreißig Jahren werden 
analoge Papierakten auch in Brandenburg 
weiterhin den Großteil des Archivgutes 
ausmachen. „Wer in der Zukunft lesen will, 
muss in der Vergangenheit blättern“, hat es 
der französische Schriftsteller und ehema-
lige Kulturminister André Malraux einmal 
formuliert. Die Menge der nicht digital vor-
liegenden Archivalien wird auch in Bran-
denburg auf absehbare Zeit noch schneller 
wachsen als die des digitalisierten bzw. di-
gital entstandenen Archivgutes. Auch die 
rasant wachsenden technischen Möglich-
keiten der digitalen Nutzung und End-
geräte werden daran nichts ändern. Diese 
technischen Entwicklungen schüren aber 
Erwartungen, wecken Ansprüche, welche 
die Archive mit ihren noch lange analogen 
Beständen kaum werden erfüllen können. 

Was möchten die Nutzer?
Welche Vorstellungen die unterschiedlichen 
Anspruchsgruppen der Archive vom Unter-
haltsträger und den anbietungspflichtigen 
Stellen über die verschiedenen Benutzer-
kreise bis hin zu den Kooperationspartnern 
haben, ist bislang noch überraschend uner-
forscht. Trotz mancher Benutzerumfragen 
in den letzten Jahren ist die „Archivwis-
senschaft“ über die tatsächlichen Wünsche 
und Interessen von Benutzern insgesamt er-
staunlich wenig informiert. In der täglichen 
Praxis der Archive zeigt sich ein so vielfälti-
ges und buntes Bild, dass es oft schwer bis 
unmöglich erscheint, allen Wünschen ge-
recht zu werden.

Im Magazin des BLHA
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Eine Abschlussarbeit am Fachbereich Infor-
mationswissenschaften der Fachhoch schule 
Potsdam hat jüngst unter dem zweideuti-
gen Titel „Barrierefreie Archive“ (Karina 
Jüngert) in 30 Unterkapiteln Hindernisse 
und Hürden zusammengetragen, denen 
sich Benutzerinnen und Benutzer in deut-
schen Archiven derzeit gegenübergestellt 
sehen: Es beginnt damit, dass ein Nutzer 
zunächst erstmal erkennen muss, dass er 
für seine Fragestellung überhaupt in ein 
Archiv (und nicht in eine Bibliothek oder 
die Stadtverwaltung) gehen muss. Aber in 
welches Archiv? Und wo finde ich das? Vie-
le Archive sind auf den Internetseiten ihrer 
Träger noch immer schwer zu finden. Und 
auch vor Ort ist die Ausschilderung oft un-
zulänglich. Unsere spärlichen Öffnungs-
zeiten sind die nächste  Hürde, dann folgen 
bürokratische Vorgaben wie Benutzungs-
ordnung, Lesesaalordnung, Gebühren-
satzung und Benutzungsantrag. Was sind 
Findbücher und warum sind die so groß? 
Was sind Tektonik, Provenienz, Bestand, 
Klassifikation oder Repositur? Schutzfris-
ten, schutzwürdige Belange nicht nur Be-
troffener, sondern auch Dritter und konser-
vatorische Auflagen versperren den Weg zu 
den Akten. Was ist ein Mikrofilm, und wie 
bekomme ich ihn in das Gerät dort hinein? 
Warum muss ich so lange auf meine Akten 
warten und darf dann noch nicht einmal 
fotografieren oder einen Kugel schreiber be-
nutzen? Das Ganze auch noch gegen hohe 
Gebühren, ohne WLAN und Pausenversor-
gung. Außerdem kann ich die Schrift nicht 
lesen, verstehe das Amtsdeutsch nicht, 
und keiner hat Zeit, mir die Texte abzu-
schreiben, zu übersetzen oder wenigstens 
mal vorzulesen. Ausleihen darf ich auch 
nichts. Und überhaupt: „ Warum ist das 
nicht alles digitalisiert und bei  Google?“ 
 Barrierefreie Archive sähen wohl an-
ders aus. Die Dienstleistungsqualität in den 
deutschen Archiven ist insgesamt sicher 
noch ausbaufähig. Die „Public Services 
Quality Group“ (PSQG) des britischen 
National Council on Archives hat schon 
vor zehn Jahren (2008) einen über fünfzig 
Seiten umfassenden „Standard for Access 
to Archives“ für alle britischen Archive ver-
öffentlicht. Einen vergleichbaren Standard, 
der sogar bequeme Checklisten für die 
Überprüfung der Nutzungsbedingungen 
im eigenen Archiv anbietet, sucht man in 
Deutschland leider vergebens.

Die Unikalität archivalischer Quellen 
bedeutet ein Content-Monopol der Archi-
ve, das allerdings nie (wieder) dazu führen 
darf, den Zugang zu den Akten „exklusiv“ 

zu gestalten. Denn Archive sind nicht für 
Akten, sondern für Menschen da.

Es ist mithin auch eine Frage der Per-
spektive und vor allem der Prioritäten, die 
Archive in ihrer täglichen Arbeit setzen 
müssen: Die Beantwortung von Anfragen, 
die Beratung von Benutzern im Lesesaal ist 
ja nicht ihre einzige Aufgabe. Die Erfah-
rungen des Landeshauptarchivs in seinem 
(barrierefreien) Lesesaal am neuen Stand-
ort Potsdam-Golm haben aber gezeigt, dass 
sich in der Praxis viele der geschilderten 
kleinen Hürden (vom fehlenden WLAN 
bis zum Fotografieren) bei einem bewuss-
ten Wechsel der Perspektive senken oder 
sogar beseitigen lassen.

Rechtliche Rahmenbedingungen und 
Grenzen der Serviceorientierung
Allerdings nicht alle: Gerade die rechtlichen 
Rahmenbedingungen der Benutzung engen 
unsere Spielräume deutlich ein. Und dieses 
schwierige Thema der Archivbenutzung 
wird mit der wachsenden Digitalisierung 
unserer Arbeitswelt zunehmend steiniger.

Am 25. Mai 2018 trat in der gesamten 
EU die „Datenschutz-Grundverordnung“ 
in Kraft, die auch die Arbeit der Archive in 
vielen Bereichen verändern könnte. Denn 
sie garantiert nicht nur erstmals ein „Recht 
auf Vergessenwerden“. Sie gewährt für per-
sonenbezogene Daten, egal ob analog oder 
digital, auch ein umfassendes Auskunfts-
recht der betroffenen Person, das Recht auf 
Einschränkung der Verarbeitung solcher 
Daten sowie das Recht auf Berichtigung 
fehlerhafter Angaben. Archive wären ver-
pflichtet, jedem Bürger auf Wunsch alle 
Personen zu nennen, denen seine personen-
bezogenen Daten offengelegt wurden, und 
ihm jede Berichtigung oder Löschung sei-
ner personenbezogenen Daten mitzuteilen. 
Zudem müssten sie auf Wunsch Auskünfte 
über die archivierten personenbezogenen 
Daten sogar in elektronischer, digital über-
tragbarer Form bereitstellen.

Wie zahlreiche andere Bundesländer 
musste auch Brandenburg 2018 sein Da-
tenschutz- und Archivgesetz anpassen und 
um „Derogationsformeln“ ergänzen, um 
diese Änderungen nicht automatisch wirk-
sam werden zu lassen. Denn sie würden 
nicht nur viele Arbeitsaufgaben der öffent-
lichen Archive im Land in Frage stellen, 
sondern auch deren Arbeitsfähigkeit.

Im Zeitalter von „Datenkraken“ wie 
Google, Facebook und Co. können auch 
Archive schnell einmal in den Verdacht ge-
raten, persönliche Daten nicht nur in gro-
ßen Mengen, sondern auch zu Unrecht zu 

speichern. Dabei sind Archive, schaut man 
auf die Kassationsquoten, doch eher Insti-
tutionen des kontrollierten Vergessens, der 
fachlichen Bewertung und Löschung von 
Daten.

Und so stehen die Archive oft zwi-
schen den Fronten eifriger Datenschützer 
auf der einen und der wissbegierigen Be-
nutzer auf der anderen Seite. Sie sollen, so 
jüngst eine Forderung des Verbandes der 
deutschen Erbenermittler, möglichst über-
haupt keine Akten mit Personenangaben 
mehr kassieren und sollen andererseits nach 
dem Willen vieler Landesdatenschutzbe-
auftragten zugleich alle persönlichen Daten 
von Bürgern vernichten, sobald sie für das 
Verwaltungshandeln der Behörden nicht 
mehr erforderlich sind. Ein schwieriger  
Spagat.

Noch kniffliger als unsere gewohnten 
Abwägungen und Ermessensentscheidun-
gen bei der Verkürzung von Schutzfristen 
oder der Erteilung von Benutzungsauflagen 
gestaltet sich derzeit der Umgang mit den 
Tücken und Winkeln des Urheberrechts, 
zumal es in den letzten Jahren mit Zunah-
me der digitalen Ton-, Bild- und Textwerke 
mehrfach Reformen und Veränderungen 
unterworfen war.

Besonders die digitale Bereitstellung 
oder auch nur das elektronische Ver-
arbeiten von urheberrechtlich geschützten 
Fotos, Filmen, Bauplänen, Plakaten oder 
Zeitungsartikeln birgt viele Stolperfallen. 
Schon wenn man die Kopie aus einem 
Buch der Dienstbibliothek einem Nutzer 
nicht in die Hand drückt, sondern per Mail 
zusendet, droht eine Anzeige.

Servicedenken stößt mithin auch an 
rechtliche Grenzen. Und es ist daher nicht 
verwunderlich, wenn viele Archive im Um-
gang mit Fotografier-Erlaub nissen, Repro-
duktionen und Scans für die Online-Prä-
sentation eher zu restriktiv sind. Oft trifft 
uns dann aber wieder der (berechtigte) Vor-
wurf, den Open-Access-Gedanken oder die 
Informationsfreiheitsgesetzgebung auszu-
höhlen oder durch Wasserzeichen auf unse-
ren Online-Digitalisaten, Eigentums- und 
Copy right vermerken willkürliche Schran-
ken aufzubauen, die das Urheberrecht gar 
nicht vorsieht.

Suchen kann jeder, beim Finden
braucht man Hilfe
Selbst wenn es in den nächsten Jahrzehnten 
gelingen sollte, alles Archivgut zu scannen, 
aufwendig zu erschließen, automatisiert zu 
transkribieren und damit erfolgreich durch-
suchbar zu machen, würden die Archive 
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die Erwartungen und Ansprüche vieler 
Nutzer dennoch wohl enttäuschen müs-
sen. Denn was sie liefern könnten, wären 
weiterhin nur „Rohdaten“. Und so wenig, 
wie man auf seiner Wetter-App vierhun-
dert Sattelitenbilder angezeigt bekommen 
möchte, sondern das Wetter von Morgen, 
möchten die Archivbenutzer von Morgen 
vierhundert Aktenseiten oder lange Tref-
ferlisten einer Datenbank durchlesen müs-
sen. Gesucht werden Informationen, nicht 
 Sig na turen. Am besten klare Antworten 
auf einfache Fragen, wie sie Google, Siri, 
Alexa und Co. liefern: „Ok, Archiv: Woher 
stammt mein Urgroßvater?“

Archivbenutzung heißt daher auch im 
Digitalen Zeitalter vor allem Beratung der 
Benutzer bei der Recherche und Auswer-
tung des Archivgutes. Und mit der Menge 
der online verfügbaren Findhilfsmittel und 
Digitalisate wird dieser Bedarf an „dialoger 
digitaler Nutzerberatung“ (Marion Ba-
schin) sogar eher noch wachsen: Ansonsten 
finden Benutzer in den Archiv-Datenban-
ken nämlich nur die Begriffe, die sie einge-
geben haben, aber nicht die Informationen, 
die sie suchen.

Wenn schon in den analogen Lese-
sälen die Benutzerberatung einen großen 
Anteil einnimmt, kann niemand erwarten, 
dass sich dies in einem „virtuellen Lesesaal“ 
ändern wird. Im Gegenteil: Der Lesesaal 
Internet bringt kein personelles Einspar-
potential, sondern erwartet noch mehr Be-
ratung und vor allem noch schnellere Ant-
worten – rund um die Uhr an sieben Tagen 
der Woche, über WhatsApp, Twitter, Chats 
und Soziale Netzwerke natürlich noch 
schneller als per Post, Fax oder E-Mail. 
Mehr Aufwand und mehr Personal also – 
dies dürfte vielleicht das Gegenteil dessen 
sein, was die meisten Unterhaltsträger von 
einer Digitalisierung oder gar Virtualisie-
rung ihrer Archive erwarten.

Archivarbeit „on demand“
Die Archivbenutzung, so kann man wohl 
zusammenfassen, wird sich in den nächsten 
Jahren rasant verändern. Die großartigen 
technischen Möglichkeiten eröffnen den 
Archiven neue Perspektiven fernab von 
Magazin und Lesesaal. Doch das Tempo 
dieser Transformation ist hoch, und ihre 
Erwartungen sind anspruchsvoll.

Genutzt wird zunehmend wohl nur 
noch, was digital und online verfügbar ist. 
Aber umgekehrt wird die Nutzung auch 
die Digitalisierung von Quellen steuern. 
Angesichts der geschilderten finanziellen 
Grenzen der Digitalisierung wird sich in 

den Archiven mittelfristig anstelle einer 
Digitalisierung ganzer Bestände wohl eher 
eine Digitalisierung einzelner Archivalien 
„on demand“ etablieren. Das heißt: Erst 
und nur bei konkreten Benutzungswün-
schen oder Projektanfragen werden dafür 
gezielt die tatsächlich nachgefragten Einzel-
stücke, Aktenserien oder Teilbestände digi-
talisiert und im Netz zur Verfügung stellt. 
Mehr werden die Archive in Deutschland 
und ihre Unterhaltsträger auf Dauer nicht 
finanzieren können.

Die gleichen Steuerungsprozesse wer-
den sich künftig wohl auch für die Be-
standserhaltung von Archivgut durchsetzen 
müssen, denn auch dort genügen die ver-
fügbaren Haushaltsmittel schon lange nicht 
mehr für eine dauerhafte Erhaltung aller 
Bestände, die zu großen Teilen vom säure-
bedingten Papierzerfall bedroht sind.

Und vermutlich dürfte sich in den 
nächsten Jahren angesichts wachsender 
Rückstände auch eine „Erschließung on 
demand“ in der archivischen Praxis weiter 
etablieren, die nur für tatsächlich benutzte 
und nachgefragte Bestände und Aktengrup-
pen eine vertiefte Verzeichnung anbietet. 
Ob sich daneben oder stattdessen auch eine 
Definition von „Leitbeständen“ (Bundes-
archiv) als archivarisch getriebene Strategie 
behaupten kann, bleibt abzuwarten.

Nutzergesteuerte Überlieferungs-
bildung
Nicht alles wird tiefer erschlossen, nicht 
alles wird digitalisiert und nicht alles wird 
erhalten werden können. Nimmt man diese 
drei Entwicklungen zusammen, ergibt sich 
allerdings mittelfristig eine in der Wirkung 
völlig neue Form der Überlieferungsbil-
dung: Nur noch die tatsächlich nachgefrag-
te Akte wird digitalisiert oder im Original 
erhalten werden können. Die verfügbaren 
Haushaltsmittel werden vollständig in die 
Digitalisierung dieser Archivalien fließen 
bzw. in deren technische, konservatorische 
und restauratorische Aufbereitung sowie 
die dauerhafte Speicherung der Images.

Und der Rest des Archivgutes in den 
Magazinen? Die noch nicht genutzten Ak-
ten? Was nicht genutzt wird, wird lang-
fristig wohl nicht mehr erhalten werden 
können, weil schlicht die Haushaltsmittel 
fehlen. Es wird auch nicht digital bereitge-
stellt werden können und hat damit auch 
in der Zukunft geringere Nutzungs-Chan-
cen, die durch eine zunehmend flachere 
Erschließung für nicht genutzte Bestände 
noch reduziert werden. Ein zirkulärer Pro-
zess, der Findbarkeit, Online-Verfügbar-

keit, Benutzung und Erhaltung am Ende 
auf eine kleine Auslese von Archivgut be-
schränken könnte.

Die Benutzung wird damit nicht nur 
zum Gradmesser der digitalen Transfor-
mation für die Archive werden. Sie könnte 
auch zum entscheidenden Prioritätskrite-
rium, faktisch zu einer zweiten Bewertung 
für die künftige Auswahl von Archivalien 
und Beständen werden, wenn es um ihre 
dauerhafte Erhaltung und digitale Bereit-
stellung geht.

Das Revolutionäre an dieser neuen 
Form der Überlieferungsbildung ist aller-
dings, dass sie nicht mehr archivar-, son-
dern nutzergesteuert ist. Vergleichbar etwa 
dem „Patron-Driven Acquisition“ (PDA), 
das Bibliotheken schon seit einigen Jahren 
für die Medienbeschaffung erproben. Für 
das Selbstverständnis der Archive bedeuten 
diese schleichenden, aber durch die rasan-
te digitale Transformation beschleunigten 
Steuerungsprozesse durch die Benutzung 
eine große fachliche Herausforderung.

Zusammenfassung
Der Erfolg eines Archivs ist sicher nicht nur 
an Kennzahlen allein zu messen. Betriebs-
wirtschaftliche Kriterien sind immer um 
eine archivfachliche Gegenrechnung zu er-
gänzen. Der Maßstab für ein erfolgreiches 
Archiv kann nur ein archivfachlicher sein, 
auch wenn die Archive selbst dafür bis-
lang noch keine abgestimmten Maßstäbe 
und Kriterien entwickeln und anbieten  
konnten.

Die Benutzung des übernommenen, 
verwahrten und erschlossenen Archivgu-
tes bildet heute im Selbstverständnis der 
deutschen Archive geradezu das Ziel und 
den Zweck allen archivarischen Handelns, 
sie ist gleichsam der Sinn des Archivs. Und 
eine hohe Nutzung gilt weithin als Ausweis 
erfolgreicher archivarischer Arbeit.

Das ist so selbstverständlich geworden, 
dass wir mitunter vergessen, dass dieses 
Leitbild noch relativ jung und keineswegs 
allgemeingültig ist: Archive haben sich 
(auch in Deutschland) erst in den letzten 
Jahrzehnten von bestandsorientierten zu 
nutzungsorientierten Einrichtungen ent-
wickelt. Die freie und offene Nutzung von 
Archiven ist ein ethisches, ein politisches 
Ziel, aber weltweit betrachtet natürlich 
auch gegenwärtig keineswegs selbstver-
ständlich.

Die deutschen Archive unterbreiten 
ihren Benutzern heute eine große Vielfalt  
von Angeboten. Die benutzbaren Bestände  
wach sen von Jahr zu Jahr um mehrere 
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Dut  zend Kilometer. Und doch nimmt die 
Zahl der Lesesaalbenutzer in den letzten 15 
Jahren stetig ab: In den deutschen Staats- 
und Landesarchiven ging sie gemessen an 
den Benutzertagen von 2002 bis 2017 um 
knapp 15 Prozent zurück, Tendenz weiter 
fallend.

Das mag auf den ersten Blick überra-
schen. Aber vielleicht spiegeln diese Zahlen 
bereits eine Trendwende in der archivischen 
Nutzung, denn Ziel der Archivbenutzung 
heute ist es nicht mehr nur, die Benutzung 
in den Lesesälen zu steigern. Archivbenut-
zung im Digitalen Zeitalter heißt vielmehr: 
Benutzung von jedem Ort zu jeder Zeit. 
Nicht mehr die Menschen sollen zu den 
Akten kommen, sondern die Akten zu den 
Menschen.

Die Archivbenutzung wird sich im 
Zuge des digitalen Wandels in den nächs-
ten Jahren erheblich verändern. Sie könnte 
geradezu zu einem Gradmesser werden, in 
welchem Maße sich die Archive „erfolg-
reich“ an die Herausforderungen der digita-
len Transformation anzupassen vermögen.
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Familie Fontane in Letschin.  
Vater Fontane vor dem Ruin.
Auf den Spuren von Louis Fontane im 
Brandenburgischen Landeshauptarchiv
Von Falko Neininger

Das Dorf Letschin im Oderbruch und sein Um-
land im Umkreis von einer preußischen Meile 
(etwa 7,5 km), 1839  BLHA, Rep. 6B Landratsamt 
Lebus Nr. 571

Theodor Fontane hat seinem Vater Louis 
Henri Fontane (1796–1867) in seinem 
autobiographischen Roman „Meine Kin-
derjahre“ von 1892/93 ein eindrucksvolles 
literarisches Denkmal gesetzt. Der statt-
liche Mann, der sich dank seiner Bonho-
mie, seiner vielfältigen Begabungen, seiner 
Weltoffenheit und Lebenslust sowie seines 
unerschöpflichen Vorrats an unterhaltsa-
men Geschichten und Anekdoten allge-
meiner Beliebtheit erfreute, ist die eigent-
liche Hauptfigur des Buches. Auch seine 
Schwächen, die nicht verschwiegen werden, 
seine ungeschäftliche Natur, seine Spiel-
leidenschaft, seine Phantastereien, seine 
Leichtlebigkeit und seine Flucht vor der 
Verantwortung, erscheinen hier als liebens-
wert. Um die Distanz, die ihm diesen ver-
klärenden Blick ermöglichte, hat Theodor 
wohl lange ringen müssen. Sein Verhältnis 
zu seinem Vater war geraume Zeit sehr am-
bivalent. Einerseits waren sich Vater und 
Sohn sehr nah und in manchem sehr ähn-
lich, andererseits sah sich Theodor vom Va-
ter um eine solide materielle Basis und um 
eine gründliche schulische und akademi-
sche Bildung betrogen und grenzte sich ge-
legentlich scharf von ihm ab. Es lohnt sich 
aber bei seinen Selbstäußerungen immer, 
genau hinzuschauen und nach Quellen zu 
suchen, die seine Angaben ergänzen, bestä-
tigen oder auch korrigieren können. Dabei 
geht es nicht um Faktenhuberei. Theodor 
hat in seinem Elternhaus prägende Eindrü-
cke empfangen, die seine literarische Arbeit 
beeinflussten, und er nutzte Kenntnisse 
und Erfahrungen aus seiner Kindheit und 
Jugendzeit als reiches Reservoir für die Be-

schreibung von Charakteren, Personenkon-
stellationen, historischen Begebenheiten, 
Stimmungen, Orten und Landschaften. 
Figuren, die Züge des Vaters tragen, finden 
sich wiederholt in den Romanen, z. B. der 
Apotheker Gieshübler bei „Effi Briest“ in 
dem fiktiven Ort Kessin, der an Swinemün-
de erinnert, wo Vater Fontane seine zweite 
Apotheke betrieb, oder der Kaufmann und 
Gastwirt Hradscheck in „Unterm Birn-
baum“, der in dem fiktiven Dorf Tschechin 
angesiedelten Kriminalerzählung, in der 
viele Bezüge zu Letschin im Oderbruch er-
kennbar sind, wo Vater Fontane seine vierte 
und letzte Apotheke besaß. 

Einige wichtige Quellen für die Ge-
schichte der Familie Fontane hat das Bran-
denburgische Landeshauptarchiv (BLHA) 
zu bieten. Manches, aber längst nicht alles 
davon, ist bekannt und von der Forschung 
ausgewertet. Wichtige Informationen bie-
ten vor allem Grundakten im Zentralen 
Grundbucharchiv des BLHA. Aus deren 
Angaben lassen sich die Vermögensverhält-
nisse der Eltern Fontane wenigstens teil-
weise rekonstruieren. Das ist deshalb inte-
ressant, weil Geld bei ihnen eine wichtige 
Rolle spielte, und mehr noch die immer 
drückenden Schulden und Finanzkrisen bis 
hin zum wirtschaftlichen Ruin von Vater 
Fontane 1849/50. Die Akten bieten aber 
noch mehr als Zahlen, weil private Kredite 
damals noch nicht bei Banken aufgenom-
men werden konnten, sondern mit Ver-
wandten, Bekannten, Nachbarn und Kol-
legen oder anderen privaten Kreditgebern 
ausgehandelt werden mussten und damit 
auch manches über dieses Umfeld verraten. 
Von einem missmutigen Kommentar zu 
solchen Unterlagen in einem Brief Theo-
dors an seine Mutter von 1861 lassen wir 
uns nicht abschrecken. Darin beschrieb 
er einen Besuch bei seinem Vater, der da-
mals bereits seit Jahren von seiner Frau ge-
trennt in Schiffmühle bei Bad Freienwalde 

lebte: Am andern Tage gingen wir zu den 
‚Geschäften‘ über, d.h. zur Durchsicht einer 
Menge alter Zettel, auf denen er in seinen 
vielen Mußestunden die fabelhaftesten Be-
rechnungen angestellt hatte; außerdem las er 
mir alte Aktenstücke, Kaufkontrakte, Cessio-
nen etc. vor, behauptete jeden Augenblick, es 
sei das dummste und langweiligste Zeug das 
man sich denken könne (worin ich laut ein-
stimmte) las aber doch immer weiter, so daß 
mir ganz jämmerlich zu Muthe wurde. Bei 
Theodor berührte das Graben in der Erin-
nerung an missglückte Geschäfte und ver-
spieltes Vermögen wunde Punkte. Heute 
können solche Papiere helfen, die Lebens-
umstände der Fontanes besser kennenzu-
lernen und damit auch Theodor und sein 
literarisches Werk in einzelnen Punkten 
besser zu verstehen.

Von Neuruppin nach Letschin
Der gelernte Apotheker Louis Fontane 
konnte sich 1819 mit erst 23 Jahren durch 
den Erwerb der Löwenapotheke in Neu-
ruppin beruflich selbständig machen. Das 
nötige Geld dafür stellte ihm sein Vater 
Pierre Barthélemy (1757–1826) als Kredit 
zur Verfügung. Recht bald geriet er aber in 
eine wirtschaftliche Schieflage und fand in 
den folgenden Jahrzehnten nur noch spo-
radisch aus der finanziellen Bredouille he-
raus, obwohl die Rahmenbedingungen für 
ihn als Apothekenbesitzer nicht schlecht 
waren. Die ewigen finanziellen Schwierig-
keiten waren ein entscheidender Grund 
für die wachsenden Spannungen zwischen 
den Eheleuten Fontane, die schließlich 
1850 zur Trennung führten. Mutter Emilie 
Fontane (1798–1869) kam aus einer gut-
situierten Berliner Kaufmannsfamilie, hatte 
aber früh ihre Eltern verloren. Wirtschaft-
lich gesicherte, respektable Verhältnisse 
waren ihr sehr wichtig. Schnell merkte sie 
aber, dass der vielversprechende, begab-
te, unterhaltsame, lebenslustige, attraktive 
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Mann aus gutem Hause, den sie jung gehei-
ratet hatte, ihr nicht bieten konnte, was sie 
von ihm erwartete: diese sichere, angesehe-
ne bürgerliche Existenz. Da er ihren ener-
gischen Versuchen, Ordnung zu schaffen, 
ständig auswich, steigerte sich ihre Frustra-
tion zu Verbitterung. Das häusliche Leben 
war von einem häufigen Kleinkrieg geprägt, 
den Theodor in seinem zum 30.  Hoch-
zeitstag 1849 geschriebenen Schwank „Der 
Westfälische Frieden“, jedenfalls in dem 
davon erhaltenen Fragment, auf verletzende 
Weise vorführte.

Damals hatte Louis bereits drei berufli-
che Stationen durchlaufen und stand kurz 
vor dem Ende seiner Tätigkeit als Apothe-
ker und der Trennung von seiner Frau. Von 
1819 bis 1826 besaß er die Löwenapotheke 
in Neuruppin, von 1827 bis 1837 die Apo-
theke in Swinemünde, der Hafenstadt auf 
Usedom, die gerade begann, sich zum See-
bad zu entwickeln, von 1837 bis 1838 die 
Altstädter Apotheke in Mühlberg an der 
Elbe. Seit 1838 war er Apothekenbesitzer 
in Letschin im Oderbruch. Für Neuruppin, 
Mühlberg und Letschin bieten Akten des 
BLHA bei genauem Hinsehen eine Fülle 
von Informationen zu den Lebensverhält-
nissen der Fontanes und manche wertvolle 
Anhaltspunkte für weitere Recherchen in 
anderen Quellen. Hier müssen wir uns aber 
auf einen Blick in die Grundakten der Let-
schiner Apotheke beschränken.

Der Kauf und die Einrichtung der 
Apotheke in Letschin
Der Kaufvertrag für die Apotheke in 
 Letschin datiert vom 26. August 1838. An 
diesem Tag wurde sie auch vom Vorbesitzer 
Carl Oltmann übergeben. Der Kaufpreis 
betrug 16.000 Taler. Davon hatte Louis be-
reits 500 Taler angezahlt. Am Tag des Ver-
tragsabschlusses zahlte er 2.500 Taler. Wei-
tere 5.000 Taler sagte er für den 5. Januar 
1839 zu. Die zweite Hälfte des Kaufprei-
ses von 8.000 Talern wurde als Restkauf-
geld-Hypothek für Oltmann im Grund-
buch eingetragen. Die Erwerbung umfasste 
ein Grundstück von knapp 900 qm im Ort 
mit Wohnhaus und Stall sowie die kom-
plette Apothekeneinrichtung und den Wa-
renbestand. Wie vereinbart zahlte Louis 
5.000 Taler Kaufgeld im Januar 1839. Die 
Hälfte davon stammte von seiner Stief-
mutter Charlotte Friederike (1778–1843), 
der dritten Frau seines Vaters Pierre 
Barthélemy, für die eine Hypothek von  
2.500 Talern im Grundbuch eingetragen 
wurde. 

Grundakte zum Apothekengrundstück in Letschin, 

Bd. 1, angelegt im Justizamt Wollup 1833, seit 1848 
weiter geführt bei der Kreis-Gerichts-Deputation Seelow 
BLHA, Rep. 105 GA K II AG Seelow Paket-Nr. 439 -  
Grundakte Letschin Band 4 Blatt 146, Aktenband 1
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Die Apotheke in Letschin versprach gute 
Erträge. Letschin war das mit Abstand 
größte Dorf der Gegend. 1840 hatte es 332 
Wohngebäude und 2.630 Einwohner. Von 
den nächstgelegenen Städten Wriezen, Küs-
trin, Seelow, Müncheberg und Buckow wa-
ren nur Küstrin und Wriezen größer. Durch 
seine Straßenverbindungen, eine Poststati-
on auf dem Weg von Wriezen nach Küstrin 
oder Frankfurt (Oder) und zahlreiche Han-
del- und Gewerbetreibende hatte Letschin 
eine gewisse zentralörtliche Bedeutung. 
Eine Liste der Schulbeitragspflichtigen von 
1843 benennt 51 Beitragspflichtige in den 
Steuerklassen 1 bis 3 der Wohlhabend-
enden und Gutsituierten, vornehmlich 
reiche Bauern und große Gewerbetreiben-
de. Aber auch Apotheker Fontane war in 
Steuerklasse 3 der Gutsituierten eingestuft.  

Die Apotheke in Letschin war 1838 noch 
ganz neu. Genaue Auskunft über die 
Einrichtung gibt das Protokoll ihrer amt-
lichen Revision, die 1835 kurz nach der 
Eröffnung durchgeführt wurde. Oltmann 
hatte die Konzession zur Anlegung der 
Apotheke 1832 erhalten. 1833 hatte er ein 
Grundstück an der Hauptstraße des Dorfes 
erworben, auf dem er 1834 ein einstöckiges 
Fachwerkhaus errichten ließ. 1835 konnte 
er hier seine Apotheke eröffnen. Der Ver-
kaufsraum war durch eine mit Fenstern 
versehene Flügeltür von der Straße her zu-
gänglich. Er war ca. 32 qm groß und hat-
te zwei große Fenster. Die Gutachter lob-
ten: Die Apotheke hat ein äußerst gefälliges, 
freundliches Äußeres, in welchem Einfachheit 
mit Eleganz verbunden sind, indem bei ihrer 
Gestaltung alle zeitgemäßen Rücksichten be-

obachtet worden sind. Auf dem Verkaufs-
tisch stand eine Säule mit einer Waage. Die 
Wände waren rundherum unten mit Rei-
hen von Schubkästen und darüber mit Re-
galen ausgestattet. Die Regale waren durch 
14 Säulen in Felder geteilt. Hinter jeder 
Säule ließen sich kleine Wandschränke für 
gefährliche Substanzen öffnen. Die ganze 
Einrichtung war lichtbraun-mahagoniartig 
gebeizt und lackiert. Auf den Regalen stan-
den Arzneigefäße aus Porzellan, Glas oder 
Holz in systematischer Anordnung. Uebe-
rall beobachtete man die größte Akkuratesse, 
musterhafte Ordnung und lobenswerthe Rein-
lichkeit. 

Detailliert beschrieben werden auch 
die geräumige Materialkammer zur Aufbe-
wahrung von Vorräten, das massiv gebaute, 
feuersichere Laboratorium, der gewölbte 

Kredit von 2.500 Talern von Friederike Fontane 
für den Apothekenkauf. Eigenhändige Empfangs-
bestätigung von Friederike Fontane für das Hypo-
theken-Dokument, 10. Mai 1839, in der Grundakte 
Letschin Band 4 Blatt 146, Aktenband 1, Bl. 60

Auf den Spuren von Louis Fontane im Brandenburgischen Landeshauptarchiv

Im Hintergrund: Kauf der Apotheke in Letschin 
durch Louis Fontane. Abschrift des Kaufver-
trags vom 26. August 1838 (Seite 2 von 12) in der 
Grundakte Letschin Band 4 Blatt 146, Akten-
band 1, Bl. 31v) 
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Keller für kühl zu haltende Vorräte und der 
Speicher mit zwei Dachkammern zur Auf-
bewahrung von Kräutern und einem gro-
ßen Trocknungsgestell für Kräuter.

Eine häufig abgebildete Zeichnung 
des Hauses zeigt es als einstöckiges Fach-
werkhaus auf hohem Sockelgeschoss mit 
großem Walmdach, der Eingangstür in 
der Mitte und je vier Fenstern zu beiden 
Seiten. Ob die Fontane’sche Apotheke aber 
genau so aussah, ist zweifelhaft. Eine Lage-
skizze von 1834 in Akten der Regierung 
Frankfurt (Oder) lässt ein etwas anderes 
Aussehen vermuten. Sie zeigt den Grund-
riss eines großen rechteckigen Gebäudes 
längs der Straße, das rechts und links zwei 
kurze, bis zur Grundstücksgrenze vor-
springende Flügel hatte. Auch die Angabe 
des Revisionsprotokolls, dass der Verkaufs-
raum der Apotheke einen eigenen Eingang 
von der Straße her hatte, weckt Zweifel an 
der Zeichnung, die nur einen Hauseingang 
zeigt.

Theodor in Letschin
Der Haushalt der Fontanes in Letschin be-
stand wohl im Kern aus den fünf Familien-
angehörigen Louis und Emilie Fontane mit 
ihren drei jüngeren Kindern Jenny (1824–
1904), Max (1826–1860) und Elise (1838–
1923), außerdem, wie schon bei Oltmann, 
wahrscheinlich aus einem Gehilfen und ei-
nem Lehrling in der Apotheke und ein oder 
zwei Hausangestellten. 

Theodor hatte schon 1832 das Eltern-
haus verlassen, um zunächst in Neuruppin 
und dann in Berlin die Schule zu besuchen. 
1836 begann er seine Apothekerlehre in 
Berlin. Sein Bruder Rudolf (1821–1845) 

Die Oltmann‘sche Apotheke in Letschin und  
die Gebäude des benachbarten Braukrugs, 1834  
BLHA, Rep. 3B Regierung Frankfurt (Oder) I Pol 
Nr. 2779

theker zu etablieren. Obwohl es ihm in 
Letschin nie recht behagte, war er auch be-
reit, im nahen Dorf Gusow am Rande des 
Oderbruchs klein anzufangen. Mit einem 
Brief vom 30. Mai 1847 an die Herrschaft 
in Gusow, mit dem er um Unterstützung 
für ein Gesuch bei den Behörden um Ertei-
lung einer Apotheken-Konzession für Gu-
sow bat, hatte er allerdings keinen Erfolg. 

Verzweifelte Briefe an Bernhard 
von Lepel
Im Sommer 1849 hören wir von neuer-
lichen Versuchen Theodors, sich als Apo-
theker selbständig zu machen. Sein Freund 
Bernhard von Lepel unterstützte ihn bei 
Verhandlungen zum Kauf einer Apothe-
ke und bot an, bei einer reichen Tante um 
einen Kredit zu bitten. Als er nachfragte, 
ob Theodors Vaters nicht einen Kredit ab-
sichern könnte, erhielt er eine drastische 
Schilderung der finanziellen Situation der 
Familie Fontane: Ich habe die Ehre und das 
Vergnügen einer durch und durch pauvren 
Familie anzugehören, die dadurch doppelt 
pauvre ist, daß sie, in fast allen ihrer Glie-
der, mal was besessen und die Tausende zum 
Schornstein hinausgewirthschaftet hat. Da-
durch ist nicht blos das Geld, sondern auch 
der Credit zum Teufel gegangen. Mein Vater, 
in vielen Stücken ein ganz famoser Kerl, in 
einzelnen sogar ein seltener, hat ein bis auf 
den letzten Dachziegel verschuldetes Grund-
stück, und wartet eigentlich schon 25 Jahre 
darauf, daß er von Gerichts wegen mit Weib 
und Kind aus dem Hause geschmissen wird. 
Ich sage Dir: und wenn ich eine Sechser-
schrippe auf Pump kaufen, und einen Schein 
auf die Apotheke meines Vaters ausstellen 
wollte, so würde sich der Bäcker bestens be-
danken. Es wird zwar bei uns zu Hause im-
mer noch Champagner getrunken, weil jeder 
Tag Geld bringt und die Pfennig-Noth noch 

war beim Umzug der Familie nach Letschin 
wohl auch schon außer Haus in einer land-
wirtschaftlichen Lehre oder Ausbildung. Er 
starb bereits am 1. Januar 1845 in Badin-
gen in der Uckermark als Wirtschafts-Ins-
pektor in der Gutswirtschaft des dortigen 
Domänenpächters. 

Theodor hielt sich in den Jahren 1838 
bis 1850 häufig für kürzere oder längere 
Zeit in Letschin auf. Anfang 1841 war er 
mehrere Wochen dort, um sich von einer 
schweren Typhuserkrankung zu erholen. 
1843/1844 absolvierte er einen Teil seiner 
praktischen Apotheker-Ausbildung bei sei-
nem Vater. 1846 und 1847 war er noch 
einmal länger in Letschin, um sich auf sein 
Apotheker-Examen vorzubereiten, das er 
am 2. März 1847 bestand, und um seinen 
Vater zu unterstützen, aber wohl auch aus 
Mangel an Alternativen. Heimisch ist er 
in Letschin nie geworden. Seinem Freund 
Wilhelm Wolfsohn teilte er in einem Brief 
vom 10. November 1847 nur halb scherz-
haft mit: Letschin im Oderbruch, Kirchdorf 
mit 3500 Seelen (?) und Residenz zweier dort 
stationirter Gensdarmen, hängt durch Ver-
mittlung eines sogenannten Rippenbrechers 
von Postwagen nur lose mit der civilisierten 
Welt zusammen. Es ist ein zweites Klein-Sibi-
rien; die Lebenszeichen einer Welt da draußen 
sind selten, aber – sie kommen doch vor. Der 
Verweis auf Sibirien als Ort der Verban-
nung hat hier, weil Wolfsohn aus Russland 
stammte, besonderes Gewicht. Noch in sei-
ner 1884/1885 entstandenen Kriminaler-
zählung „Unterm Birnbaum“, die Theodor 
in dem fiktiven Ort Tschechin spielen lässt, 
der deutlich an Letschin erinnert, schildert 
er die dörfliche Gesellschaft als eng und 
hart.

Seit seinem Examen im März 1847 
bemühte sich Theodor einige Jahre sehr 
ernsthaft darum, sich als selbständiger Apo-
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nicht da war, aber was die Stunde giebt, das 
nimmt sie auch, und wenn ich mich ver-
heirathete, würde man mir höchstens eine 
Schiebelampe, oder ein Theesieb zum Hoch-
zeitsgeschenk machen können.

Am 5. Oktober klagte Fontane in 
einem weiteren Brief an Lepel vehement 
über das ihm nun drohende Schicksal, als 
angestellter Apotheker zu enden: Und es 
könnte alles anders sein! Sieh, das verbittert 
mich jetzt. Zu Zeiten bis ins tiefste Herz. Der 
Egoismus meines Vaters, der immer Geld hat-
te für Wein und Spiel, und nie für Erziehung 
und Zukunft seiner Kinder hat schlimme 
Frucht getragen. Man ließ mich Apotheker 
werden, weil man das Geld verprassen woll-
te, was zur Ausbildung der Kinder hätte ver-
wendet werden müssen, und jetzt, wo sich die 
Reue darüber leise im Herzen regt, ist es zu 
spät: die Noth ist da, der Bankrutt bricht her-
ein – jetzt kann Niemand mehr helfen. – Ich 
habe von Haus sehr trübe Nachrichten, die 
wenig geeignet sind, mich frei und froh in die 
Zukunft blicken zu lassen.

Der Weg in den Ruin
Was sagen die Akten zur finanziellen Situ-
ation von Vater Fontane in Letschin? Am 
19. April 1843 starb seine Stiefmutter Frie-
derike in Berlin. Haupterben waren ihre 
drei Stiefsöhne Karl, Louis und August. 
Für Louis brachte das Erbe wahrscheinlich 
mehr als 3.000 Taler ein. Eine Vermögens-
aufstellung Friederikes oder ein Erbtei-
lungsvertrag mit genauen Angaben liegen 
leider nicht vor. 

Auf der Apotheke in Mühlberg lastete 
ein Kredit von 2.500 Talern, den nun die 
Brüder Fontane erbten und 1844 an einen 
anderen Gläubiger abtraten. Weitere 2.500 
Taler Friederikes waren in der Letschiner 
Apotheke angelegt. Dieser Kredit wurde 
von den Erben im November 1843 an eine 
neue Gläubigerin abgetreten. 

Von beiden Krediten hat Louis sicher 
seinen Anteil erhalten. Trotzdem machte 
er weiter neue Schulden. Im Januar 1844 
lieh er 1.000 Taler in Berlin. Im März 1846 
lieh er weitere 1.000 Taler für ein Jahr in  
Wriezen. 

Im März 1847 übernahm ein Gutsbesit-
zer in Letschin diesen Kredit, den Fontane 
selbst wohl nicht pünktlich zurückzahlen 
konnte. Erst im Oktober 1847 löste er 
ihn ab, nahm aber gleichzeitig neue 3.500 
Talern bei Landes-Ökonomierat Johann 
Gottlieb Koppe im nahen Wollup auf. Mit 
diesem angesehenen und erfolgreichen 
Landwirt und Domänenpächter war Louis, 
dessen Neigungen samt und sonders nach der 

Abtretung der Forderung von 2.500 Talern von den Erben der Friederike Fontane an die  
Kriegsrätin Mügge. Gesuch von Louis Fontane um Ausstellung einer entsprechenden Obligation 
für die neue Gläubigerin, 10. Januar 1844, in der Grundakte Letschin Band 4 Blatt 146,  
Aktenband 1, Bl. 109
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landwirtschaftlichen Seite hin lagen („Meine 
Kinderjahre“, Viertes Kapitel), wohl auch 
durch diese Interessen verbunden. Zum 
Frühjahr 1848 kündigte Carl Oltmann 
seinen Kredit von 4.000 Talern Restkauf-
geldern. (Die Forderung von 4.000 Talern 
hatte er bereits 1840 an einen anderen 
Gläubiger abgetreten.) Auch diesen Kredit 
übernahm Koppe, allerdings zu 5 statt bis-
her 4,5 Prozent Zinsen.

Am 18. und 19. Juli 1848 erschien in 
der Vossischen Zeitung in Berlin eine An-
zeige von Louis Fontane, mit der er seine 
Apotheke, die sich durch ihre glückliche 
Lage auszeichne, für ein Mindestgebot von 
12.000 Talern zum Kauf anbot. Was ihn 
zu diesem Schritt ausgerechnet im unruhi-
gen Sommer 1848 bewog, ist nicht erklär-
lich. 12.000 Taler lagen deutlich unter den 
16.000 Talern, die er selbst bezahlt hatte, 
und unter den 14.000 Talern, mit denen 
die Apotheke verschuldet war. Zum Ver-
kauf kam es vorerst nicht, aber die finan-
ziellen Schwierigkeiten nahmen weiter zu. 
Mitte Mai 1849 wurde Louis von Schulden 
eingeholt, die er wohl noch in Mühlberg 
gemacht hatte: Ein gerichtliches Zahlungs-
mandat traf ein, dem Hüfner Gottfried 
Keil aus Paußnitz bei Mühlberg 1.500 Taler 
samt Zinsen seit Herbst 1846 binnen drei 
Monaten zu zahlen. 

Tatsächlich war die Lage jetzt so heikel, 
dass Louis sich im Mai 1849 genötigt sah 
oder von seiner Frau Emilie genötigt wur-
de, das von ihr in die Ehe eingebrachte Ver-
mögen von 6.000 Talern als Hypothek im 
Grundbuch eintragen zu lassen. Geradezu 
abenteuerlich mutet der nächste Schritt an: 
Am 13. September 1849 einigten sich die 
Eheleute Fontane durch gerichtlichen Ver-
trag, dass ihre gesamte bewegliche Habe an 
Emilie überschrieben wurde, um einen Teil 
ihres Vermögens so zu sichern. 

Von besonderem Interesse an diesem 
Vertrag ist das ausführliche und detaillier-
te Inventar, in dem von den Möbeln der 
guten Stube über Bilder, Bücher, Geschirr, 
Wäsche, Hausgerätschaften, Pferd und Wa-
gen bis zur Kleidung von Louis einschließ-
lich Taschentüchern und Unterwäsche alles 
aufgelistet und taxiert ist. Der Gesamtwert 
all dessen wurde mit 1.577 Talern 15 Sil-
bergroschen veranschlagt. Diese Summe 
wurde dann von den 6.000 Talern, die 
für Emilie eingetragen waren, abgezogen, 
womit 4.422 Taler 15 Silbergroschen von 
Emilies Hypothek übrigblieben.

Mit Hüfner Keil konnte sich Louis im 
Herbst 1849 auf eine Schuldsumme von 
1.200 Talern einigen, von denen er 300 Ta-

Gesuch von Louis Fontane um Ausstellung eines Hypothekenscheins für einen wichtigen  
Geschäftsbedarf, 14. April 1847, mit Berechnung der Gebühren, in der Grundakte Letschin  
Band 4 Blatt 146, Aktenband 1, Bl. 123
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Verkauf der beweglichen Habe von Louis Fontane an seine Frau Emilie.  
Abschrift des Vertrags vom 13. September 1849 (Seite 1 von 8) in der Grundakte Letschin Band 4 
Blatt 146, Aktenband 1, Bl. 154

ler zahlte. Die restlichen 900 Taler wurden 
als Hypothek zu fünf Prozent Zinsen ab 1. 
Oktober im Grundbuch eingetragen und 
sollten zum 1. Oktober 1850 zurückgezahlt 
werden. 

Rettung durch den Schwager 
Sommerfeldt
Das Schicksal nahm jetzt generell eine 
günstigere Wendung. Am 26. April 1850 
teilte Theodor seinem Freund Lepel mit: 
Meine Schwester hat sich mit einem Giftmi-
scher verlobt, der am 1ten Oktober die Bude 
meines Vaters übernimmt. Es ist das sehr viel 
werth, und die Möglichkeit da, daß die gan-
ze Familie sich noch mal wieder erholt. Am 
5. September war in Letschin die Hoch-
zeit von Jenny Fontane mit dem Apotheker 
Hermann Sommerfeldt (1820–1902), dem 
ehemaligen Gehilfen des Vaters Fontane.

Per Vertrag vom 10. Oktober 1850 
konnte Louis seine Apotheke in Letschin 
an seinen neuen Schwiegersohn verkaufen 
und damit seine Schulden abwerfen. Als 
Kaufpreis wurden 33.000 Taler verabre-
det, wovon 7.000 Taler für die Immobilie, 
13.000 Taler für die Apotheken-Konzession 
und 13.000 Taler für die Gerätschaften 
und Vorräte veranschlagt waren. Sommer-
feldt übernahm an Hypothekenschulden 
die 8.000 Taler Restkaufgeld von 1838, die 
2.500 Taler von 1839, die 1.000 Taler von 
1844, die 3.500 Taler von 1847 und die 
900 Taler von 1849, zusammen also 15.900 
Taler, und zahlte 3.000 Taler bar. Die üb-
rigen 14.100 Taler wurden ihm als Kredit 
zu fünf Prozent Zinsen ab dem 1. Oktober 
eingeräumt. Die Hypothekenschulden von 
4.422 Talern 15 Silbergroschen – Emilies 
Anteil – verpflichtete sich der Verkäufer 
innerhalb von acht Wochen abzulösen. Die 
Übergabe der Apotheke war bereits erfolgt. 
Die Keil zugesicherte Rückzahlung seiner 
900 Taler konnte geleistet werden, indem 
ein neuer Gläubiger gefunden wurde. 

Die Jahre der Trennung
Im Herbst 1850 trennten sich Louis und 
Emilie Fontane ohne Scheidung. Emilie 
und Tochter Elise zogen nach Berlin in eine 
Mietwohnung in der Köpenicker Straße, 
die Theodor für sie gefunden hatte. Von 
dort siedelten sie 1854 nach Neuruppin 
über. Louis logierte zunächst in Eberswal-
de. Später kaufte er sich ein kleines Haus 
mit separatem Stall und einem Morgen 
Land in Schiffmühle bei Bad Freienwalde, 
wo er auch seiner Neigung zur Landwirt-
schaft wieder nachgehen und ein Schwein 
halten konnte. Die Mittel dafür stammten 
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Verkauf der Apotheke in 
Letschin an Hermann Som-
merfeldt. Gesuch von Louis 
Fontane um einen Termin zur 
Aufnahme des gerichtlichen 
Kaufkontrakts in der ersten 
Oktoberwoche, 12. Septem-
ber 1850, in der Grundakte 
Letschin Band 4 Blatt 146, 
Aktenband 1, Bl. 222
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vermutlich aus der folgenden Transaktion: 
Ende 1853 trat er einen Teil seiner Hypo-
thek auf der Letschiner Apotheke in Höhe 
von 1.100 Talern an den Apotheker Johann 
Friedrich Zeisig in Friedeberg ab und ließ 
sich diese Summe von ihm auszahlen. 

Trotz seiner Abgeschiedenheit in Ebers-
walde und mehr noch in Schiffmühle blieb 
Louis durch gelegentliche Besuche und 
regen Briefwechsel mit der Familie ver-
bunden. 1852 konnte er in seinem Sohn 
Theodor dann doch noch Dankbarkeit 
für eine finanzielle Unterstützung wecken. 
Mit einem Darlehn von 200 Talern leiste-
te er eine wichtige Beihilfe zu den Kosten 
für Theodors Reise nach England im Som-
mer 1852. Daran erinnerte Theodor noch 
in „Meine Kinderjahre“ (Viertes Kapitel): 
Und so fügte sich’s denn, daß er, der in guten 
Tagen, in diesem und jenem, wohl manches 
versäumt hatte, schließlich doch der Begrün-
der des bescheidenen Glückes wurde, das die-
ses Leben für mich hatte. 

1857 löste Louis Letschiner Hypothe-
kenforderungen von 3.000 Talern, 1858 
von weiteren 600 Talern ein. Es blieben 
ihm damit noch 9.400 Taler Restkaufgeld. 
Anfang 1859 einigten sich die Eheleute 
Fontane und Sommerfeldt auf eine Um-

Auf den Spuren von Louis Fontane im Brandenburgischen Landeshauptarchiv

Testamentarische Verfügung von Emilie Fontane über ihre bewegliche Habe, ihr Bargeld und ihr Kapitalvermögen von 4.000 Talern. Ausschnitt aus dem 
eigenhändigen Testament vom 5. Mai 1868  BLHA, Rep. 5D Kreisgericht Neuruppin Nr. 158, Bl. 20

schichtung. Von den 9.400 Talern wur-
den 4.422 Taler 15 Silbergroschen, also 
der Betrag der bestehenbleibenden Hypo-
thek von Emilie, und weitere 3.977 Taler 
15 Silbergroschen zur Löschung gebracht.  
Den Rest von 1.000 Talern übertrug Lou-
is seiner jüngsten Tochter Elise für ihre 
künftige Ausstattung. Die 3.977 Taler 15 
Silbergroschen umfassten 2.400 Taler Kauf-
geld für eine Leibrente, die Sommerfeldt 
seinen Schwiegereltern zugesichert hatte, 
und von ihm an sie bereits geleistete Bar-
zahlungen in Höhe von 1.577 Talern 15 
Silber groschen. 

Im Sommer 1862 verkaufte Sommer-
feldt die Apotheke in Letschin weiter. Der 
Kaufpreis betrug jetzt 44.000 Taler. Som-
merfeldt erhielt davon 2.000 Taler bar. Der 
Käufer übernahm Hypothekenschulden in 
Höhe von 25.600 Talern, darunter 4.000 
Taler von Emilies Forderung und die 1.000 
Taler von Elise. Emilie erhielt die ihr zu-
sätzlich zustehenden 422 Taler 15 Silber-
groschen von ihrem Schwiegersohn ausge-
zahlt.

In ihrem Testament vom 5. Mai 1868 
bestimmte sie ihre drei noch lebenden Kin-
der Theodor, Jenny und Elise sowie Enkelin 
Marianne Fontane, die Tochter des 1860 

verstorbenen Sohns Max, zu ihren Erben. 
Die noch bei der Mutter wohnende unver-
heiratete Elise sollte den gesamten Mobili-
ar-Nachlass einschließlich der baren Gelder 
erhalten. Von dem Kapital-Vermögen, das 
noch aus den 4.000 Talern Hypothek auf 
der Letschiner Apotheke bestand, sollte Eli-
se 1.000 Taler erhalten: Die übrigen 3.000 
Taler, oder was davon bei Emilies Tod noch 
übrig war, sollten unter den drei anderen 
Erben gleichmäßig verteilt werden.

Das Haushaltsinventar von 1849
An dem Inventar vom 13. September 1849 
ist zunächst die schiere Menge der aufgelis-
teten Möbel und sonstigen Einrichtungs-
gegenstände, Gerätschaften und Wäsche-
stücke bemerkenswert. Man fragt sich, wie 
das alles in dem Letschiner Apothekenhaus 
Platz hatte. Es zeigt ganz deutlich, dass 
man auch in schwierigen Zeiten und auf 
dem Dorf an einem städtisch-bürgerlichen 
Lebenszuschnitt festzuhalten versuchte.

An der Spitze der Liste stehen zwei 
Garnituren guter Möbel aus Mahagoni 
und aus Birkenholz. Zur Möblierung der 
guten Stube gehörten folgende vornehme 
Mahagoni-Möbel: ein Zylinderbureau, ein 
großer runder Tisch, ein Trumeau (Pfei-
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lerspiegel), ein Sofa mit braunem Bezug, 
eine Kommode mit drei Schubladen, zwei 
Lehnstühle mit Maroquinleder-Überzug, 
zwölf Stühle, zwei Nähtische, zwei Spielti-
sche und ein Schlaf-Sofa mit einem Bezug 
aus grün-gelb-gestreiftem Wollstoff; außer-
dem ein Piano mit Lederdecke und Noten-
schränkchen aus Mahagoniholz und eine 
Tischuhr mit Ebenholzgehäuse und Bron-
zezifferblatt unter einem Glassturz. Der 
Wert dieser Möbel war mit 167 Talern 25 
Silbergroschen angesetzt. Am höchsten wa-
ren das Piano mit 45 und der Schreibtisch 
mit 21 Talern bewertet. Zur zweiten Gar-
nitur guter Möbel gehörten ein Schreib-
Pult von Birkenholz mit 24 alphabetisch 
bezeichneten Schubfächern, eine Kommo-
de aus Birkenholz, ein großer Spiegel in 
Birkenholz-Rahmen, eine große Standuhr, 
ein Sofa mit grün-weiß-gestreiftem Bezug, 
ein Toiletten-Spiegel auf geschweiften Fü-
ßen, ein Spiegel in Birkenholz-Rahmen, ein 
Eckschrank von Elsenholz mit Bronze-Be-

Verzeichniß der von dem Apotheker Louis Henri 
Fontane an seine Ehegattin Emilie geborne 
Labry verkauften Gegenstände. Anhang zum 
Vertrag vom 13. September 1849 (Seite 1 von 13),  
in der Grundakte Letschin Band 4 Blatt 146, 
Aktenband 1, Bl. 158

schlägen und sechs neue Stühle aus Birken-
holz. Diese Möbel waren nur mit zwei bis 
sieben Talern, die Standuhr mit zehn Ta-
lern, insgesamt 39 Talern veranschlagt.

Für sämtliche gerahmten Bilder wur-
den 46 Taler angesetzt, für Bücher, Karten, 
nicht gerahmte Stiche und Lithographien 
34 Taler. Im Anhang zum Inventar werden 
40 Bilder und Gemälde aufgeführt, darun-
ter Ansichten vom Rhein und von Toulon, 
vom Dom zu Marienburg, von Pompeji 
und von Herculaneum, ein Historienbild 
von Sultan Bajazeth als Gefangenem des 
Mongolenherrschers Tamerlan, außerdem 
auch zwei Bildnisse von Napoleon in Gold-
rahmen, drei Lithographien mit Szenen aus 
Napoleons Leben in Goldrahmen und zwei 
Kupferstiche, die französische Krieger dar-
stellten.

Zu den Büchern zählten 14 Bände des 
Konversations-Lexikon von Brockhaus und 
25 Bände der Werke Walter Scotts sowie 
Fachbücher und Zeitschriften der Phar-

mazie, Chemie, Botanik und Geographie. 
Bemer kenswert sind auch Pferd und Wa-
gen: ein brauner, fünfjähriger Wallach im 
Wert von 120 Talern, ein verdeckter, auf 
Druckfedern ruhender, mit hellem Tuche 
ausgeschlagener, grün lackierter Wagen im 
Wert von 130 Talern und ein offener Wa-
gen im Wert von 27 Talern.

Dass Louis ein großer Verehrer von Na-
poleon und seinen Generälen war, dass er 
eifrig im Konversations-Lexikon studier-
te und begeistert die Romane von Walter 
Scott las und dass er eine Leidenschaft für 

Falko Neininger

Gesuch um Eröffnung des Testaments von Emilie Fontane, 17. Dezember 1869. Zweite Seite des Schreibens mit den Unterschriften von Elise Fontane, 
Theodor Fontane, Jenny Sommerfeldt und Hermann Sommerfeldt  BLHA, Rep. 5D Kreisgericht Neuruppin Nr. 158, Bl. 13v
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Pferde, Kutschen und Kutschfahrten hatte, 
auch als er sie sich nicht mehr leisten konn-
te, ist aus „Meine Kinderjahre“ und ande-
ren Quellen bekannt. Im Inventar finden 
sich diese Berichte bestens bestätigt.

Erhalten ist von der Ausstattung der 
Eheleute Fontane nur sehr wenig. Von den 
Möbeln ist nur die Standuhr nachweisbar. 
Sie findet schon im Testament von Friede-
rike Fontane von 1843 Erwähnung, in dem 
sie die „Stuben-Uhr“ Louis Fontane zu-
wies. Theodor erwähnt sie in „Meine Kin-
derjahre“ (Fünftes Kapitel) als besonderes 
Ausstattungsstück neben dem Schlafsofa 
im Zimmer des Vaters in Swinemünde. In 
dessen Besitz blieb sie auch bis zu seinem 
Tod 1867 und ging dann an Theodor. Heu-
te steht sie im Museum in Neuruppin. 

Ein besonders geschätztes Zylinderbu-
reau stand später in der Berliner Wohnung 
Theodors, und man darf vermuten, dass 
1850, als die Eltern sich trennten und aus 
Letschin fortzogen, der damals völlig unbe-
mittelte Theodor nach seiner Hochzeit für 
die Einrichtung seiner ersten eigenen Woh-
nung in Berlin diesen Schreibtisch und ei-
nige andere Möbel der Eltern übernehmen 
durfte. Im Sommer 1857, als seine Frau 
Emilie die Übersiedlung nach London vor-
bereitete, trennten sich die Fontanes davon.

Zu anderen Möbeln gibt es weitere 
Hinweise in „Meine Kinderjahre“ (Fünftes 
Kapitel). Hier beschreibt Theodor die Ein-
richtung der Wohnzimmer in Swinemün-
de. Einiges davon stammte demnach aus 
dem Erbe des 1826 verstorbenen Großva-
ters. Im Salon der Mutter standen ein Ma-
roquinlederstuhl und ein Trumeau, dessen 
Bekrönung, weil die Höhe des Zimmers nicht 
ausgereicht hatte, zu größerem Teile beseitigt 
worden war. Aber auch in dieser fast bekrö-
nungsbaren Verfassung war er immer noch 
das Prachtstück der ganzen, von uns selbst 
wenigstens vielbewunderten Einrichtung. 
Insgesamt war sie nach Theodors Erinne-
rung geprägt von damals als sehr vornehm 
geltenden Mahagoni-Möbeln im Schinkel-
stil. Von den Möbeln im Zimmer des Va-
ters nennt Theodor außer dem Schlafsofa 
und der Standuhr einen schmalen Spiegel 
in einer Birkenmaserumrahmung und den 
Schreibtisch seines Vaters, einen Schreibse-
kretär aus Birkenholz. Er saß gern an diesem 
seinem Sekretär und hing mehr oder weniger 
an jedem Kasten und Schubfach desselben, 
ein besonders intimes Verhältnis aber unter-
hielt er zu einem hinter einem kleinen Säu-
len-Vortempel verborgenen Geheimfach, drin 
er, wenn ihm die Verhältnisse dies gerade ge-
statteten, sein Geld aufbewahrte. Das könn-

te das Schreib-Pult von Birkenholz mit 24 
Kästen des Inventars sein. Außerdem hebt 
Theodor den reichen Bilderschmuck des 
Zimmers seines Vaters als besondere Zierde 
hervor.

In seinem Testament vom 23. Februar 
1861 bedachte Louis Fontane seine lang-
jährige Haushälterin Luise Papke ausdrück-
lich mit einigen seiner Möbel. Dazu zählten 
a) mein Mahagoni-Sopha, oder falls meine 
Erben es vorziehen, statt desselben acht Thaler 
baar, b) sechs Mahagoni-Rohrstühle, c) eine 
birkene Kommode, d) einen großen Spiegel 
mit birkenem Rahmen und einen desgl. klei-
nen mit elsenem Rahmen. Von den Bildern 
sollte die Haushälterin zwei Pastell-Gemälde 
in schwarzem Rahmen, Mädchen mit Thieren 
darstellend, ein Portrait Napoleons in Gold-
rahmen und zwei schwarze Kupferstiche, wel-
che ihr meine Erben aussuchen werden, er-
halten. Das sind offenbar Bilder, die schon 
in Swinemünde und Letschin hingen. Für 
seine Napoleonbegeisterung scheint er ein 
offenes Ohr bei seiner Haushälterin gefun-
den zu haben. Bei seinen Kindern erwartete 
er anscheinend weniger Interesse.

Einzelne der Möbelstücke der Fontanes 
tauchen auch in Theodors Romanen auf, 
wo sie der Charakterisierung von Räum-
lichkeiten und Lebensumständen dienen.

Wiederholt wird ein Trumeau erwähnt, 
ein repräsentativer großer Pfeilerspiegel, 
der zunächst für adelige und großbürger-
liche Wohnkultur stand, dann aber zuneh-
mend als Relikt aus einer untergegangenen 
Welt betrachtet wurde. Ganz herrschaftlich 
noch das in Schloss Guse von Amelie Grä-
fin Pudagla 1790 eingerichtete Spiegelzim-
mer mit mehreren Trumeaux in „Vor dem 
Sturm“ (Zweiter Band, Siebentes Kapitel). 
Viel bescheidener ein schmaler Trumeau 
im Schlafzimmer des Landrats von Innstet-
ten in „Effi Briest“ (Siebentes Kapitel). Ein 
weißlackierter Pfeilerspiegel mit eingelegter 
Goldleiste in der ärmlichen Wohnung der 
Witwe von Poggenpuhl, der – erst vor kur-
zem auf einer Auktion erstanden – etwas 
von einer erlöschenden, aber doch immer-
hin ’mal dagewesenen Feudalität ausstrahlte 
(„Die Poggenpuhls“, Erstes Kapitel). Die 
Wohnung der jungen Witwe Pittelkow hat-
te ihr Liebhaber, der alte Grafen Haldern, 
aus einer Laune heraus bewusst mit einem 
deplatziert wirkenden prächtigen Trumeau 
mit zwei vorspringenden goldenen Sphin-
xen ausgestattet („Stine“, Viertes Kapitel).

Die Wohnstube der Hradscheks in 
Tschechin erinnert deutlich an die der Fon-
tanes in Letschin: Diese machte neben ihrem 
wohnlichen zugleich einen eigentümlichen 

Eindruck, und zwar, weil alles in ihr um vie-
les besser und eleganter war, als sich’s für einen 
Krämer und Dorfmaterialisten schickte. Die 
zwei kleinen Sophas waren mit einem hell-
blauen Atlasstoff bezogen, und an dem Spie-
gelpfeiler stand ein schmaler Trumeau, weiß 
-lackirt und mit Goldleiste. Ja, das in einem 
Mahagoni-Rahmen über dem kleinen Kla-
vier hängende Bild (allem Anscheine nach ein 
Stich nach Claude Lorrain) war ein Sonnen-
untergang mit Tempeltrümmern und antiker 
Staffage, so daß man sich füglich fragen durf-
te, wie das alles hierherkomme? („Unterm 
Birnbaum“, Erstes Kapitel.) Als genauso 
fremd und befremdlich in ihrer dörflichen 
Umgebung empfand Theodor vermutlich 
auch die Wohnung seiner Eltern in Let-
schin, ihr Festhalten an gehobenem städ-
tischem Lebensstil und den Hang seiner 
Mutter zu vornehmer Repräsentation.

Auch über die Möbel im Schinkelstil 
äußerte sich Theodor zuletzt widersprüch-
lich. In „Meine Kinderjahre“ (Fünftes Ka-
pitel) schreibt er: Noch ganz vor kurzem, 
und zwar im Schlosse zu Quedlinburg, bin 
ich in einem mittelgroßen Zimmer, das Fried-
rich Wilhelm IV. bei seinen Besuchen daselbst 
mit Vorliebe zu bewohnen pflegte, solcher 
Schinkelschen Zimmereinrichtung wieder 
begegnet und schrak bei ihrem Anblicke fast 
zusammen, denn Trumeau, Sofa, Schränke, 
Stühle, alles sah genau so aus oder richtiger 
war nach Stil und Formen genau dasselbe wie 
das, was ich sechzig Jahre früher im Zimmer 
meiner Mutter gesehen und bewundert hatte.

In „Cécil“ (Achtes Kapitel) heißt es da-
gegen bei der Beschreibung einer Besichti-
gung der Zimmer Friedrich Wilhelms IV. 
im Schloss Quedlinburg: Und dann traten 
sie, vom Thronsaal her, in ein paar niedrige, 
mit kleinen Mahagonimöbeln ausgestattete 
Räume, deren Spießbürgerlichkeit nur noch 
von ihrer Langweile übertroffen wurde. 
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Die Kulturpolitik des brandenburgischen Provinzialverbands 1875–1945

Die Kultur- und Wissenschaftspolitik 
des Brandenburgischen Provinzial-
verbandes 1875–1945 und ihre  
archivalische Überlieferung
Bestandsanalytische und quellenkundliche  
Betrachtungen
Von Klaus Neitmann

Kultur und Wissenschaft in der preußi-
schen Provinz Brandenburg zu Zeiten des 
Deutschen Reiches von 1871 bis 1945 
haben in der Geschichtswissenschaft bis-
lang nur wenig Aufmerksamkeit gefunden, 
wenn man einmal von der preußischen 
und Reichshauptstadt Berlin absieht, die 
sich schon in der Frühen Neuzeit, beson-
ders nach der Erhebung des Kurfürsten 
von Brandenburg zum König in Preußen 
1701, erst recht seit dem Anfang des 19. 
Jahrhunderts und verstärkt nach 1871 zu 
einem Kultur- und Wissenschaftszentrum 
von nationalem und internationalem Rang 
entwickelte. Die Untersuchung der kultu-
rellen und wissenschaftlichen Strahlkraft 
Berlins hat seit vielen Generationen gera-
dezu zu Legionen ertragreicher Studien ge-
führt. Die Historiker haben dabei aber das 
brandenburgische Umland allzu sehr aus 
dem Blickfeld verloren und übersehen, dass 
die Bemühungen staatlicher und kommu-
naler Stellen und gesellschaftlicher Vereine 
und Organisationen auf der provinzialen, 
regionalen und lokalen Ebene Branden-
burgs erforschenswerte Ergebnisse erbracht 
haben. Die nachfolgenden Ausführungen 
sind getragen von der Hoffnung, dass die 
hier gegebenen Hinweise zur archivalischen 
Überlieferung im Brandenburgischen Lan-
deshauptarchiv (BLHA) dazu anregen, sich 
der Thematik intensiver anzunehmen und 
zu umfassenderen und tiefergreifenderen 
Analysen zu gelangen.

Auch wenn es nach einer Binsenweisheit 
klingt, kann eingangs nicht nachdrück-
lich genug hervorgehoben werden, dass 
die Qualität einer historischen Forschung 
maßgeblich von der Qualität der Quellen-
ermittlung abhängt. Jede geschichtswissen-
schaftliche Arbeit bedarf der Quellen, auf 
die sie sich stützt – deren Gehalt bestimmt 
erheblich die Möglichkeiten der Auswer-
tung. Wer sich nicht mit der vorhandenen 
Literatur und den gedruckten Quellen-
editionen begnügen, sondern zur wesentli-
chen Verbreiterung seiner Grundlagen un-
gedruckte Archivalien heranziehen will, ist 
dazu aufgefordert – und das gilt für Archi-
vare ebenso wie für Archivbesucher –, seine 
Findigkeit im Umgang mit dem Archivgut 
unter Beweis zu stellen. Denn die archivali-
schen Zeugnisse zum ausgewählten Thema, 
in unserem Fall zu den vielfältigen Gegen-
ständen von Kultur und Wissenschaft im 
Brandenburg des Kaiserreiches, der Weima-
rer Republik und des Nationalsozialismus, 
liegen, um im Bild zu sprechen, nicht offen 
und leicht erkennbar auf der Straße, sie ver-
bergen sich in den Beständen und Akten 
des BLHA (wie auch anderer Archive) und 
müssen erst ans Tageslicht geholt werden. 
Der Nutzer hat für seine Archivrecherche 
zu bedenken, wie er seine Suche anlegen, 
welche Fragen er aufwerfen und welche Ge-
sichtspunkte er beachten soll, damit er mit 
zielführenden Überlegungen zu einer oder 
gar zu mehreren aussagekräftigen Über-

lieferungen gelangt. Dabei bedürfen die 
gemachten Funde, die ermittelten Akten 
und Dokumente, einer sorgsamen Inter-
pretation, die die Eigenarten behördlicher 
Arbeitsweisen und behördlichen Schriftgu-
tes berücksichtigt.  

Behördengeschichte des Branden bur-
gischen Provinzialverbandes 
Wo setzt nun der Erforscher der bran-
denburgischen, außer-berlinischen Kul-
tur und Wissenschaft bzw. Kultur- und 
Wissenschaftspolitik im Dreivierteljahr-
hundert zwischen Reichsgründung und 
Reichsuntergang an? Seit dem späten 19. 
Jahrhundert ist das Archivgut nach dem 
Provenienzprinzip geordnet, die aus einer 
Herkunftsstelle stammenden Unterlagen 
sind in einem „Bestand“ zusammengefasst 
und werden als eine in sich geschlossene 
und nach außen abgrenzbare Einheit be-
handelt. Staatsarchive verwahren vorrangig, 
wenn auch nicht ausschließlich schriftliche 
Hinterlassenschaften von Behörden. Wel-
che Behörde innerhalb der Verwaltungs-
organisation der Provinz Brandenburg – so 
ist im ersten Schritt der Archivrecherche, 
der Klärung der Behördengeschichte, zu 
fragen – war damit betraut, sich um deren 
Kultur und Wissenschaft zu kümmern? 
Entsprechend der archivischen Zustän-
digkeit des BLHA wollen wir uns näm-
lich hier auf die provinziale Überlieferung 
konzentrieren und uns auf eine einzige, 
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aber für die provinziale Kultur- und Wis-
senschaftspolitik zentrale Stelle beschrän-
ken, auf den Provinzialverband der Provinz 
Brandenburg (Rep. 55) – auch wenn eine 
2008 erschienene Studie „Der Provinzial-
verband der preußischen Provinz Branden-
burg 1933–1945“ vollmundig behauptet: 
„Der Umfang der Tätigkeit der 1936 neu 
geschaffenen Kulturabteilung war so ge-
ring, dass sie hier von vornherein außer 
Acht gelassen wurde“. Der Leser dieser 
Seiten wird nach Abschluss seiner Lektüre 
wohl davon überzeugt sein, dass diese Aus-
sage offenkundig ohne Kenntnis der Archi-
valien getroffen worden ist. 

In allen preußischen Provinzen und 
damit auch in Brandenburg wurden im 
Rahmen der großen Verwaltungsreformen 
der 1870er Jahre, in der Zeit der Zusam-
menarbeit des preußischen Ministerpräsi-
denten Otto von Bismarck mit den Libe-
ralen, Provinzialverbände gegründet, auf 
Grund der Provinzialordnung von 1875 
und der „Dotationsgesetze“ von 1873 und 
1875. Der Provinzialverband bestand aus 
gesetzgebenden, beschlussfassenden und 
vollziehenden Organen, nämlich aus dem 

Provinziallandtag, dessen Abgeordnete von 
den Kreistagen bzw. von Magistrat und 
Stadtverordnetenversammlung der Stadt-
kreise gewählt wurden, aus dem Provinzial-
ausschuss als ausführendem Verwaltungs-
organ und dem Landesdirektor (später 
Landeshauptmann) als Verwaltungsspitze; 
Landesdirektor und leitende Provinzialbe-
amte und die Mitglieder des Provinzialaus-
schusses, zu denen auch der Landesdirektor 
gehörte, wurden vom Provinziallandtag 
gewählt. Nach dem Ende der Monarchie 
wurden die Abgeordneten der Provinzial-
landtage in allgemeiner, gleicher, geheimer 
und direkter Wahl nach den Grundsätzen 
des Verhältniswahlrechts gewählt, während 
die sonstige Organisation des Provinzialver-
bandes unverändert blieb. Nach der natio-
nalsozialistischen Machtergreifung wurde 
1933 der Provinziallandtag aufgelöst und 
der Provinzialverband dem Oberpräsidium 
eingegliedert, allerdings wurde seine lau-
fenden Geschäfte weiterhin vom Landesdi-
rektor im Auftrage des Oberpräsidenten in 
weitgehender Selbständigkeit und mit aus-
geprägtem Selbstbewusstsein, wie noch zu 
bemerken sein wird, geführt. Die Aufgaben 

des Provinzialverbandes wurden durch das 
Dotationsgesetz von 1875 festgelegt, und 
zu ihrer Durchführung wurden ihm Dota-
tionsrenten und -kapitalien überwiesen. Zu 
seinen Wirkungskreisen gehörten: die Pro-
vinzialchausseen und der Gemeinde- und 
Kreiswegebau, die Landesmeliorationen, 
das Landarmen- und Korrigendenwesen, 
die Fürsorge für Geisteskranke und Kör-
perbehinderte, Feuersozietäten und Provin-
zialhilfskassen, schließlich – was uns hier 
interessiert – kulturelle und wissenschaft-
liche Vereine und Institutionen. § 4 des 
Gesetzes vom 8. Juli 1875 „betreffend die 
Ausführung der §§ 5 und 6 des Gesetzes 
vom 30. April 1873 wegen der Dotation 
der Provinzial- und Kreisverbände“ (GS. 
S. 497) besagte, dass die den Provinzialver-
bänden überwiesenen Jahresrenten u.a. zu 
verwenden waren für die „Leistung von Zu-
schüssen für Vereine, welche der Kunst und 
Wissenschaft dienen, desgleichen für öf-
fentliche Sammlungen, welche diese Zwe-
cke verfolgen, Erhaltung und Ergänzung 
von Landesbibliotheken, Unterhaltung von 
Denkmälern“. Das Dotationsgesetz von 
1875 galt bis 1945, und seine Bestimmun-

Titelblatt des seit 1926 vom Provinzialverband jährlich herausgegebenen Periodikums „Brandenburgisches Jahrbuch“ 3 (1928) - mit einem Schwerpunkt 
auf das 1000jährige Jubiläum der Stadt Brandenburg (Havel)  Bibliothek des BLHA: 0 A 3340/1-5
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gen wurden etwa in den späteren 1930er 
Jahren vom Brandenburgischen Provinzial-
verband sorgsam studiert unter dem Ge-
sichtspunkt, ob es ihm kraft seiner darin 
beschriebenen Zuständigkeiten die Einrich-
tung eines eigenen archäologischen Landes-
amtes gestatte. 

Archivbestände zur brandenburgischen 
Kultur und Wissenschaft
Wer die brandenburgische Kultur und 
Wissenschaft nach 1871 untersuchen will, 
kommt am Provinzialverband nicht vor-
bei: Sie fielen auf Grund der Gesetzeslage 
in seine Zuständigkeit, und er kümmer-
te sich um sie während der gesamten Zeit 
seiner Existenz entsprechend dem Auftrag 
des Gesetzgebers, freilich im Laufe der 
Jahrzehnte in unterschiedlicher Intensität 
und mit unterschiedlichen Schwerpunk-
ten. Sein Bestand ist infolgedessen für die 
angesprochene Thematik von zentraler 
Bedeutung, ohne dass darüber andere Be-
stände im BLHA wie in anderen Archiven 
wegen ihrer Bedeutung übersehen werden 
sollten. Eine Enttäuschung bereitet dem 
Interessenten hingegen die Legislative, der 

Brandenburgische Provinziallandtag (Rep. 
54), denn sein Bestand dokumentiert die 
Kulturpflege gerade einmal mit vier Spe-
zialakten zu den Denkmälern. Dieses Er-
gebnis überrascht insofern nicht, als sich 
die Tätigkeit von Parlamenten auf Grund 
ihrer Arbeitsweise innerhalb ihrer Schrift-
gutüberlieferung vornehmlich in Druck-
sachen niederschlägt, die sachlich nicht 
näher erschlossen sind. Es bleibt also nichts 
anderes übrig, als die in der Bibliothek des 
BLHA verwahrten Bände der Landtags-
drucksachen systematisch zu sichten. Dabei 
besteht durchaus Aussicht auf Erfolg, denn 
der langjährige Landesdirektor Joachim von 
Winterfeldt-Menkin (1911–1930) berich-
tet in seinen Erinnerungen, der Kulturetat 
sei in den Verhandlungen des Provinzial-
landtages immer heftig umstritten gewesen. 
Die von diesem verabschiedeten Haushalts-
pläne gewähren Einblick in die der Kultur 
und Wissenschaft bewilligten Mittel und 
geben damit Aufschluss über deren Stellen-
wert innerhalb des gesamten Aufgabenspek-
trums des Provinzialverbandes.  Außerhalb 
des BLHA sind unter sonstigen einschlägi-
gen Quellenbeständen an erster Stelle auf 

der zentralen staatlichen Ebene Preußens 
das Kultusministerium (Ministerium für 
geistliche, Unterrichts- und Medizinalan-
gelegenheiten bzw. ab 1919 Ministerium 
für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung, 
ab 1934 Reichs- und Preußisches Minis-
terium für Wissenschaft, Erziehung und 
Volksbildung), das Innenministerium und 
das Geheime Zivilkabinett des Monarchen 
zu erwähnen, die sich der Kultur und Wis-
senschaft in den einzelnen Provinzen des 
preußischen Staates nachdrücklich ange-
nommen und dazu eine reichhaltige Über-
lieferung hinterlassen haben, die auch man-
ches Material zu unserem Thema enthält, 
wie ein 2016 vom Geheimen Staatsarchiv 
Preußischer Kulturbesitz herausgegebenes 
fünfbändiges sachthematisches Inventar 
„Quellen zur Landesgeschichte der Provinz 
Brandenburg im 19. und 20. Jahrhundert“ 
eindrucksvoll unter Beweis stellt.

Quellenwert und Quellenkritik von 
Archivbeständen
Konzentriert man sich auf den Branden-
burgischen Provinzialverband, so hängt 
die historische Ergiebigkeit seiner Akten 

Auszug aus dem Aufsatz von Werner Lindner (Fachbeauftragter des Deutschen Heimatbundes), Brandenburgische Städtebaukunst, dargestellt an Hand 
von archivalischen Bild- und Textdokumenten (= Brandenburgische Jahrbücher 17 [1941]), S. 42/43, mit der Wiedergabe einer heute im BLHA befind-
lichen Bauzeichnung aus dem Bestand der Neumärkischen Kriegs- und Domänenkammer (Rep. 3)  Bibliothek des BLHA: 0 A 3339/13-17
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erheblich von den vorrangigen Erkennt-
nisinteressen des Forschers ab. Es macht 
einen wesentlichen Unterschied aus, ob er 
sich einem Gegenstand des brandenbur-
gischen Kultur- und Wissenschaftslebens, 
mit dem der Provinzialverband in Berüh-
rung gekommen ist und der infolgedessen 
in seinen Unterlagen schriftlichen Nieder-
schlag gefunden hat, widmen oder ob er 
die Kultur- und Wissenschaftspolitik des 
Provinzialverbandes selbst zum eigentlichen 
Thema erheben will. Im ersten Fall hängt 
der Wert von dessen Überlieferung maß-
geblich davon ab, welches Gewicht er der 
fraglichen Aufgabe beigemessen und mit 
welcher Ausdauer er sie bearbeitet hat. Im 
zweiten Fall rückt der Bestand des Provin-
zialverbandes sogleich in den Mittelpunkt 
der Aufmerksamkeit, weil er die Akten 
umfasst, die unmittelbar aus der Tätigkeit 
seiner Mitarbeiter im Rahmen seiner kul-
turellen und wissenschaftlichen Zuständig-
keiten erwachsen sind. Diese Akten zeugen 
sowohl vom Außenverkehr der Behörde, 
von ihren Beziehungen zu und Verhand-
lungen mit allen ihren Partnern und Kon-
trahenten als auch von ihrem Binnenver-
kehr, von ihren internen Geschäftsabläufen 
und Entscheidungsprozessen. Es versteht 
sich von selbst, dass in der Überlieferung 
des Provinzialverbandes die Perspektive sei-
ner Verantwortlichen dominiert, dass in ihr 
vorrangig ihre Auffassungen und ihr Han-
deln sich widerspiegeln – eine unmittelbare 
Konsequenz des archivischen Provenienz-
prinzips, das deshalb so unbedingt darauf 
beharrt, die Einheit und Geschlossenheit 
der aus einer Herkunftsstelle erwachsenen 
Unterlagen unter Abwehr aller Zeugnisse 
anderer Herkunft zu bewahren, weil nur 
so die Arbeitsweise und Entscheidungs-
gänge des Bestandsbildners nachvollzogen 
werden können. Der Historiker wird dabei 
nicht übersehen, dass er sich im Sinne einer 
abgewogenen wissenschaftlichen Urteilsbil-
dung nicht allein dem Blickwinkel des Pro-
vinzialverbandes anvertrauen und ihn nicht 
vorbehaltlos übernehmen darf, wenn er 
etwa den heftigen und langwierigen Kon-
flikt zwischen dem Leiter der Kulturabtei-
lung Oskar Karpa und dem Direktor des 
Staatlichen Museums für Ur- und Frühge-
schichte in Berlin Wilhelm Unverzagt um 
die Befugnisse in der landesarchäologischen 
Forschung verfolgt. Günstigenfalls ist die 
schriftliche Hinterlassenschaft eines Wider-
sachers des Provinzialverbandes in einem 
anderen Archiv als dem BLHA für die For-
schung gesichert worden und ergänzt und 
korrigiert die Sichtweise des Provinzialver-

Schreiben (Entwurf) des Provinzialkonser vators Theodor Goecke an den Oberpfarrer der 
 Marienkirche in Frankfurt (Oder) vom 28. April 1908 über erörterte und geplante  
Umbaumaßnahmen in der Sakristei der  Marienkirche  BLHA, Rep. 55 XI Nr. 642, Bl. 2rv

Klaus Neitmann

bandes durch den Nachweis seiner eigenen 
Überlegungen und seines eigenständigen 
Vorgehens, so dass beispielsweise die Archi-
valien des genannten Berliner Museums 
und im Nachlass Unverzagt auf jeden Fall 
zu berücksichtigen sind. Fehlt eine solche 
Gegenüberlieferung, ist in der Auswertung 
der Zeugnisse sorgsam darauf zu achten, 
dass die Auffassungen des Provinzialverban-
des mit kritischer Zurückhaltung und un-
ter Prüfung ihrer Schlüssigkeit und Über-
zeugungskraft behandelt werden.

Bestandsgeschichte 
Zu einer umfassenden Archivrecherche 
gehört auch die Berücksichtigung der Be-
standsgeschichte – was oft genug nicht er-
folgt –, weil sich aus ihr nennenswerte Ver-
luste ergeben, die vornehmlich durch die 
Vernichtung von Schrift- und Archivgut 
im und nach dem Zweiten Weltkrieg ent-
standen sind. Tatsächlich ist der Bestand 
des Provinzialverbandes von den Umstän-
den der Kriegs- und Nachkriegszeit nicht 
unberührt geblieben, denn sowohl infolge 
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des alliierten Bombenangriffes auf Pots-
dam im April 1945 als auch durch un-
kontrollierte Kassationen nach 1945 sind 
die Akten zweier Abteilungen, der Unfall-
versicherung und des Rechnungsprüfungs-
amtes, vollständig verlorengegangen. Auch 
im Schriftgut der anderen Abteilungen sind 
Verluste geringeren Umfanges eingetreten, 
wie die „Übersicht über die Bestände des 
Brandenburgischen Landeshauptarchivs“ 
(Teil II, Weimar 1967, S. 121) vermerkt. In 
der Überlieferung der für unseren Gegen-
stand vorrangigen Abteilung XI Kultur-
abteilung sind aber keine erwähnenswerte 
Kriegsverluste zu beklagen, wie der dichte, 

ohne erkennbare Lücken überkommene 
Aktenbestand gerade zwischen 1918 und 
1945 belegt. Seine offensichtliche Un-
vollständigkeit fällt an anderer Stelle auf, 
wenn man sich in der Bestandsgliederung 
die Laufzeiten der Akten der Kulturabtei-
lung und die ihrer obersten Gliederungs-
punkte anschaut. Die Überlieferung setzt 
überhaupt erst 1891, 16 Jahre nach der 
Gründung des Provinzialverbandes, ein, 
und die Laufzeiten der 13 Klassifikations-
punkte beginnen im zwei Fällen in den 
1890er Jahren (ab 1891/92) und in vier 
Fällen noch in den Zeiten der Monarchie 
(ab 1901, 1905, 1910, 1915), während 

immerhin sieben Klassifikationspunkte auf 
das Vierteljahrhundert zwischen 1920 und 
1945 beschränkt sind. Der späte Einsatz 
der Überlieferung kann einerseits darauf 
zurückgeführt werden, dass einzelne Auf-
gaben überhaupt erst spät vom Provinzial-
verband konzipiert und angepackt wurden, 
wie es für das „Schrifttumsarchiv“ gilt, 
dessen Einrichtung auf den Ankauf eines 
(Teil-)Nachlasses des Dichters Theodor 
Fontane 1935 zurückgeht. An anderen 
Stellen hat aber eindeutig ein ganz ande-
rer Umstand dafür den Ausschlag gegeben, 
dass die Kultur- und Wissenschaftsangele-
genheiten aus den ersten Jahrzehnten des 
Provinzialverbandes nicht oder nur dürftig 
dokumentiert sind. Seine Registratur war 
auf der Grundlage der Behördenstruktur 
nach ihren Abteilungen untergliedert, die 
eigene Kulturabteilung und damit zugleich 
auch deren eigene Abteilungsregistratur 
wurden erst 1936 geschaffen. Es ist davon 
auszugehen, dass die neue Kulturabteilung 
aus den vorangegangenen Zeiten die kur-
renten, die noch in Gebrauch befindlichen 
und für den Geschäftsgang noch benötig-
ten Akten, beispielsweise die Aktenreihe zu 
dem großen, auf die Jahrhundertwende zu-
rückgehenden Vorhaben der „Kunstdenk-
mäler der Provinz Brandenburg“, über-
nommen hat, dass aber ältere Vorgänge und 
Akten inzwischen längst nach ihrer Erledi-
gung sowie wegen ihrer randständigen Be-
deutung und einer fehlenden verantwortli-
chen Organisationseinheit der alltäglichen 
Kassation zum Opfer gefallen waren. Ein 
einziges Beispiel zur Verdeutlichung: Der 
Verein für Geschichte der Mark Branden-
burg wurde vom Provinzialverband bereits 
von dessen Gründung an in bescheidenem 
Maße gefördert, zuerst nur für die von ihm 
herausgegebene Zeitschrift, die „Märki-
schen Forschungen“ bzw. die „Forschungen 
zur brandenburgischen und preußischen 
Geschichte“, ab der Jahrhundertwende all-
gemein für seine landesgeschichtliche For-
schungs- und Publikationstätigkeit. Keine 
dieser Bezuschussungen und die dazuge-
hörigen Verhandlungen sind in den über-
kommenen Akten des Provinzialverbandes 
nachweisbar, die fragliche Aktengruppe 
über die Förderung von Geschichtsver-
einen im Allgemeinen und die Akte über 
die Förderung des Vereins für Geschichte 
der Mark Brandenburg im Besonderen set-
zen erst in den frühen 1920er Jahren ein. 
Der Mangel ist glücklicherweise wenigs-
tens teilweise dadurch auszugleichen, dass 
die Gegenüberlieferung des Vereins – mit 
Lücken – im Geheimen Staatsarchiv Preu-
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ßischer Kulturbesitz erhalten geblieben 
ist (I. Hauptabteilung, Rep. 224 E). Um-
gekehrt ist die Überlieferung des Provin-
zialverbandes umso höher einzuschätzen, 
wenn die thematische Gegenüberlieferung 
einer anderen Verwaltungsebene verloren 
gegangen ist, wie es für die Akten der Ab-
teilung Volksbildung des Reichserziehungs-
ministeriums, in dessen Zuständigkeit die 
Bodendenkmalpflege fiel, gilt, die in Berlin 
dem alliierten Bombenkrieg zum Opfer  
gefallen sind. 

Gliederung des Bestandes 
Provinzialverband 
Wenn wir die Vorgänge über die Kultur- 
und Wissenschaftspolitik des Provinzialver-
bandes innerhalb seines Bestandes ermit-
teln wollen, gilt es zunächst, sich dessen 
Gliederung zu vergegenwärtigen. Er ist 
nach dem „Verwaltungsstrukturprinzip“ 
geordnet: Die Akten sind auf der obersten 
Ebene der Klassifikation entsprechend der 
letzten vor 1945 bestehenden, an den ein-
zelnen gesetzlich vorgegebenen Aufgaben 
orientierten Struktur der Behörde, also 
nach den eingerichteten zwölf Abteilungen 
– von der Zentral- und Finanzabteilung 
über die Fachabteilungen, nämlich die Stra-
ßenbau-, Eisenbahn-, Hochbauabteilung, 
die Wasserwirtschaft und Landeskultur, 
das Landeswohlfahrts- und Landesjugend-
amt und die Gesundheitsverwaltung, die 
Hauptfürsorgestelle für Kriegsbeschädigte 
und Kriegshinterbliebene, die Wirtschafts-
abteilung und die Kulturabteilung – ge-
ordnet, denen noch die Leitungsebene mit 
dem Landesdirektor und seinem Vertreter, 
dem Ersten Landesrat, vorangestellt ist. Be-
vor der Blick des Forschers auf die Kultur-
abteilung fällt, sollte er sich der Leitungs-
ebene zuwenden, vornehmlich dem Ersten 
Landesrat, denn die aus seiner Tätigkeit 
erwachsenen Akten sind wiederum gro-
ßenteils nach den Abteilungen geordnet, 
enthalten auch vier Bände zu den Angele-
genheiten der Kulturabteilung – mit Do-
kumenten von herausragendem, grundsätz-
lichem Rang, in denen Überlegungen der 
politischen Spitze und die ihr vorgetrage-
nen Vorschläge beschrieben sind.

Die Überlieferung der Kulturabteilung 
und ihre Gliederung 
Versuchen wir eine Analyse der Kernüber-
lieferung zu unserer Thematik, der aus 920 
Archivalieneinheiten (AE) bestehenden 
Überlieferung der Kulturabteilung (Rep. 
55 XI Nr. 1-920), indem wir sie zunächst 
insgesamt nach ihren allgemeinen inhalt-

lichen und zeitlichen Schwerpunkten mus-
tern und anschließend drei ausgewählte 
besondere Aufgabengebiete zur beispiel-
haften Verdeutlichung und Vertiefung ihres 
historischen Gehaltes betrachten. Der Teil-
bestand der Kulturabteilung zerfällt in 13 
Gruppen, von denen die erste – „Dienst-
bestimmungen und Verwaltungssachen“ 
betitelt – den allgemeinen Dienstbetrieb 
der Abteilung und ihre Personalangelegen-
heiten einschließlich der Besoldungsange-
legenheiten betrifft und die zweite – „Lei-
tung und Verwaltung der Kulturabteilung“ 
betitelt – in einer bunten Mischung v. a. 
Schriftwechsel der beiden wichtigsten Mit-
arbeiter, des Abteilungsleiters Oskar Karpa 
– dessen Personalakte übrigens sowohl zu 
seiner Berufung und seinem Diensteinsatz 
wie zu seinen Sachaufgaben aufschlussrei-
che Zeugnisse enthält (Abb.  S. 32) – und 
des Landesverwaltungsrates Hermann Fri-
cke, Unterlagen zur allgemeinen Kultur-
politik und zu Haushaltsangelegenheiten 
sowie Tätigkeitsberichte enthält. Hingegen 
werden in den nachfolgenden zwölf Grup-
pen die speziellen Gebiete der „Kulturpfle-
ge“ behandelt, die hier nicht in der Reihen-
folge der Bestandsbeschreibung, sondern in 
einer ersten Wertung entsprechend ihrem 
Umfang und ihrer Laufzeiten vorgestellt 
werden sollen. Fünf Gruppen fallen sowohl 
durch den geringen, unter oder gar deut-
lich unter 50 AE liegenden Umfang als 
auch durch die auf die Zeit der Weimarer 
Republik und des Nationalsozialismus be-
schränkte Laufzeit merklich ab: „Landes-
bücherei“ (44 AE, 1933–1945), „Sons-
tige Kulturpflege“ (31 AE, 1920–1945), 
„Naturdenkmalpflege und Naturschutz“ 
(15 AE, 1933–1944), „Archivwesen“ (14 
AE, 1925–1945), „Schrifttumsarchiv“ (12 
AE, 1935–1944). Unter „Archivwesen“ 
sind zwei Themen vereint: das eigene sog. 
Brandenburgische Provinzialarchiv des 
Provinzialverbandes, das sich aus den vor-
nehmlich aus dem 16. bis 19. Jahrhundert 
stammenden Beständen der Kurmärkischen 
wie der Neumärkischen Stände zusammen-
setzte, und die Archivpflege für die nicht-
staatlichen Archive in der Provinz Branden-
burg, eine Aufgabe, die in den preußischen 
Provinzen in der Mitte der 1930er Jahre 
intensiviert wurde und für die die (kom-
munalen) Provinzialverbände die haupt-
sächliche Verantwortung trugen. Der Bran-
denburgische Provinzialverband bediente 
sich dabei der maßgeblichen Unterstützung 
des Preußischen Geheimen Staatsarchivs in 
Berlin mit seiner dritten Abteilung „Staats-
archiv für die Provinz Brandenburg und die 

Reichshauptstadt Berlin“, indem die Arbeit 
der sog. Archivberatungsstelle des Landes-
hauptmannes der Provinz Brandenburg 
zwar vom Provinzialverband finanziert, aber 
von den Berliner Staatsarchivaren geleistet 
wurde. Infolgedessen ist deren Wirksamkeit 
eingehend in der im Geheimen Staatsarchiv 
Preußischer Kulturbesitz erhalten gebliebe-
nen beachtlichen Aktenüberlieferung doku-
mentiert (I. HA Rep. 178). Aber die Ziel-
setzungen des Provinzialverbandes treten in 
seinen eigenen Akten viel deutlicher hervor, 
das „Leiden“ des Abteilungsleiters Karpa an 
der mangels Alternative gefundenen Orga-
nisationsform, denn eigentlich hätte er viel 
lieber die Archivpflege nicht dem Staatsar-
chiv (mit seinen eigenen Interessen etwa an 
der Übernahme kommunaler Überlieferun-
gen aus Brandenburg nach Berlin), sondern 
einem eigenen kommunalen Archivkörper 
anvertraut (wozu das Personal und die Mit-
tel fehlten).

Unter den zwölf Aktengruppen der 
Kulturabteilung zu den Fachaufgaben dür-
fen zwei mittleres Gewicht beanspruchen, 
die Gruppen „Volksbildungswesen, Ausstel-
lungen“ (61 AE, 1930–1945) und „Thea-
ter, Musik, Schrifttum, Bildende Kunst, 
Kunstgewerbe“ (61 AE, 1891–1945). Die 
erstgenannte Gruppe besteht vornehmlich 
aus zwischen 1933 und 1945 entstandenen 
Unterlagen zur Öffentlichkeitsarbeit des 
Provinzialverbandes wie seiner Kulturabtei-
lung, konkreter gesagt, sie umfasst die Ak-
ten zu Ausstellungen, zur Pressestelle und 
zu Pressenachrichten der eigenen Nach-
richtenstelle wie zu polnischen und tsche-
chischen Presseauszügen aus der Kriegszeit, 
schließlich eine kleine Serie von Feldpost-
briefen der Mitarbeiter des Provinzialver-
bandes. Die zweitgenannte Gruppe gibt 
wenige Schwerpunkte in der Förderung der 
benannten Bereiche zu erkennen: die Stadt-
theater in mehreren größeren branden-
burgischen Städten (Brandenburg, Cott-
bus, Frankfurt/Oder, Guben, Landsberg/
Warthe, Potsdam), die Landesbühnen und 
das Landestheater (in Luckenwalde), die 
Stiftung zur Förderung des Kurmärkischen 
Schrifttums, die Stiftung Künstlerdank, 
den Ankauf oder die sonstige Erwerbung 
von Gemälden und anderen Kunstwerken 
durch den Provinzialverband, die Förde-
rung des Kunstgewerbes. Die Laufzeitanga-
be der Gruppe verdeckt, dass die Masse der 
Akten aus der Zeit nach 1936 stammt, also 
aus der Tätigkeit der neuen Kulturabtei-
lung herrührt, während nur wenige Akten 
– vornehmlich zum Theaterwesen – bis in 
die späten 1920er Jahre zurückreichen und 
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Dienstanweisung des Landesdirektors 
Dietloff von Arnim-Rittgarten an seinen 
neuberufenen Kulturabteilungsleiter 
Dr. Oskar Karpa vom 3. Januar 1936 an-
lässlich von dessen Dienstantritt mit der 
Skizzierung der Aufgabenschwerpunkte 
der provinziellen Kulturpflege   
BLHA, Rep. 55 XI Nr. 49, Bl. 1rv
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nur zwei – über Beihilfen an die Gesell-
schaft für Volksbildung bzw. zum Besuch 
der Kunstgewerbeschulen – bis in die Zeit 
vor dem Ersten Weltkrieg zurückführen.

Die Spitzenstellungen unter den Auf-
gabengebieten der Kulturabteilung nehmen 
drei Gruppen ein: „Heimatpflege, Baube-
ratung, Volkstumsarbeit“ (166 AE, 1905–
1945), „Museen“ (184 AE, 1915–1945) 
und „Förderung der Wissenschaft“ (140 
AE, 1891–1945). Die erstgenannte Grup-
pe betrifft im Wesentlichen zwei Schwer-
punkte, die Förderung des Kurmärkischen 
Heimatbundes bzw. des Heimatbundes 
der Mark Brandenburg als Dachorganisa-
tion und einzelner dazugehöriger Heimat-, 
Geschichts- und Museumsvereine sowie 
die Herausgabe einer eigenen Veröffent-
lichungsreihe des Provinzialverbandes mit 
heimatkundlichen und landesgeschicht-
lichen Beiträgen, des „Brandenburgischen 
Jahrbuches“ (später: „Brandenburgische 
Jahrbücher“) mit einzelnen Themenheften 
(Abb.  S. 34/35). In der zweitgenannten 
Gruppe überwiegen deutlich die Vorgän-
ge zu den zahlreichen Heimatmuseen in 
der Provinz Brandenburg, wobei die Mas-
se der Akten aus der Zeit ab 1936 stammt, 
ein Indiz dafür, dass die neue Kulturabtei-
lung ihre Aktivitäten zum Ausbau und zur 
Förderung des Museumswesens gegenüber 
den vorangegangenen Zeiten deutlich ver-
stärkte. Ältere, bereits im Ersten Weltkrieg 
einsetzende Vorgänge befassen sich mit 
den Museen in Angermünde, Brandenburg 
(Havel), Cottbus, Prenzlau und Wittstock. 
Viel Platz nehmen ferner die Beziehungen 
zu Museumsverbänden in anderen preußi-
schen Provinzen und sonstigen deutschen 
Staaten wie auch die Kontakte zum Ring 
der Verbände deutscher Heimatmuseen ein.  

Förderung der Wissenschaft 
Die Aktengruppe „Förderung der Wissen-
schaft“ zerfällt in drei Untergruppen. In der 
ersten werden „gemeinnützige und wissen-
schaftliche Vereine, Unternehmungen und 
Veranstaltungen“ (43 AE, 1892–1945) 
berücksichtigt, wobei regionale und über-
regionale Geschichtsvereine, historische 
Gesellschaften und ihre Unternehmun-
gen dominieren, so etwa die Historische 
Kommission, ihr Historischer Atlas und 
ihre Flurnamenforschung, gesamtbran-
denburgische Vereine wie der Verein für 
Geschichte der Mark Brandenburg, die 
Landesgeschichtliche Vereinigung für die 
Mark Brandenburg und die Brandenbur-
gia oder regionalgeschichtliche Vereine 
wie der Verein für die Geschichte Soraus, 

die Niederlausitzer Gesellschaft für Ge-
schichte und Altertumskunde und der 
Historische Verein der Grafschaft Ruppin. 
Auch hier ist nach Gegenüberlieferungen 
zu fragen und etwa für die Niederlausitzer 
Gesellschaft (deren Archivalien das BLHA 
unter Rep. 62 verwahrt) und der Landes-
geschichtlichen Vereinigung (mit eigenem 
Archiv, dessen Bestände in einer 2009 in 
der Schriftenreihe „Quellen, Findbücher 
und Inventare des BLHA“ veröffentlichen 
Beständeübersicht ausführlich beschrieben 
sind) positiv zu beantworten. Der zwei-
te Unterpunkt handelt von dem größten 

eigenen wissenschaftlichen Vorhaben des 
Provinzialverbandes, von den „Kunstdenk-
mälern der Provinz Brandenburg“ (86 AE, 
1891–1945), deren Anfänge in den spä-
ten 1890er Jahre liegen. Die Akten setzen 
mit dem Jahr 1903 ein und nehmen ab 
1936 rein zahlenmäßig merklich zu, be-
dingt durch die geänderte Aktenbildung 
in der Registratur der Kulturabteilung, vor 
 allem aber durch die Neuorganisation des 
Projektes. Während bis dahin gemäß der 
überkommenen preußischen Registratur-
ordnung fadengeheftete Sachakten von 
mehreren Hunderten Blatt Umfang die 
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verschiedenen Facetten der Projektdurch-
führung über etliche Jahre hinweg in sich 
vereinigt hatten, spalteten sie sich fortan in 
wesentlich dünneren Schnellheftern in ver-
schiedenartige Teilkomplexe wie die Mit-
arbeiteranstellung und -beschäftigung, die 
der Bearbeitung der einzelnen Kreisen ge-
widmete Bände, die Drucklegung der Ma-
nuskripte sowie der Vertrieb der Publikatio-
nen auf. Der dritte Unterpunkt befasst sich 
mit dem „Provinzialinstitut für branden-
burgische Landes- und Volkstums kunde“ 
(11 AE, 1936–1945), dem halb gelunge-
nen und halb gescheiterten Versuch des 

Provinzialverbandes zur Verstärkung der 
landesgeschichtlichen Forschung durch Zu-
sammenfassung von Fachleuten vor allem 
aus Berliner Wissenschaftseinrichtungen in 
einer neuen außeruniversitären Organisa-
tionsform.

Zwei andere Gruppen sind wegen der 
engen inhaltlichen Bezüge der Wissen-
schaftsförderung zur Seite zur stellen bzw. 
ergänzen sie unmittelbar, die Unterlagen 
zur Bau- und Bodendenkmalpflege. Die 
Gruppe „Bau- und Kunstdenkmalpflege, 
Denkmalarchiv“ (41 AE, 1901–1945) be-
inhaltet die Restaurierung und Instand-

setzung von Baudenkmälern in einzelnen 
Städten und Kreisen, von bedeutungsvollen 
Einzelobjekten wie Kirchen, Rathäusern, 
Stadtmauern, Türmen und Burgen. Die 
Marienkirche in Frankfurt (Oder) (Abb. 
S. 36/37), das Rathaus in Fürstenwalde 
oder der Stadtmauerturm in Prenzlau sind 
beispielsweise hier vertreten. Die Überliefe-
rung setzt recht früh ein, reicht gemeinhin 
bis deutlich vor den Kriegsausbruch 1914 
oder gar bis zur Jahrhundertwende zurück, 
und etliche Akten sind zwei bis drei Jahr-
zehnte lang geführt worden – sichtbare 
Zeichen dafür, dass die Baudenkmalpflege 

Titelblatt der ersten Veröffentlichung aus 
der Schriftenreihe „Die Kunstdenkmäler 
der Provinz Brandenburg“: Band 1, Heft 2: 
Ostprignitz, Berlin 1907, mit Benennung  
des Schriftleiters und der Bearbeiter   
Bibliothek des BLHA: J 2640 b 
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Beschreibung des Klosters Stift zum Heiligengrabe (mit Darstellung und Lageplan), in: Die Kunstdenkmäler der Provinz Brandenburg,  
Bd. 1, Heft 2, Ostprignitz (wie Abb. S. 40/41), S. 68/69.   Bibliothek des BLHA: J 2640 b 
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zu den ersten und gewichtigsten Aufgaben 
der brandenburgischen Kulturpflege ge-
hört hat: Die „Kunstdenkmäler“ lieferten 
gewissermaßen die wissenschaftliche Be-
gleitmusik zu den praktischen Arbeiten 
der Baudenkmalpflege. Die Verhältnisse 
der „Bodendenkmalpflege, Vor- und Früh-
geschichte“ (73 AE, 1910–1945) gleichen 
denen der Baudenkmalpflege zu einem 
gewissen Grade. Auch ihre Überlieferung 
geht bis auf die letzten Jahre vor dem Ers-
ten Weltkrieg zurück, und lange Zeit be-
schreibt sie die Tätigkeiten des gesetzlich 
vorgeschriebenen Staatlichen Vertrauens-
mannes für kulturgeschichtliche Boden-
altertümer, bis die neue Kulturabteilung 
sogleich nach ihrer Einrichtung 1936 an-
strebte, ein eigenes Landesamt für Ur- und 
Frühgeschichte zu schaffen. So werden nach 
1936 bzw. 1938 vorrangig die Auseinander-
setzungen um dessen Gründung und des-
sen nachfolgende Aktivitäten geschildert. 

Aussagekraft und Interpretation der 
Überlieferung 
Erst nachdem der Forscher sich einen 
Überblick über den Bestand mit seiner 
Struktur und seinen inhaltlichen Schwer-
punkten verschafft hat, sollte er sich so 
vorbereitet in das Studium der nach der 
Findbuchlektüre ausgewählten Akten bzw. 
Aktengruppen stürzen, die nach ihren Ti-
teln für sein Spezialthema zur brandenbur-
gischen Kultur und Wissenschaft Auskunft 
zu geben versprechen. Dabei wird er in sei-
nen Erwartungen an die Quellen nicht ent-
täuscht werden, wenn er sich vorab noch 
einmal deren Eigenart vergegenwärtigt: Er 
hat es zu tun mit der Überlieferung einer 
Behörde, die auf Grund gesetzlich gere-
gelter Zuständigkeit Kunst und Wissen-
schaft, Bibliothekswesen und Denkmal-
pflege und die auf diesen Gebieten tätigen 
Vereine und Institutionen zu fördern und 
die infolgedessen in erster Linie die an-
stehenden Arbeiten und die eingesetzten 
Arbeiter zu finanzieren und zu organisieren 
hatte. Demgegenüber oblagen Methoden 
und Inhalte von Wissenschaft und Kunst 
und die damit verbundenen Aufgaben den 
Wissenschaftlern und Künstlern, und de-
ren Fragestellungen und Lösungen haben 
in den behördlichen Akten nur begrenzt 
Niederschlag gefunden. Freilich hängen 
Erfolge oder Misserfolg wissenschaftlicher 
oder künstlerischer Anstrengungen erheb-
lich von den äußeren Bedingungen ab, von 
den personellen, materiellen und finanziel-
len Ressourcen, die vom Träger der Unter-
nehmungen, also vom Provinzialverband, 
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nach seinen Kriterien und Zielen bereit-
gestellt werden. Zur Verdeutlichung dieses 
Gedankens sei darauf hingewiesen, dass das 
bedeutendste wissenschaftliche Werk, das 
unter der Verantwortung des Provinzial-
verbandes entstanden ist, die „Kunstdenk-
mäler der Provinz Brandenburg“, in seiner 
Konzeption und mit seinen Qualitäten 
und Mängeln nach innerwissenschaftlichen 
Maßstäben beurteilt werden kann und 
muss, dass aber das Ergebnis maßgeblich 
von dem vom Provinzialverband eingesetz-

ten Mitteln und von seinen Überlegungen 
über die Art ihrer Verwendung abhing. In-
folgedessen handeln die Akten vorrangig 
von der Organisation, den Haushaltsgel-
dern und dem Personal des Großvorhabens 
und berühren dabei unweigerlich dessen 
Arbeitsrichtlinien und Erkenntnisziele, weil 
sich daraus größere oder kleinere Aufwän-
de ergaben. Kultur- und Wissenschaftsge-
schichte ist eben nicht angemessen zu ana-
lysieren, wenn nicht die Unterhaltung des 
Kultur- und Wissenschaftsbetriebes und 
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Schreiben (Entwurf) des Provinzial-Konserva-
tors der Provinz Brandenburg Theodor Goecke 
an den Vorsitzenden des Denkmalrates der 
Rheinprovinz Paul Clemen vom 26. Mai 1916 
über Arbeitsorganisation und Finanzierung der 
„Kunstdenkmäler der Provinz Brandenburg“ 
BLHA, Rep. 55 XI Nr. 164, Bl. 249r-250r



malpflege mit dem Ziel einer umfassen-
den Inventarisierung der Kunstdenkmäler 
beschlossen, stellte der Provinziallandtag 
in den Zeiten des Kaiserreiches die erfor-
derlichen Mittel, die wegen der anfangs 
ungeahnten erheblichen Zunahme der zu 
erfassenden und zu beschreibenden Kunst-
denkmäler und wegen des angestrebten 
weitausgreifenden, architektur- wie kul-
turgeschichtlichen Charakters des Werkes 
stark anstiegen, letztlich immer wieder be-
reit. Es bedurfte dazu freilich einer inten-
siven Überzeugungsarbeit gegenüber den 
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die Absichten und Ziele seiner öffentlichen 
Träger einbezogen werden. Die Schaffung 
einer eigenen Kulturabteilung des Pro-
vinzialverbandes erfolgte in der NS-Zeit 
nicht zufällig, sondern diente (auch) dazu, 
die behördliche Eigenständigkeit und Ent-
scheidungsfreiheit innerhalb des Kompe-
tenzgerangels des NS-Staates zu behaupten: 
Wenn die Provinzen im Hinblick auf die Ten-
denzen, die auf eine Einschränkung der Selb-
ständigkeit der Provinzialverbände hinzielen, 
ihre möglichst große Selbständigkeit auf dem 
Gebiet der Kulturarbeit erhalten wollen, 
müssen sie ihre Ziele und Forderungen mög-
lichst geschlossen und einheitlich zur Geltung 
bringen, hieß es 1936. Für die Untersu-
chung einzelner Bereiche gilt es zudem zu 
bedenken, ob und wie grundsätzliche Leit-
linien der Kultur- und Wissenschaftspolitik 
des Provinzialverbandes in die speziellen 
Gegenstände hineinspielten oder deren 
Behandlung gar maßgeblich bestimmten. 
Wer sich mit einem einzelnen Aspekt der 
Kulturabteilung nach 1936 befasst, wird 
prüfen müssen, ob dessen Behandlung sich 
nicht nach den knappen, aber zentralen 
Anweisungen des Landeshauptmanns Diet-
loff von Arnim-Rittgarten an seinen neuen 
Kulturabteilungsleiter Oskar Karpa vom 3. 
Januar 1936 richteten (Abb.  S. 39). Arnims 
Überlegungen und Richtlinien für ver-
schiedene Einzelbereiche liefen im Ergebnis 
darauf hi n aus, dass der Provinzialverband 
ein eigenständiges Kultur- und Wissen-
schaftsleben der Provinz Brandenburg auf 
der Grundlage ihrer eigenen Kräfte und 
Traditionen gestalten und entwickeln sol-
le, jenseits oder gar im Gegensatz zum 
Kultur- und Wissenschaftsleben der längst 
aus der Provinz herausgewachsenen Met-
ropole oder Weltstadt Berlin. Es muss im 
Laufe der Zeit gelingen, der weltstädtischen 
Kulturpflege eine einheitliche brandenburgi-
sche Kulturpflege entgegenzustellen, die ihre 
Kräfte aus der heimatlichen Landschaft, ihrer 
Bevölkerung und ihrer Geschichte zieht. Wie 
Arnims Vorgaben umgesetzt worden sind, 
lässt sich an verschiedenartigen Phänome-
nen gut beobachten, so dass jetzt noch zur 
Veranschaulichung der allgemeinen archiv-
kundlichen Betrachtungen drei gewichtige 
Arbeitsvorgänge mit herausragenden histo-
rischen Problemstellungen näher skizziert 
werden und dabei zugleich die Haltung des 
Provinzialverbandes in den ersten Jahrzehn-
ten des 20. Jahrhunderts und nach 1936 im 
Hinblick auf Kontinuität und Wandel be-
rührt wird, um denkbare geschichtswissen-
schaftliche Forschungserkenntnisse wenigs-
tens anzudeuten.

Kunstdenkmäler der Provinz 
Brandenburg
Die „Kunstdenkmäler der Provinz Bran-
denburg“ (Abb.  S. 40–43) waren das erste 
und blieben das einzige historische Groß-
projekt, das in der Provinz Brandenburg 
fern der Berliner Wissenschaftszentren in 
einer Kombination von zentralstaatlichen 
und provinzialen Kräften, nämlich vom 
Preußischen Kultusministerium und Bran-
denburgischem Provinzialverband, konzi-
piert und umgesetzt wurde. 1902 von der 
Brandenburgischen Kommission für Denk-

Aktenvermerk des Kulturabteilungsleiters  Karpa über seine Verhandlungen zur „Historischen 
Kommission für die Provinz Brandenburg und die Reichshauptstadt Berlin“ und … 
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Abgeordneten, wie sich nicht unmittelbar 
aus den Akten, aber aus den Lebenserinne-
rungen Joachim von Winterfeldt-Menkins 
ergibt, ein Beleg für den Wert von Me-
moiren, wenn man sie nicht in erster Linie 
für konkrete Vorgänge, sondern für „Stim-
mungen“ und „Empfindungen“ unter den 
Beteiligten auswertet. Winterfeldt-Menkin 
weist darauf hin, dass die Mittel des Kul-
turetats „zur Erfüllung idealer Aufgaben“ 
wie der Kunstdenkmälerinventarisation 
oder Restaurierungen von Baudenkmälern 
alljährlich heiß umkämpft waren. Hier 

zeigte sich der Provinziallandtag meist we-
nig gebefreudig, und es bedurfte schon meiner 
ganzen Beredsamkeit, um dem Landtag klar-
zumachen, daß ‚der Mensch nicht vom Brot 
allein leben könne‘. Die Leitung des Vorha-
bens lag in der Hand des Provinzialkonser-
vators; der vielleicht bedeutendste in ihrer 
Reihe, Theodor Goecke, charakterisierte 
die Arbeitsweise und seine Rolle einmal 
folgendermaßen: Mit sämtlichen Mitarbei-
tern halte ich gemeinsame Sitzungen ab; ich 
prüfe und ergänze die Manuskripte und die 
Vorschläge für die Abbildungen auf Grund 

meiner konservatorischen Erfahrungen und 
suche ohne allzu starke Beschränkung der 
Selbständigkeit des einzelnen Mitarbeiters 
namentlich zwischen dem Historiker und den 
Architekten leicht auftretende Meinungsver-
schiedenheiten auszugleichen, um dem Werke 
eine möglichst einheitliche Gestalt zu sichern. 
(Abb.  S. 44/45). Nach dem Ersten Welt-
krieg gingen die Arbeiten wegen der Fi-
nanznöte des Provinzialverbandes nur noch 
schleppend voran, so dass sie Oskar Karpa 
1936 grundlegend umgestaltete und neu 
organisierte, angetrieben von der Erwar-
tung seines Landesdirektors, dass das Werk 
zur Herausstellung des kulturellen Eigen-
lebens Brandenburgs besonders geeignet 
sei. Mit einer Straffung und Konzentration 
der inhaltlichen Leitlinien und mit einer 
neuen Personalkonstellation, einem haupt-
amtlichen Schriftleiter und zahlreichen 
Forschungsstipendiaten, gelang es, das Un-
ternehmen innerhalb weniger Jahren mit 
mehreren neuerscheinenden Bänden kräftig 
voranzutreiben, bis die Kriegsauswirkungen 
ihm ein Ende setzten.

Historische Kommissionen
Die Tätigkeit von lokalen, regionalen und 
provinziellen Geschichtsvereinen förder-
te der Provinzialverband von Anfang an 
und trug so erheblich dazu bei, dass der 
wissenschaftlich gewichtigste unter ihnen, 
der Verein für Geschichte der Mark Bran-
denburg, um 1900 mit den von Hermann 
Krabbo bearbeiteten Regesten der Mark-
grafen von Brandenburg aus askanischem 
Hause erstmals einen Mitarbeiter zur 
Bear bei tung eines großen, langfristigen 
Quellen werkes besolden und eine eigene 
Publikationsreihe mit zahlreichen gewich-
tigen Quelleneditionen und Darstellun-
gen herausgeben konnte. 1925 vermochte 
Melle Klinkenborg, der Zweite Direktor 
des Preußischen Geheimen Staatsarchivs, 
in seiner Eigenschaft als nebenamtlicher 
Leiter des Brandenburgischen Provinzialar-
chivs seinen Landesdirektor dazu zu bewe-
gen, gemeinsam mit der Reichshauptstadt 
Berlin und unter Gewährung erheblicher 
Mittel zur Intensivierung der Berlin-Bran-
denburgischen Landesgeschichtsforschung 
eine „Historische Kommission für die Pro-
vinz Brandenburg und die Reichshaupt-
stadt Berlin“ zu gründen. Die Weltwirt-
schaftskrise mit ihrer erheblichen Kürzung 
der Förderung brachte die anfänglich sehr 
erfolgreiche Kommission an den Rand des 
Abgrundes, aber sie überlebte schließlich 
dank des Interesses des Provinzialverban-
des, der allerdings seit 1935/36 im Sinne 

Die Kulturpolitik des brandenburgischen Provinzialverbands 1875–1945

… Schreiben (Entwurf) des Landeshauptmanns von Arnim-Rittgarten an den Oberbürgermeister 
der Reichshauptstadt Berlin Dr. Lippert vom 19. Juli 1938 wegen Gründung getrennter Historischer 
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der Leitlinien Arnims – die Provinz Bran-
denburg wie möglichst auf allen Gebieten, so 
ganz besonders in dem kulturellen Sektor ein 
Eigenleben führen zu lassen – auf ihrer Tren-
nung von der Reichshauptstadt und auf 
ihre Umgestaltung zu einer Historischen 
Kommission für die Provinz Brandenburg 
unter dem bestimmenden Einfluss des Pro-
vinzialverbandes drängte. Karpa überzeugte 
schließlich die führenden Kommissions-
mitglieder, in erster Linie ihren Vorsitzen-
den Willy Hoppe, Geschichtsprofessor an 
der Berliner Friedrich-Wilhelms-Universi-
tät, davon, den Planungen zu einer klare[n] 
Trennung der berlinischen und provinz-bran-
denburgischen Geschichtsforschung zuzustim-
men, und erhöhte dafür zugleich den Mittel-
ansatz des Provinzialverbandes zum Zeichen 
dessen …, das die Historische Kommission 
unter der alleinigen Führung der Provinz 
besser fährt als unter dem Doppelgespann 
(Abb.  S. 46/47). Dementsprechend entwarf 
Hoppe ein Forschungsprogramm, das mit 
einer Vielzahl von Vorhaben darauf abziel-
te, in Absetzung von der Vorstellung einer 
im wesentlichen berlinische[n] Gelehrtenaka-
demie … den geschichtlichen Sinn der Bevöl-
kerung [zu] beleben und in der Provinz mit 
heimat-, orts- und regionalgeschichtlichen 
Themen zu wirken. Hoppes Konzeption 
verdient Aufmerksamkeit wegen ihres treff-
lichen Problembewusstseins, nahm freilich 
den bestimmenden Einfluss des Provin-
zialverbandes in Kauf, der in der neuen 
Satzung von der Selbstorganisation und 
Entscheidungsfreiheit der gelehrten Gesell-
schaft nicht viel übrig ließ.

Archäologische Forschung 
Die Anfänge der brandenburgischen Pro-
vinzialarchäologie sind eng mit der Kunst-
denkmälerinventarisation verbunden, denn 
in deren Programm waren von vornherein 
die Erfassung und Beschreibung der urge-
schichtlichen Bodenfunde vorgesehen, so 
dass dafür mit Alfred Götze, einem Mit-
arbeiter der Prähistorischen Abteilung des 
Museums für Völkerkunde in Berlin, ein 
eigener nebenamtlicher Bearbeiter ange-

Aktenvermerk (Anfang) des Kulturabteilungs-
leiters Karpa über seine Verhandlungen mit 
Ministerialrat Hiecke (Preußisches und Reichs-
ministerium für Wissenschaft, Erziehung und 
Volksbildung) vom 30. Juli 1936 über die Pläne 
des Provinzialverbandes zur Umgestaltung der 
Bodendenkmalpflege in der Provinz Branden-
burg  BLHA Rep. 55 XI Nr. 688, Bl. 44rv



stellt wurde. Ihm war die Veröffentlichung 
von Beiheften zu den Kunstdenkmäler-
bänden mit der kreisweisen Beschreibung 
der Ur- und Frühgeschichte zu verdanken. 
Nach dem Ersten Weltkrieg wurde er auf 
der Grundlage des Preußischen Ausgra-
bungsgesetzes zum Vertrauensmann für 
kulturgeschichtliche Bodenaltertümer in 
der Provinz Brandenburg (ausschließlich 
Berlin) mit der Aufgabe, das wissenschaftli-
che Interesse bei Ausgrabungen wie bei Ge-
legenheitsfunden wahrzunehmen, bestellt 
und für seine Tätigkeit vom Provinzial-
verband mit Beihilfen für Grabungen und 
Mitteln zur Bestreitung sächlicher Kosten 
ausgestattet. Zu seinem Nachfolger wurde 
1932 Wilhelm Unverzagt, der Direktor des 
Staatlichen Museums für Ur- und Frühge-
schichte in Berlin, berufen, der wegen eines 
fehlenden brandenburgischen Provinzial-
museums die enge Verbindung zwischen 
dem Vertrauensmann der Provinz und sei-
nem Berliner Museum befürwortete, in 
der Absicht, alle wissenschaftlich wertvollen 
Funde aus der Provinz diesem Museum zuzu-
führen. Mit einem solchen Vorgehen stieß 
er freilich seit 1935/36 auf den zunehmen-
den Widerspruch des Provinzialverbandes, 
der entsprechend seiner angesprochenen 
Kulturpolitik unbedingt anstrebte, dass die 
Abwanderung wertvollen Kulturgutes aus der 
Mark … unterbunden werden kann, und 
stattdessen erreichen wollte, dass viele wert-
volle Vorgeschichtsfunde den Brandenburgi-
schen Heimatmuseen zugeführt [werden], die 
in früheren Jahren nach Berlin abgewandert 
waren. Karpa ging schließlich darauf aus, 
Unverzagt seiner Position als Vertrauens-
mann zu entkleiden, da dieser nach seiner, 
Karpas, Auffassung nicht eindeutig genug 
dem Provinzialverband unterstellt und des-
sen Weisungen unterworfen war. Er setzte 
eine neue Konstruktion zur Wahrnehmung 
der Fachaufgabe Bodendenkmalpflege um, 
indem er nach vorheriger Abstimmung mit 
dem Reichs- und Preußischen Ministerium 
für Wissenschaft, Erziehung und Volks-
bildung und dem dortigen zuständigen 
Dezernenten für das Ausgrabungswesen, 
Ministerialrat  Hiecke (Abb.  links), 1938 
das Brandenburgische Landesamt für Vor- 
und Frühgeschichte als Einrichtung des 
Provinzialverbandes gründete. Seine prin-
zipielle Position verdeutlichte er Hiecke 
mit den Worten: Die Pflege und Erhaltung 
eines bodenständigen Kulturbewusstseins in 
der Mark selbst sei nur möglich, wenn auch 
auf musealem Gebiet die Mark Brandenburg 
unabhängig wird von dem internationalen 
Großstadtkomplex Berlin – die allgemeine 

Grundsatzposition, die es immer für die 
einzelnen Maßnahmen des Provinzialver-
bandes nach 1936 zu berücksichtigen gilt, 
wenn sie recht gedeutet werden sollen.

Forschungsausblick
Die vorstehenden Kostproben haben hof-
fentlich verdeutlicht, dass die Kultur- und 
Wissenschaftspolitik des Brandenburgi-
schen Provinzialverbandes ein lohnender, 
bislang aber ungehobener Forschungsschatz 
ist. Die Ergiebigkeit der allgemeinen The-
matik, die in allen preußischen Provinzen 
gegeben ist, offenbart sich eindrucksvoll, 
wenn man die zahlreichen gehaltvollen Un-
tersuchungen zum Provinzialverband der 
Provinz Westfalen, dem damals auf dem 
Gebiet der Kultur- und Wissenschaftspflege 
führenden Provinzialverband, zur Kennt-

nis nimmt. Vergleichbare Forschungen für 
die Provinz Brandenburg sind nachdrück-
lich zu wünschen und versprechen für die 
brandenburgische Kultur- und Wissen-
schaftsgeschichte ebenso wie für den lan-
desgeschichtlichen Vergleich reichen Er-
trag – sofern der Bearbeiter es versteht, in 
der hier skizzierten Weise die archivalische 
Überlieferung des Brandenburgischen Pro-
vinzialverbandes im BLHA und korres-
pondierende Überlieferungen in anderen 
Archive zu ermitteln und in ihren Entste-
hungsumständen und in ihrer Aussagekraft 
zu analysieren. Die humanistische Devise 
ad fontes setzt für den Historiker voraus, 
dass er sich mit den archivischen Wegen, 
die zu den Verwahrungsorten der gesuchten 
Quellen führen, vertraut macht – ansons-
ten landet er in einer Sackgasse!
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Von Fragmenten, Karteikarten  
und Einzelfallakten  
zu geordneten Strukturen. 
Erschließung und Auswertungsmöglichkeiten 
des Bestandes Rep. 161 NS-Archiv des MfS 
Von Frank Schmidt

Frank Schmidt

Seit Jahren verzeichnet das Brandenburgi-
sche Landeshauptarchiv (BLHA) ein un-
gebrochenes Interesse von Forschung und 
interessierter Öffentlichkeit an Quellen zur 
NS-Zeit. Es ist verbunden mit vielen Pro-
jekten und bürgerschaftlichen Initiativen, 
die sich der Erforschung des Schicksals von 
Opfern des Nationalsozialismus widmen 
und damit zur Gedenkarbeit beitragen. 
Verstärkt wendet sich auch die orts- und 
regionalgeschichtliche Forschung den lo-
kalen Verhältnissen und Akteuren in der 
NS-Zeit zu. Diese Anliegen erfordern den 
Zugriff auf das Schriftgut von Regional- 
und Lokalbehörden oder auf einschlägige 
biographische Quellen über Angehörige 
des NS-Verwaltungs- und Parteiapparates 
auf der einen und über Opfer und Ver-
folgte auf der anderen Seite. Übernahmen 
im BLHA haben die Quellenbasis dafür 
in den letzten Jahren erheblich erweitern 
können. Einen größeren und untypischen 
Komplex bilden darunter die Unterlagen 
aus der Sammlung „NS-Archiv des MfS“, 
die das Bundesarchiv in einem Umfang von 
ca. 160 lfm in den Jahren 2004 und 2005 
an das BLHA abgab. Die bedingte Zu-
gänglichkeit und die noch unzureichenden 
Erschließungsangaben waren vor einigen 
Jahren in Berichten zur Übernahme und 
zum Inhalt der Überlieferung nur am Ran-
de beschrieben worden. Die zeitintensiven 

Arbeiten zur Verbesserung des Zugangs zu 
diesem Archivbestand kamen Anfang 2018 
zum Abschluss. 

Herkunft und Struktur der Unterlagen
Die Einrichtung der Sammlung beim Mi-
nisterium für Staatssicherheit (MfS) er-
folgte als Reaktion auf den Aufstand des 
17. Juni 1953. Für eine systematische Aus-
wertung der in seinen Dienststellen vor-
handenen Akten über die vermeintlichen 
Drahtzieher und Unterstützer des Aufstan-
des, über Nazis und Sympathisanten des 
NS-Regimes führte das MfS ab der Jah-
reswende 1953/54 alle ihm zugänglichen 
Unterlagen in einem Archiv in der Frei-
enwalder Straße in Berlin-Hohenschön-
hausen zusammen. In den Folgejahren er-
weiterte es systematisch seine Sammlung, 
u. a. durch bevorzugten Zugriff auf die 
Aktenrückgaben aus der Sowjetunion oder 
durch Einziehung von Dokumenten aus 
Staats- und Kommunalarchiven der DDR. 
Für die Auswertung wurden die Unterlagen 
„aufbereitet“, indem sie nach inhaltlichen 
Schwerpunkten (z.B. NSDAP, SS und Ge-
stapo, Polizei, Wehrmacht, Justiz) zu Teil-
beständen geordnet wurden, zunächst in 
vier Hauptgruppen ZA – ZD, dann spä-
ter in weitere, überwiegend mit dem An-
fangsbuchstaben „Z“ für „Zentralarchiv“ 
gekennzeichnete Gruppen. Das MfS in-

teressierte sich für Informationen über 
Personen und deren NS-Belastung. Inhalt 
und Anlage der Sammlung folgten diesem 
Auswertungsinteresse. Insgesamt setzte sich 
die Sammlung zum Schluss 1990 aus über 
60 Teilbeständen unterschiedlichen Um-
fangs zusammen und umfasste geschätzte  
7–10 km Unterlagen. 

Ein Hauptteil der Unterlagen im 
„NS-Archiv“ entstand im Zusammenhang 
mit der Entnazifizierung und der Strafver-
folgung von NS-Verbrechen. Die Staats-
sicherheit gelangte in den Besitz solcher 
Papiere unmittelbar über ihre Behörden-
vorgänger, den K5-Kommissariaten bei den 
Kriminalämtern der Länder. In Einzelfällen 
lassen sich im Bestand Spuren auffinden, 
die auf die Herkunft von Unterlagen hin-
weisen. So verrät ein Vorgang, der einer 
Untersuchungsakte eines solchen K5-Kom-
missariats angefügt ist, wie einige Vorgän-
ge den Weg in das spätere „NS-Archiv“ 
fanden. Demnach ließ die Deutsche Ver-

Verfügung der Deutschen Verwaltung  
des  Innern in Berlin an das Landeskriminalamt  
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waltung des Innern (DVdI) am 14. April 
1948 Aktenmaterial über Mitglieder der 
SS aus dem Gebäude des Jüterboger Land-
ratsamtes nach Berlin transportieren. Mit-
tels einer als Fernschreiben übermittelten 
Verfügung wurde das Landeskriminalamt 
Brandenburg zur Berichterstattung an den 
Vizepräsidenten der DVdI, Erich Mielke, 
aufgefordert, dem in dieser Funktion Ver-
antwortlichen für die Durchführung der 
Entnazifizierung. 

Vor dem Hintergrund des am 26. Fe-
bruar 1948 verkündeten SMAD-Befehls 
35, der die Beendigung der Entnazifizie-
rungsverfahren in der Sowjetischen Be-
satzungszone (SBZ) anordnete, galt das 
Interesse der Frage, ob die aufgefundenen 
Akten für diese Zwecke und für die Straf-
verfolgung von NS-Verbrechen im Rah-
men des SMAD-Befehls 201 durch das 
zuständige Kommissariat K5 ausgewertet 
wurden. Die daraufhin vom Landeskrimi-
nalamt Brandenburg um Aufklärung er-
suchte Kriminaldienststelle in Luckenwalde 
 versicherte nicht nur, dass das Aktenma-
terial bei den örtlichen Entnazifizierungs-
kommissionen und den Ermittlungen der 
Kriminalpolizei Berücksichtigung fand. Sie 
beschrieb auch dessen Inhalt näher. Der 
vermeintliche Aktenfund war demnach 
der Entnazifizierungskommission und dem 
K5-Kommissariat in Luckenwalde bereits 
seit November 1947 zugänglich, als die 
Rote Armee das von ihr belegte Landrats-
amtsgebäude räumte. Zum Material ge-
hörten neben Schriftgut der in Jüterbog 
ansässigen SS-Formationen u. a. Akten des 
Landratsamtes Jüterbog-Luckenwalde, dar-
unter Schriftwechsel des NS-Landrates Dr. 
Friedrich Wilhelm Hirz und Unterlagen zu 
Dienstbetrieb und Einsatz der Gendarme-
rie im Landkreis. Ausgehend von diesen In-
haltsangaben lässt sich eine Verbindung zu 
den heute im Bestand vorhandenen Zeug-
nissen zur Kreisverwaltung Jüterbog-Lu-
ckenwalde herstellen. Darunter finden sich 
insbesondere die Akten zur Gendarmerie 
im Kreis und auch jene mit Schriftwechsel 
des NS-Landrates Dr. Hirz. Gemessen am 
Umfang gilt Gleiches für Unterlagen mit 
Provenienzen von NSDAP-Stellen in Jüter-
bog und der Stadt Jüterbog. Allein von den 
beiden Jüterboger NSDAP-Ortsgruppen 
liegen knapp 600 sogenannte „Politische 
Beurteilungen“ über Einwohner der Stadt 
vor. Schließlich bilden die 155 Akten des 
SS-Sturms 5/80 und des SS-Sturmbanns 
II/80 aus Jüterbog die einzig nennenswerte 
Überlieferung mit Provenienzen der SS im 
Bestand. 

Kann in diesem Fall die Herkunft einiger 
Aktengruppen rekonstruiert werden, sto-
ßen Aufklärungsversuche für andere Teile 
des Bestandes an enge Grenzen, weil die 
„Aufbereitung“ der Unterlagen für die Zwe-
cke der Staatssicherheit ihre Entstehungszu-
sammenhänge zerstörte. Dies illustriert bei-
spielhaft der Aktenband, der den Vorgang 
über das Jüterboger Aktenmaterial enthält. 
Das K5-Kommissariat in Luckenwalde wies 
in seiner Berichterstattung auf zwei Fälle 
hin, die anhand dieses Materials zu einer 
Anklageerhebung wegen Verbrechen nach 
Direktive 38 geführt hatten. Einem Bau-
meister aus Jüterbog wurde vorgeworfen, 
auf Grund seiner politischen Stellung als 
NSDAP-Mitglied und förderndes SS-Mit-
glied wirtschaftliche und persönliche Vor-
teile erlangt zu haben. In dem anderen Ver-
fahren gegen einen Lehrer aus Rohrbeck 
ergaben die aufgefundenen Dokumente, 
dass die Anklage auch auf ein Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit nach Kontroll-
ratsgesetz Nr. 10 zu stützen war. Der Lehrer 
sollte mit einer Anzeige beim Landratsamt 
eine Frau wegen „asozialen Verhaltens“ in 
einer Mietstreitsache denunziert haben, 
woraufhin diese von der Geheimen Staats-
polizei verhaftet und im Frauen-Arbeitser-
ziehungslager Fehrbellin inhaftiert worden 
war. Zu beiden Strafverfahren befinden sich 
im Bestand die inhaltsgleichen Zweit- und 
Drittschriften der beim K5-Kommissariat 
gebildeten Ermittlungsakte, denen jeweils 
entweder der bei der DVdI oder der beim 
Landeskriminalamt Brandenburg entstan-
dene Vorgang über das Jüterboger Akten-
material sowie weitere Unterlagen zu den 
Verfahren anderer Provenienz angeheftet 
wurden. Darüber hinaus hat das MfS den 
Akten jeweils weitere Einzeldokumente 
zum Strafverfahren gegen die Beschuldigen 
(Anklageschrift, Urteil, Mitteilungen über 
das Urteil) aus Sammelsachakten von Jus-
tiz- und Polizeibehörden des Landes Bran-
denburg hinzugefügt. Beide Verzeichnungs-
einheiten setzen sich somit aus Unterlagen 
zusammen, die bis zu vier verschiedenen 
Provenienzen zuzuordnen sind. 

Für den Zugriff auf personenbezogene 
Informationen zerlegte das MfS fadenge-
heftete Akten oder Karteien in ihre Einzel-
teile. Signaturwechsel in den Findmitteln 
des MfS deuten auf diese „Ordnungsar-
beiten“ hin. Neben „reinen“ Personal- 
oder Sachakten umfassen große Teile des 
„NS-Archivs“ entweder Verzeichnungsein-
heiten mit fragmentarisierten Einzelteilen 
aus Personal- und Sachakten oder Verzeich-
nungseinheiten mit Mischprovenienzen, 

die die zu einer Person vorhandenen oder 
mit einem bestimmten Sachverhalt verbun-
denen Unterlagen als Dossier zusammen-
fassen. 

Erschließungszustand nach 
Übernahme aus dem Bundesarchiv
Die Erschließungsarbeiten im Bundesar-
chiv verfolgten das Ziel, die Sammlung ent-
weder durch Zuordnung der Unterlagen in 
die Provenienzbestände des Bundesarchivs 
oder durch Abgaben an die zuständigen 
Staats- und Landesarchive weitestgehend 
aufzulösen. Dafür erfolgte eine Provenienz-
bestimmung, die mit einer weitgehend 
einfachen Verzeichnung verbunden war. 
Eingang darin fand – sozusagen parallel 
– auch die Namenerschließung des MfS 
durch Übernahme der für jede Verzeich-
nungseinheit in den Registrierbüchern er-
fassten Personennamen, ohne dass diese 
in jedem Einzelfall überprüft oder ergänzt 
wurden. Ausgenommen von einer Bearbei-
tung blieben im Bundesarchiv die Teilbe-
stände „Objekte“, die die „NS-Archive“ 
der MfS-Bezirksverwaltungen umfassten. 
Auf Grund des abgrenzbaren territorialen 
Zuschnitts erfolgte ihre Abgabe allein mit 
den Angaben aus der Namenerschließung 
des MfS. Im BLHA entschied man sich, 
auf eine Aufteilung der Unterlagen aus dem 
„NS-Archiv“ auf (Provenienz-)Bestände zu 
verzichten. Ein solcher Schritt hinterließe 
einen größeren Rest von Unterlagen mit 
Mischprovenienzen oder überhaupt nicht 
eindeutig bestimmbarer Provenienz. In der 
Konsequenz hätte dies doch wieder die 
Bildung eines Pertinenzbestandes für den 
nicht zuzuordnenden Rest nahegelegt. Des-
halb wurden die vom Bundesarchiv über-
nommenen Unterlagen zusammen belas-
sen und als (Pertinenz-)Bestand unter der 
Repositurnummer 161 mit dem Namen 
„NS-Archiv des MfS“ aufgestellt. Die vom 
MfS vergebenen, umständlich langen Ak-
ten-Signaturen, die auch das Bundesarchiv 
bei der Verzeichnung beibehalten hatte, 
blieben bestehen – auch weil im Bundes-
archiv und bei der BStU diese Signaturen 
für Verweise weiter verwendet werden. 

Als Findmittel stellte das Bundesarchiv 
zwei Dateien zur Verfügung. Die eine ent-
hielt die Daten aus der im Bundesarchiv 
geleisteten archiv- und provenienzbezoge-
nen Erschließung mit Angaben zu Archiv-
signatur [=MfS-Altsignatur], Aktentitel, 
Enthält-Vermerk, Laufzeit, Provenienz, 
Registraturzeichen, Bemerkungen). In einer 
zweiten Datei wurden die jeweils zur Ar-
chivsignatur [=MfS-Altsignatur] vom MfS 
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erfassten Personennamen mit Geburtsdaten 
zur Verfügung gestellt. Diese Personendatei 
funktionierte praktisch wie ein Index, der 
auf die jeweiligen Akten im Bestand hin-
weist. Allerdings erwiesen sich die Perso-
nendaten als unzuverlässig, da sie vom MfS 
entweder zufällig oder unvollständig (ohne 
Geburtsdaten) erfasst waren. Bei der tech-
nischen Migration der Dateien in die im 
BLHA genutzte Archivdatenbank gelang 
es nicht, die voneinander getrennt vorlie-
genden Erschließungsangaben des Bundes-
archivs einerseits und die Personennamen 
aus den Registrierbüchern des MfS ande-
rerseits in einem Verzeichnungsdatensatz 
zu einer MfS-Signatur zusammenzuführen. 
Der Zugriff auf den Bestand blieb deshalb 
in erster Linie personenbezogen. In der Ar-
chivbenutzung zeigte sich außerdem, dass 
die Archiv- und die Personenerschließung 
nicht immer übereinstimmten. So fehlten 

Unterlagen zu einzelnen MfS-Signaturen 
im Bestand, obwohl dafür Personennamen 
ausgewiesen waren. Diese Unstimmigkei-
ten sind eine Folge der „Ordnungsarbei-
ten“ des MfS. In den Registrierbüchern ist 
das „Umordnen“ zur Bildung von Dossiers 
nicht konsequent nachvollzogen worden. 
Ebenso unvollständig vermerkte man vor-
genommene Kassationen. Zudem sind 
Entstellungen von Namen und Geburts-
daten eingetreten, die auf Lesefehler des 
MfS-Personals zurückgingen. Solche Un-
zulänglichkeiten betrafen überwiegend die 
Teilbestände „Objekt 04“ und „Objekt 05“ 
mit den „NS-Archiven“ der MfS-Bezirks-
verwaltungen Potsdam, Frankfurt (Oder) 
und Cottbus. 

Die in Teilen fehlende Verzeichnung, 
die komplexe Datenbankstruktur und die 
unzuverlässigen Angaben aus der Personen-
erfassung standen der Veröffentlichung der 

Erschließungsdaten für die Benutzung ent-
gegen. Interessierte Nutzer konnten daher 
nur nach vorheriger schriftlicher Anfrage 
und Recherche des Archivars den Bestand 
für ihre Forschungen hinzuziehen. 

Ordnung und Verzeichnung im BLHA
Die Arbeiten zur Bereitstellung von Er-
schließungsdaten für die Benutzung kon-
zentrierten sich in einem ersten Schritt auf 
die Teilbestände, die unbearbeitet aus dem 
Bundesarchiv übernommen worden waren 
und immerhin ein Drittel des (Gesamt-)
Bestandes umfassten. Hier mussten Pro-
venienzen festgestellt und je nach Bedarf 
eine einfache oder – vor allem bei Dos-
siers – eine erweiterte Verzeichnung vorge-
nommen werden. In einem zweiten Schritt 
wurden die vom Bundesarchiv für den grö-
ßeren Teil des Bestandes bereitgestellten 
Verzeichnungsangaben mit den Personen-
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angaben des MfS zusammengeführt, sodass 
sich im Ergebnis alle relevanten Informa-
tionen zu einer Verzeichnungseinheit in ei-
nem Datensatz wiederfinden. Bei Verzeich-
nungseinheiten mit Mischprovenienzen 
wurde die Provenienz des Hauptvorganges 
zugrunde gelegt. Angefügte Unterlagen an-
derer Provenienz sind in den Enthält-Ver-
merken ausgewiesen. Für inhaltlich gleich-
förmige Aktengruppen ist die Verzeichnung 
nach einem Muster vereinheitlicht und 
durch Berücksichtigung von Orts- und 
Sachbezügen erweitert worden. Umfang-
reichere Ergänzungen in der Verzeichnung 
erfuhren so vor allem die Straf- und Er-
mittlungsakten wegen NS-Verbrechen. 
Andererseits konnte die personenintensive 
Erschließung einzelner Aktengruppen, in 
denen Besoldungsblätter, Fragebögen und 
Karteikartenblätter als Einzelakten be-
handelt wurden, mit zusammenfassenden 
Titeln vereinfacht werden. Anstelle der 
Einzelblatt-Verzeichnung wurden die Un-
terlagen zu Sammelakten formiert. Die 
Namenserfassung des MfS ist dennoch er-
halten geblieben, indem die Personenanga-
ben (Name, Vorname, Geburtsdatum und 
Signaturen) in den Feldern „Enthält“ oder 
„Bemerkungen“ Aufnahme fanden.

Parallel zu diesen Arbeiten ist eine 
Klassifikation für den Gesamtbestand auf-
gebaut worden, die aus drei Hauptgruppen 
besteht. Die ersten beiden Hauptgruppen 
unterteilen die aus Behörden und Orga-
nisationen stammenden Unterlagen nach 
ihrer (Haupt-)Laufzeit vor oder nach dem 
8. Mai 1945. 

Einer dritten Hauptgruppe wurden 
Unterlagen aus Privatbesitz und als Ein-
zelakten formierte Ausweisdokumente zu-
geordnet. Ziel war es, Provenienzen durch 
die Ordnung in der Klassifikation sichtbar 
zu machen und damit den personenzen-
trierten Ansatz durch eine strukturierte 
Präsentation der Erschließungsangaben 
aufzubrechen. Dies gelang durchgehend 
für die Unterlagen der 1. Hauptgruppe (vor 
dem 8. Mai 1945). Deren Untergliederung 
knüpft in den Grundzügen an die Tektonik 
des Archivs für die Bestände aus der Zeit 
der Provinz Brandenburg an. Ausgehend 
von dieser Ordnung lassen sich gezielt Un-
terlagen bestimmter Verwaltungsebenen, 
Behörden, der NSDAP und verschiedener 
NS-Organisation in den Blick nehmen. 

Schwieriger gestaltete sich die Umset-
zung dieses Ziels bei Unterlagen aus der 
Zeit nach 1945. Von wenigen Sach- und 
Personalakten aus Behörden der Landesre-
gierung Brandenburg abgesehen, die unter 

einem Klassifikationspunkt zusammen-
gefasst werden konnten, bezieht sich die 
Masse auf drei inhaltliche Schwerpunkte: 
erstens auf die Durchführung der Entnazi-
fizierung einschließlich der Strafverfolgung 
von NS-Verbrechen in ihren einzelnen 
Etappen, zweitens auf Angelegenheiten der 
Kriminalpolizei zur Überwachung von Per-
sonen und Durchführung von Ermittlungs-
verfahren (außerhalb der Entnazifizierung) 
sowie drittens auf wenige Akten zur Be-
richterstattung über Strafverfahren an das 
Ministerium der Justiz des Landes Bran-
denburg. In diesen Gruppen überwiegen 
bei weitem Dossiers oder fragmentarisierte 
Unterlagen, die eine eindeutige Provenienz-
bestimmung erschweren oder überhaupt 
nicht zulassen. Die Untergliederung dieser 
drei Gruppen orientierte sich deshalb an 
inhaltlichen Schwerpunkten und Ortsbe-
zügen. 

Quellen zu Polizeiangehörigen und 
zum NS-Parteiapparat vor Ort
Aus allen Verwaltungsebenen, von den 
Amtsbezirken und Städten auf der loka-
len Ebene über die Landratsämter bis zu 
den Regierungen Potsdam und Frankfurt 
(Oder), liegen Akten vor, die die Polizei-
verwaltung, einzelne Polizeiaufgaben (Mel-
depolizei, Kriminalpolizei und politische 
Polizei) und besonders das Polizeipersonal 
dokumentieren. Aus letzteren ragen die 
Überlieferungen zu den beiden Regierun-
gen Potsdam und Frankfurt (Oder) her-
aus, schon allein auf Grund der aus ihren 
Registraturen stammenden Personalakten 
über Angehörige der Gendarmerie in einem 
Umfang von 859 bzw. 1.313 Aktenbänden. 
Der größere Teil des Gendarmerie-Korps, 
vor allem der Beamten im Offiziersrang, 
war im Laufe des Krieges, meist sogar erst 
im letzten Kriegsjahr stellenplanmäßig den 
beiden Regierungen zugewiesen worden. 
Die Personalakten bestehen in der Regel 
aus vier Bänden (Band A: Personalbogen, 
Beurteilungen, Auszeichnungen; Band B: 
Einsatz, Versetzung und Abordnung, Be-
soldung; Band C: Krankenakte, Dienst-
zeitberechnung, Versorgung und Unter-
stützung; Band D: Dienst-, Polizei- und 
Gerichtsstrafverfahren). Nur der geringere 
Teil der Gendarmen war im Einzeldienst in 
der Provinz Brandenburg tätig. Die Mehr-
zahl befand sich tatsächlich im „Osteinsatz“ 
und übernahm Polizeiaufgaben in den von 
Deutschland besetzten Gebieten, insbeson-
dere Polens und der Sowjetunion. Darüber 
finden sich in den Personalakten vielfältige 
Belege. Noch vor Kriegsende wurden die 

Akten in den Regierungsregistraturen um 
die bei Polizeidienststellen in den besetzten 
Gebieten (Polen, Sowjetunion) entstande-
nen Personalunterlagen ergänzt, oft durch 
Anlage einer Beiakte. Auch das MfS fügte 
den Akten bei seiner Ordnungs- und Aus-
wertungstätigkeit weitere zur Person vor-
handene Unterlagen bei. So gelangten im 
Zuge solcher Zusammenführungen u. a. 
die beim Chef der Ordnungspolizei geführ-
ten Personalunterlagen in diese Akten. Sie 
wurden in die Schnellhefter vor- oder nach-
geheftet, ohne dass äußerliche Merkmale 
auf den Aktendeckeln darauf hinweisen. 

Akten zur Schutzpolizei betreffen über-
wiegend Angehörige der Polizeireserve 
(Wachtmeister der Schutzpolizei der Reser-
ve) und der Luftschutzpolizei, über die der 
Potsdamer Polizeipräsident als Leiter des 
Kommandos der Schutzpolizei im Regie-
rungsbezirk Potsdam die Personalaufsicht 
ausübte. Über die biografischen Grund-
daten hinaus informieren diese Akten meist 
nur über die Einberufung zu Polizeiver-
bänden sowie über Versetzungen und Be-
förderungen. Über Angehörige der (ordent-
lichen) Schutzpolizei sind hingegen nur 
einzelne Akten aus den Polizeiverwaltungen 
der Städte Luckenwalde und Nauen in das 
„NS-Archiv“ gelangt. Darunter befindet 
sich die drei Bände umfassende Personal-
akte des Hauptwachtmeisters der Schutz-
polizei Franz Reisberger, der 1940 seinen 
Dienst bei der Schutzpolizeidienstabteilung 
in Luckenwalde antrat. Ausführlich geben 
die Dokumente Aufschluss über seine Aus-
bildung und Laufbahn als Wachtmeister 
bei der Schutzpolizei in Hanau, Elbing und 
Berlin. 1929 quittierte Reisberger in Berlin 
den Polizeidienst und war später als Pfört-
ner in Berlin tätig. Nach 1933 bemühte er 
sich mehrmals auch unter Verweis auf seine 
Mitgliedschaft in NSDAP und SS um eine 
Wiederanstellung bei der Polizei in Berlin, 
was mangels freier Stellen zunächst schei-
terte. Erst 1939 hatte er Erfolg mit der Zu-
weisung einer Stelle als Gemeindepolizeibe-
amter in Luckenwalde, die ihm schon ein 
Jahr später die Anstellung auf Lebenszeit 
im Range eines Polizei-Hauptwachtmeis-
ters sicherte. Seine Dienstzeit in Lucken-
walde währte nur kurz. Im Oktober 1941 
erfolgte die Abordnung zur Verstärkung der 
Gendarmerie des Einzeldienstes im Gene-
ralbezirk Wolhynien. 

Bei einer „Polizeiaktion“ am 1. Ok-
tober 1942 in der westukrainischen Stadt 
Luboml erlitt Reisberger eine Schusswaf-
fenverletzung. Die deutschen Polizeidienst-
stellen in der Ukraine untersuchten diesen 
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„Dienstunfall“, der ihn für den „Ostein-
satz“ untauglich machte. Mit der Rückkehr 
nach Luckenwalde fanden die Unterlagen 
über das Geschehen in Luboml Eingang 
in seine Personalakte. Geht es in den Vor-
gängen wie auch in dem Bericht des Gen-
darmerie-Gebietsführers in Luboml, des 
Bezirks-Leutnants Kurz, vorrangig um das 
Verhalten der Beamten und die Aufklä-
rung der Umstände, die zur Verletzung des 
Hauptwachtmeisters führten, wird nahezu 
beiläufig über die Vorbereitung eines Ver-
brechens berichtet, dem die im Ghetto der 
Stadt Luboml lebenden Juden zum Opfer 
fielen. Reisberger war mit weiteren deut-
schen Polizeibeamten und ukrainischen 
Hilfspolizisten beauftragt, dieses Verbre-
chen vorzubereiten und abzusichern. Die 
Aussagen der Beteiligten lassen keine Zwei-
fel an der Konsequenz dieser polizeilichen 
Maßnahmen erkennen, die mit Absperren 
und Umstellen von Häusern begannen. Die 
„Polizeiaktion“ in Luboml am 1. und 2. 
Oktober 1942, bei der in einem Wald nahe 
der Stadt mehrere Tausend Juden ermordet 
wurden, gehörte zu einer Serie von Massen-
morden an ukrainischen Juden im Sommer 
und Herbst 1942. Der Hauptwachtmeister 
Reisberger war in Luckenwalde bis Kriegs-
ende weiter tätig. Laut einem der Personal-
akte nachträglich beigefügten Dossier der 
Luckenwalder Polizei soll er sich 1946 nach 
Baden abgemeldet haben. 

Die Personalakten zu Angehörigen der 
Gendarmerie und Schutzpolizei stellen eine 
wichtige Quelle für Forschungen zu Poli-
zeiangehörigen dar, weil sich biografische 
Angaben zur Person und zur polizeilichen 
Dienstlaufbahn sehr detailliert aus Frage-
bögen, Zeugnissen und Beurteilungen ent-
nehmen lassen. Besonderer Wert ist den 
Unterlagen beizumessen, die Auskunft über 
den Einsatz der Polizeiangehörigen in den 
von Deutschland okkupierten Gebieten 
geben. Dienstliche Beurteilungen, Anträge 
auf die Verleihung von Auszeichnungen im 
Rahmen der „Bandenbekämpfung“, Unter-
lagen über Dienstunfallsachen und die 
außerdem vielen Akten beigefügten Polizei-
dienstpässe weisen auf die Beteiligung an 
Kampfhandlungen und Polizeimaßnahmen 
hin, die gegen Partisanenverbände und die 
Zivilbevölkerung gerichtet waren. Die Ver-
zeichnung der Personalakten erfolgte weit-
gehend einfach. Nachträglich den Akten 
angefügte Unterlagen oder Beiakten ande-
rer Polizeiverwaltungsstellen werden jeweils 
durch einen Enthält-Vermerk ausgewiesen. 
Ansonsten beschränkte sich die Titelauf-
nahme auf die Erfassung der Angaben zur 

Person und der letzten Dienststellung sowie 
– bei mehrbändigen Akten – des jeweiligen 
Bandes. 

Die im Bestand vorhandene Überlie-
ferung der NSDAP entstand bei 14 Kreis-
leitungen und 60 Ortsgruppen. Für die 
Mehrzahl dieser Organisationseinheiten 
liegen nur Aktensplitter oder durchschnitt-
lich kaum mehr als zehn Akten vor. Aus 
den Ortsgruppen überwiegen Aufstellun-
gen, Karteikarten oder Mitgliedergrund-
bücher zum Mitgliedernachweis, Vorgänge 
zur Kassierung und Verwaltung der Mit-
gliederbeiträge und schließlich einfache 
Personalakten. Sie umfassen oft nur einen 
Fragebogen oder Anmeldeformulare. Um-
fangreicher und inhaltlich gewichtiger da-
gegen ist die Personalaktendokumentation 
bei den Kreisleitungen, die über alle soge-
nannten „Politischen Leiter“ Personalakten 
führten. Dazu gehörten Funktionsträger 
der NSDAP vom Blockhelfer und Block-
leiter über Zellenleiter und Ortsgruppen-
amtsleiter bis hin zum Ortsgruppenleiter 
an der Spitze, aber auch Personen in „Lei-
ter“-Funktion aus anderen NS-Organi-
sationen, u. a. der NS-Frauenschaft, der 
NS-Volkswohlfahrt und der Deutschen 
Arbeitsfront. Bestandteil dieser Personal-
akten ist in der Regel ein Stammbuch, d. 
h. ein erweiterter Personalbogen mit allen 
biografischen Angaben und einem hand-
geschriebenen Lebenslauf. Darüber hinaus 
finden sich darin oft Stammbäume und 
Ahnentafeln zum Abstammungsnachweis. 
Je nach Funktion und Aktivität des Be-
treffenden offenbaren weitere Unterlagen 
die politische „Karriere“ des Einzelnen, die 
auch immer mit Passfotos begleitet wird.

In besonders großer Zahl sind Perso-
nalakten aus den Registraturen der Kreis-
leitungen Frankfurt (Oder)-Lebus (1.923 
Personalakten) und Osthavelland (1.266 
Personalakten) überliefert. Zu den grö-
ßeren Komplexen rein personenbezoge-
ner Unterlagen zählen die allein aus der 
NSDAP-Kreisleitung Frankfurt (Oder)-Le-
bus vorliegenden 4.725 Verzeichnungsein-
heiten zu politischen Beurteilungen, die 
über Partei- und Nichtmitglieder nach vor-
gegebenen Fragebögen angefertigt wurden. 
Anlass dieser Beurteilungen, die Auskunft 
über die politische Zuverlässigkeit der be-
urteilten Person geben sollten, waren An-
fragen übergeordneter Parteistellen, der 
Geheimen Staatspolizei, aber auch öffent-
licher und privater Arbeitgeber z. B. für 
Einstellungen in Rüstungsbetriebe oder bei 
der Wehrmacht und bei der Reichsbahn, 
bei Übernahmen und Beförderungen in der 

Verwaltung sowie für den Erhalt staatlicher 
Leistungen. Wenngleich es sich nur um 
Momentaufnahmen mit weitgehend gleich-
förmigen Formulierungen in vorgefertigten 
Formaluren handelt, vermitteln diese Un-
terlagen den Alltag der Überwachung oder 
halten Informationen für genealogische 
Forschungen bereit. Bei ihrer Verzeichnung 
wurden Angaben zu Wohnorten und zur 
Tätigkeit ergänzt, bei den Personalakten 
insbesondere die Funktion und der Wir-
kungsbereich. 

Entnazifizierung und Strafverfolgung 
von NS-Verbrechen
Mehr als die Hälfte des Bestandes weist 
Provenienzen von Behörden und Institu-
tionen der Nachkriegszeit auf. Akten zur 
Entnazifizierung und zur Strafverfolgung 
von NS-Verbrechen bilden darin den 
Hauptschwerpunkt. Einzelfallakten oder zu 
Dossiers formierte Verzeichnungseinheiten 
zeichnen detailliert den Verlauf einzelner 
Etappen der Entnazifizierung auf Gemein-
de-, Kreis- und Landesebene nach. Die Er-
fassung ehemaliger Mitglieder der NSDAP 
und die erste Welle einer politischen Über-
prüfung dieses Personenkreises in den Jah-
ren 1945 bis 1946 spiegelt sich in gemein-
deweise angefertigten Namensaufstellungen 
oder in Einzeldokumenten wie Polizeibe-
richten oder Fragebögen aus Gemeinden, 
örtlichen Polizeiverwaltungen oder aus 
Spruchausschüssen der antifaschistisch-de-
mokratischen Parteien wider. Rehabilitie-
rungsgesuche mit Leumundszeugnissen, die 
besonders umfangreich für die Ausschüsse 
in Potsdam (728 Akten) und Zepernick 
(408 Akten) vorliegen, dokumentieren den 
Umgang der Nachkriegsgesellschaft mit 
politisch belasteten Personen. 

Die Mehrzahl der Entnazifizierungsun-
terlagen steht allerdings im Zusammenhang 
mit der Durchführung des SMAD-Befehls 
201 vom 16. August 1947, der einheitliche 
Richtlinien zur Umsetzung der Direktiven 
24 und 38 des Alliierten Kontrollrates in 
der SBZ vorgab. Mit diesem Befehl beab-
sichtigte die Besatzungsmacht, die Entnazi-
fizierung mit dem Ziel der staatsbürgerli-
chen Gleichstellung ehemaliger nomineller 
NSDAP-Mitglieder durchzuführen und 
schnell abzuschließen. Die Entscheidung 

Bericht des Gendarmerie-Gebietsführers  
Luboml an den Kommandeur der Gendarmerie 

in Luzk, 7. November 1942.   
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darüber oblag Kommissionen auf Kreis- 
und Landesebene. Andererseits setzte der 
SMAD-Befehl 201 die Direktive 38 als gel-
tendes Strafrecht für die SBZ in Kraft. Sie 
regelte die „Verhaftung und Bestrafung von 
Kriegsverbrechern, Nationalsozialisten und 
Militaristen“. Die Ermittlungen blieben 
eigens dafür gebildeten K5-Kommissaria-
ten bei den Kreis- und Landeskriminalbe-
hörden vorbehalten, die nach Hinweis der 
Kommissionen oder auf Grund von Anzei-
gen aus der Bevölkerung Verfahren gegen 
Beschuldigte einleiteten, den Haftbefehl 
ausstellten und selbstständig die Anklage-
schrift verfassten. Der Staatsanwalt erhielt 
lediglich das Recht, die Anklageschrift auf 
sachliche Mängel zu prüfen. In die Zu-
ständigkeit der Justiz fiel das anschließende 
Strafverfahren. 

Die Verfahrensunterlagen der Kom-
missionen, die in mindestens vierfacher 
Ausführung angelegt wurden, umfassen 
den Fragebogen zur Durchführung des Be-
fehls (meist mit einem Passfoto versehen), 
einen Zusatzbogen zur Erfassung der Mit-
gliedschaft in den NS-Organisationen, 
einen Lebenslauf, Bescheinigungen und 
Zeugenerklärungen über Art und Umfang 
der NS-Verstrickungen, Protokollauszüge 
der Verhandlungen vor der Kommission 
und die Verfahrensentscheidung. Bei den 
im Bestand vorhandenen ca. 10.000 Akten 
scheitert in vielen Fällen eine eindeutige 
Provenienzbestimmung, weil nicht erkenn-
bar ist, ob die vorliegende Ausfertigung bei 
der jeweiligen Kreiskommission verblieben 
ist oder an die Landeskommission in Pots-
dam weitergereicht wurde. Spuren deuten 
darauf hin, dass es sich um die für die Lan-
deskommission bestimmten Ausfertigun-
gen handeln könnte. Einige Akten enthal-
ten Protokollauszüge von Verhandlungen 
vor der Landeskommission, die in zweiter 
Instanz über Einsprüche Betroffener gegen 
Entscheide der Kreiskommission ent-
schied. Die Verfahren betreffen Personen, 
die sich auf Grund ihrer Mitgliedschaft in 
der NSDAP und anderen NS-Organisatio-
nen als „Mitläufer“ und in geringen Teilen 
auch als „Minderbelastete“ zu verantwor-
ten hatten. Ausgehend von der beruflichen 
Stellung überwiegen Angehörige des öf-
fentlichen Dienstes (vor allem Lehrkräfte, 
Kreis- und Gemeindeangestellte, Angestell-
te bei Verbänden und Genossenschaften), 
Beamte und Arbeiter bei Reichsbahn und 
Reichspost, Arbeiter in verstaatlichten oder 
von der Besatzungsmacht verwalteten Be-
trieben (u. a. Bergbaubetriebe, Synthese-
werk Schwarzheide), Selbstständige (Hand-

werker, Landwirte, Ärzte, Zahnärzte und 
Apotheker) sowie Bedienstete der Kirchen 
(Pfarrer, Religionslehrer). Die Entscheidun-
gen schwankten zwischen der Belassung im 
Dienst- bzw. Angestelltenverhältnis, über 
berufliche Degradierungen bis hin zu Be-
schäftigungsverboten in leitenden Stellun-
gen, einem Verbot der Beschäftigung in öf-
fentlichen Stellen, der fristlosen Entlassung 
oder dem Entzug von Gewerbe- oder Nie-
derlassungsgenehmigung.

Die Erschließung zielte darauf ab, für 
diese Entnazifizierungsunterlagen neben 
Name, Vorname und Geburtsdatum wei-
tere Angaben zur Person (Wohnort, letzte 
Tätigkeit) zu erfassen. Zur Kennzeichnung 
der Provenienz und/oder des örtlichen Zu-
sammenhangs wurde der Verzeichnungs-
datensatz in eine nach Kreisen geordnete 
Systematik eingeordnet. Kriterium dafür 
war die Kreiskommission, vor der die (erst-
instanzliche) Verhandlung erfolgte, oder 
– wenn das Verfahren nur vor der Landes-
kommission geführt wurde – der Wohnsitz 
der betroffenen Person. Damit folgt diese 
strukturierte Präsentation der Erschlie-
ßungsangaben der Ordnung, wie sie für die 
inhaltsgleiche Überlieferung im Bestand 
Rep. 203 Entnazifizierungskommissionen 
angelegt wurde. 

Wesentlich aufwendiger gestaltete sich 
die Erschließung der bei den K5-Kom-
missariaten geführten Ermittlungsakten. 
Die Ermittlungen richteten sich gegen 
Personen, die als „Aktivisten“ durch ihre 
Mitgliedschaft und Funktion in NS-Orga-
nisationen das NS-Regime wesentlich för-
derten, als „Nutznießer“ daraus persönliche 
Vorteile erlangten oder sich durch Verbre-
chen gegen Deutsche und Ausländer straf-
bar gemacht hatten. Handelt es sich bei 
den zuerst Genannten meist um NS-Funk-
tionäre auf der unteren Ebene wie etwa 
Block- oder Zellenleiter oder um Mitglie-
der von SA und SS, die pauschal auf Grund 
ihrer Funktion oder ihrer Zugehörigkeit zu 
NS-Organisationen mit meist nur stereo-
typ formulierten Begründungen angeklagt 
wurden, beziehen sich die Verfahren in an-
deren Fällen auf konkrete Tatvorwürfe zu 
Personen und Vorgängen aus der NS-Zeit. 
Zeugenaussagen, Verhörprotokolle und 
als Beweis im Original oder Abschrift bei-
gefügte Aktenauszüge geben Einblicke in 
den Alltag von Menschen, die sich mit dem 
NS-Regime entweder arrangierten oder es 
aktiv unterstützten. Gleichzeitig gehen da-
raus detaillierte Angaben über Opfer und 
ihr Verfolgungsschicksal hervor.

Die Akte der K5-Kriminaldienststel-

le in Brandenburg (Havel) zum Ermitt-
lungsverfahren gegen die Friseurmeisterin 
Elisabeth Salomon wegen Verbrechens 
gegen die Menschlichkeit offenbart mit 
verschiedenen Zeugenaussagen die konkre-
ten Tatumstände der Denunziation gegen 
eine Kundin ihres Salons. Diese hatte mit 
einer Äußerung ihr Bedauern über das 
misslungene Attentat auf Hitler am 20. 
Juli 1944 bekundet. Der abgebildete Er-
mittlungsbericht fasste die im April 1947 
bereits von der städtischen Kriminalpolizei 
gewonnenen Erkenntnisse aus der Aus-
sage des Opfers und den Vernehmungen 
der Zeugen und der Beschuldigten zu-
sammen. Auf dessen Grundlage erstellte 
die K5-Kriminaldienststelle am 23. Januar 
1948 die Anklageschrift, mit der das poli-
zeiliche Ermittlungsverfahren endete. Das 
MfS fügte der Akte noch eine Abschrift 
des Urteils gegen Elisabeth Salomon an. 
Die Sonderstrafkammer gemäß Befehl 201 
des Landgerichts Neuruppin - Zweigstel-
le Brandenburg (Havel) folgte jedoch der 
Anklageschrift der Polizei nicht und sprach 
Elisabeth Salomon frei. Laut Urteilsbe-
gründung zog das Gericht im Verlauf des 
weiteren Strafverfahrens die Originalakte 
der Kriminalpolizei der Stadt Brandenburg 
hinzu, nach der das Ehepaar Bölke für die 
Denunziation bei der Gestapo verantwort-
lich war. Da eine direkte Beteiligung an 
der Denunziation nicht nachzuweisen war, 
erfolgte auch keine weitere Strafverfolgung 
gegen Frau Salomon als „Belastete“ im Sin-
ne der Kontrollratsdirektive 38. 

Die K5-Kommissariate legten mehrere 
inhaltsgleiche Ausfertigungen solcher Er-
mittlungsakten an. Für die Weitergabe an 
die Justiz zur Durchführung des eigent-
lichen Strafverfahrens war die Urschrift 
bestimmt. Die Zweitausfertigung verblieb 
bei der ermittelnden Kriminaldienststelle, 
während die Dritt- und Viertausfertigun-
gen an das Landeskriminalamt und andere 
Stellen weitergegeben wurden. Im Bestand 
liegen nahezu vollständig die Drittschriften 
und von einigen K5 Kommissariaten aus 
den (Kreis-)Kriminaldienststellen auch die 
inhaltsgleichen Zweitschriften vor. Der Tat-
vorwurf einer Denunziation war Ausgangs-
punkt für eine Vielzahl von Ermittlungs-

Bericht des Kriminalkommissariats Brandenburg 
(Havel) an die Amtsanwaltschaft Brandenburg 

(Havel) über Ergebnisse im Ermittlungsver-
fahren gegen Elisabeth Salomon, 23. April 1947 
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verfahren. Darin wird die Mitwirkung der 
Beschuldigten an Verfolgungsmaßnahmen 
untersucht, die für die Opfer – wie in dem 
vorgestellten Beispiel – die Einleitung eines 
Strafverfahrens wegen Wehrkraftzersetzung 
und die Verurteilung zu einer Zuchthaus-
strafe, in anderen Fällen die Inhaftierung 
in einem Konzentrationslager oder gar den 
Tod zur Folge hatten. Andere Verfahren be-
treffen Personen, die sich an Verhaftungen 
und Misshandlungen von Antifaschisten 
im Frühjahr 1933 beteiligten oder ak-
tiv am Novemberpogrom 1938 gegen die 
jüdische Bevölkerung in brandenburgi-
schen Städten teilnahmen. Einen weiteren 
Schwerpunkt bilden Ermittlungsakten zu 
Personen, die als Arbeitgeber oder als Ange-
hörige des Wachpersonals Kriegsgefangene 
und ausländische Zwangsarbeiter misshan-
delten. Mit Quellen zu diesen Themen er-
füllen die Ermittlungsakten eine wichtige 
Ergänzungs- oder Ersatzfunktion für die 
durch Kriegseinwirkung verlorengegange-
nen oder stark dezimierten Aktenbestände 
von Polizei- und Justizbehörden. Die For-
schungsrelevanz der insgesamt ca. 3.800 
Verzeichnungseinheiten, die auf Grund 
der Mehrfachausfertigungen ca. 2.200 Er-
mittlungsverfahren der K5-Kommissariate 
dokumentieren, legte eine inhaltlich tiefe-
re Erschließung nahe. In der Verzeichnung 
wurden deshalb weitere Angaben insbeson-
dere zur Funktionen der Beschuldigten, zu 
konkreten Tatbeständen, Orten und vor 
allem zu geschädigten Personen aufgenom-
men. Die zusätzlich aus den Akten erfass-
ten Angaben ermöglichen eine komfortable 
Recherche nach Querverbindungen zu an-
deren Unterlagen des „NS-Archivs“ und zu 
Quellen in den einschlägigen (Provenienz-)
Beständen des BLHA mit Unterlagen über 
Opfer und Verfolgte des NS-Regimes. Für 
Frau Anna Meier, das Opfer der Denun-
ziation, lässt sich somit leicht die Akte der 
Kriminalpolizeistelle in Brandenburg (Ha-
vel) feststellen, die die Anzeige des Ober-
feldwebels Bölke, den Schriftwechsel mit 
der Geheimen Staatspolizei – Staatspoli-
zeistelle Potsdam über einzuleitende Straf-
maßnahmen und Unterlagen zur Verurtei-
lung durch das Kammergericht enthält.

Anfänge der politischen Strafjustiz
Im Gegensatz zur Ermittlungstätigkeit der 
K5-Komissariate haben sich aus der Tätig-
keit der bei den Landgerichten gebildeten 
„Strafkammern Befehl 201“ im „NS-Ar-
chiv“ nur wenige Strafverfahrensakten er-
halten. Die Rechtsprechung dieser politi-
schen Sonderstrafkammern findet sich im 

Bestand stattdessen in Urteilen, Prozessbe-
richten und in Mitteilungen über die Straf-
verfahren an das Ministerium der Justiz des 
Landes Brandenburg dokumentiert. Solche 
Unterlagen sind im „NS-Archiv“ entweder 
den Ermittlungsakten der K5-Kommissa-
riate angefügt oder als personenbezogene 
Einzelfallakten formiert worden. Soweit 
diese Einzelfallakten einen Bezug zur Er-
mittlungstätigkeit aufweisen, wurden sie 
der Gruppe Entnazifizierung zugeordnet. 

Wiederum andere im Bestand vorhan-
dene Überlieferungen aus den K5-Kom-
missariaten und Justizbehörden haben kei-
nen Bezug zu Taten oder zum Verhalten 
von Personen in der Zeit des Nationalso-
zialismus. Vor dem Hintergrund der Ent-
nazifizierung lassen sie vielmehr deutlich 
die Entwicklung dieser Behörden zu Insti-
tutionen der politischen Strafjustiz erken-
nen, mit der Oppositionelle und politisch 
missliebige Personen ausgeschaltet und 
mundtot gemacht wurden. Ca. 270 Ermitt-
lungsakten aus K5-Kommisariaten betref-
fen Personen, die der Direktive 38 zufolge 
als angebliche „Aktivisten […] durch Pro-
paganda für den Nationalsozialismus oder 
Militarismus oder durch Erfindung und 
Verbreitung tendenziöser Gerüchte [z.B. 
gegen die Besatzungsmacht] den Frieden 
[…] gefährden“, nach Artikel 6 der Verfas-
sung der DDR der „Boykotthetze“ oder gar 
der Sabotage verdächtigt wurden.

Zu ihnen zählte u. a. der Reichsbahn-
lademeister Gerhard Standtke aus Frank-
furt (Oder), der sich am 12. Juli 1949 
gegenüber den auf dem Frankfurter Bahn-
hof ankommenden Umsiedlern abfällig 
über die politischen und wirtschaftlichen 
Verhältnisse in der SBZ geäußert hatte. 
Ihm wurde insbesondere zum Vorwurf ge-
macht, die mit guten Vorurteilen aus dem 
Osten heimkehrenden Umsiedler gegen den 
demokratischen Aufbau u. a. durch Schil-
derungen über die Lebensmittelknapp-
heit und die Bevorzugung von Aktivisten 
der Hennecke-Bewegung in der SBZ auf-
gewiegelt zu haben. Da sich Berichte über 
Gespräche des Reichsbahnpersonals mit 
Umsiedlern über die politischen Verhält-
nisse in der SBZ häuften, begann die Lan-
deskriminalpolizei mit einer systematischen 
Überwachung der in Frankfurt (Oder) ein-
treffenden Umsiedlertransporte durch als 
Spitzel eingesetzte Polizei-Wachtmeister. 
So stellte das Frankfurter K5-Kommissariat 
im Juli 1949 noch mindestens zwei weite-
re verdächtige Personen fest. Für Standtke 
bedeutete die Spitzelmeldung zunächst  
eine verschärfte polizeiliche Überwachung, 

der bald die Verhaftung wegen Verdunke-
lungs- und Fluchtgefahr folgte. In einem 
Schreiben an den Staatsanwalt beim Land-
gericht Eberswalde forderte das Frankfurter 
K5-Kommissariat eine strenge Bestrafung, 
weil es erstmals gelungen sei, einer der Per-
sonen habhaft zu werden, die die Umsied-
ler bzw. Heimkehrer stark gegen die Ostzone 
beeinflussen. Das Eberswalder Landgericht 
verurteilte Standtke zu einer Gefängnis-
strafe von fünf Monaten und stufte ihn als 
„Belasteter“ nach Direktive 38 ein, was den 
Verlust seiner Anstellung bei der Reichs-
bahn bedeutete. Dem Generalstaatsanwalt 
des Landes Brandenburg erschien dieses 
Strafmaß als viel zu niedrig. Er beschwerte 
sich an mehreren Stellen über den Ausgang 
des Strafverfahrens und leitete seine Stel-
lungnahmen an den Justizminister weiter. 
Deutlich kommt darin das Bestreben zum 
Ausdruck, die Rechtsprechung dem poli-
tischen Zweck des sozialistischen Aufbaus 
unterzuordnen. 

Im „NS-Archiv“ liegen ca. 185 Einzel-
fallakten mit Berichterstattungen an den 
Justizminister über politische Strafverfah-
ren wegen Verstoßes gegen die Direktive 38 
oder den Artikel 6 der Verfassung der DDR 
vor. In Verbindung mit letzterem über-
wiegen Urteile und Ermittlungsberichte 
in Verfahren gegen Angehörige der Volks-
polizei und gegen Mitglieder der „Zeugen 
Jehovas“. Zusammen mit den Ermittlungs-
akten der K5-Kommissariate bietet der Be-
stand damit auch Quellen über Opfer der 
politischen Polizei und Strafjustiz in der 
SBZ und frühen DDR. In der Verzeich-
nung dieser Akten wurden neben den Per-
sonalien der Beschuldigten die konkreten 
Tatvorwürfe und Ortsangaben erfasst. Um 
die Sonderstellung dieser Quellen zu den 
Akten über die Entnazifizierung und die 
Verfolgung von NS-Verbrechen auch in der 
Ordnung des Bestandes zu widerspiegeln, 
sind sie jeweils unter eigenen Gruppen zu-
sammengefasst worden.  

Bericht des Generalstaatsanwaltes des  
Landes Brandenburg an den Minister der  

Justiz des Landes Brandenburg zur Information 
über ein Schreiben an den Präsidenten des 

Oberlandesgerichts in Potsdam wegen  
unzulänglicher Strafbemessung gegen

 „bös willige Hetzer“, 27. März 1950   
BLHA, Rep. 161 NS-Archiv des MfS ZB II 1317 A. 07
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Ergebnis der Erschließung
Mit der Verzeichnung der unbearbeitet aus 
dem Bundesarchiv übernommenen Unter-
lagen, der Einordnung der Unterlagen in 
eine Klassifikation und der für die vor-
gestellten Aktengruppen in großen Teilen 
noch ergänzten Verzeichnung steht in der 
Archivdatenbank ein Findmittel zur Ver-
fügung, das verschiedenen Nutzungs- und 
Auswertungsinteressen entgegenkommt. 
Hervorzuheben ist die Forschungsrelevanz 
des Bestandes für biografische oder orts-
geschichtliche Untersuchungen zum Na-
tionalsozialismus und zur unmittelbaren 
Nachkriegszeit – auch in Ergänzung zu 
anderen einschlägigen Archivbeständen 
des BLHA. Die vorgestellten Quellen legen 
Untersuchungen zur „Täterperspektive“ 
nahe. Sie enthalten aber auch – wie z. B. 
die Ermittlungsakten zu NS-Verbrechen 
– wichtige und ergänzende Angaben zum 
Schicksal von Opfern und Verfolgten des 
NS-Regimes, über die weitere Akten im 
Bestand aus Gerichten, Zuchthäusern und 
Polizeiverwaltungen hinzugezogen werden 
können.

Die um Orts- und Sachbezüge erwei-
terten Verzeichnungsangaben bieten ebenso 
Anknüpfungspunkte für personenübergrei-
fende Forschungen, etwa um Aspekte der 
Überwachung und Verfolgung im Alltag 
des NS-Staates oder bestimmte Personen-
gruppen aus Polizei und lokaler Parteiver-
waltung zu erfassen. Unterstützend dafür 
dient die an Provenienzen oder Orts- und 
Sachbezüge angelehnte Klassifikation des 
Bestandes. Sie weist – soweit möglich – die 
Unterlagen in ihrem Provenienzkontext aus 
und öffnet damit den Blick des Nutzers auf 
Querverbindungen zu korrespondieren-
den Überlieferungen in den eigentlichen 
(Haupt- bzw. Provenienz-)Beständen. Die 
Erschließungsangaben zu den insgesamt 
38.527 Verzeichnungseinheiten sind für 
Benutzer im Lesesaal einsehbar. Größere 
Teile des Bestandes werden in der On-
line-Recherche angezeigt. Aktengruppen 
mit dezidierten Verzeichnungsangaben, die 
schutzwürdige Belange Betroffener und 
Dritter berühren könnten, bleiben davon 
(noch) ausgenommen. Sie werden auf der 
Ebene der Klassifikationsgruppe mit Hin-
weis auf den Umfang der untergeordneten 
Akten angezeigt.
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H O E C H ST E  G E FA H R  –  
J E T Z T  B I T T E  KO M M E N ! 
Das Landesarchiv Lübben und die Sicherung 
von Archivgut in der Niederlausitz der NS-Zeit 
und in den Nachkriegsjahren
Von Kathrin Schaper

 Handzeichnung des ständischen Landhauses in Lübben von Buch drucker F. E. Driemel, 1820  BLHA, Rep. 103 Ansichten und Porträts  Nr. 684 C 

In der Nähe des Lübbener Schlosses zieht 
ein eindrucksvolles Gebäude von schlichter 
Schönheit unweigerlich den Blick des inte-
ressierten Besuchers auf sich. Bei dieser ba-
rocken Dreiflügelanlage handelt es sich um 
das in den Jahren 1717 bis 1722 errichtete 
Stände- oder Landhaus, die Wirkungsstätte 
der Stände des ehemaligen Markgraftums 
Niederlausitz. 

Von Anbeginn hatte hier auch das ständi-
sche Archiv, gemeinhin als ‚Landesarchiv‘ 
bezeichnet, seinen Sitz. Es verwahrte das 
aus der Verwaltungstätigkeit der nieder-
lausitzischen Stände über Jahrhunderte in 
reicher Fülle entstandene Archivgut. Mit 
Gründung der DDR im Jahre 1949 wurde 
aus dem ehemals ständischen Niederlausit-
zer Landesarchiv das Landesarchiv Lübben 

als kleinstes staatliches Archiv geschaffen. 
Es wurde am 1. November 1949 als Zweig-
archiv dem neu begründeten Landesarchiv 
Brandenburg (seit 1952 Brandenburgisches 
Landeshauptarchiv [BLHA]) angeschlossen 
und blieb mit diesem über viele Jahre eng 
verbunden. An seine Existenz sei im Zu-
sammenhang mit dem 70-jährigen Jubilä-
um des BLHA an dieser Stelle noch einmal 
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Das Landesarchiv der Niederlausitzer 
Stände und sein Archivar Martin Stahn
Das Landesarchiv Lübben als Domizil 
der ständischen Überlieferung hatte seit 
dem 1815 erfolgten Übergang der Nieder-
lausitz an Preußen auch die Archive ihrer 
aufgelösten staatlichen Oberbehörden wie 
der Landvogtei, der Oberamtsregierung 
und der Landeshauptmannschaft in seinen 
Magazinen aufgenommen. In archivfach-
licher Hinsicht blieb es jedoch die meiste 
Zeit fernab von jeglicher Betreuung. Da-
her war es ein Glücksfall, dass der 1873 
in Sorau geborene und seit 1903 in stän-
dischen Diensten stehende Martin Stahn 
in seiner Funktion als Landessekretär seit 
1919 die Verwaltung des Landesarchivs 

ausübte, zunächst ehrenamtlich, seit 1924 
aber in hauptamtlicher Tätigkeit. Er führte 
in den 1920er Jahren erstmals eine Neu-
ordnung und -verzeichnung des gesamten 
Bestandes nach archivischen Grundsätzen 
durch und öffnete ihn somit für die wis-
senschaftliche und heimatgeschichtliche 
Forschung. Sein Tätigkeitsfeld vergrößer-
te sich in den Folgejahren durch die Auf-
nahme weiterer Archivbestände, vor allem 
aus dem nichtstaatlichen Bereich. 1927 
bestellten die Historische Kommission für 
die Provinz Brandenburg und die Reichs-
hauptstadt Berlin und 1935 der Oberprä-
sidenten der Provinz Brandenburg und die 
preußische Archivverwaltung Martin Stahn 
zum Archivpfleger des Lübbener Kreises 

Archivpflegerausweis für den ständischen 
Archivar Martin Stahn, 23. Juli 1935  BLHA, 
Rep. 499 Brandenburgisches Landeshaupt-
archiv/Staatsarchiv Potsdam Nr.51 

erinnert. Untrennbar mit dem Landesarchiv 
Lübben sind die Namen zweier Männer 
verknüpft, die sich maßgeblich um die Si-
cherung von Archivgut in Lübben und der 
gesamten Niederlausitz verdient gemacht 
haben, Martin Stahn (1873–1953) und 
Rudolf Lehmann (1891–1984). Beide hat-
ten die Archivarbeit zu ihrem eigentlichen 
Lebenszweck erhoben. Den überzeugenden 
Beweis dafür liefert die heute im BLHA 
verwahrte stattliche Anzahl von niederlau-
sitzischen Archivbeständen. Ihre gesicherte 
Unterbringung, Erschließung und Nutz-
barmachung wäre ohne das unentwegte 
Schaffen und den großen persönlichen Ein-
satz Stahns und Lehmanns nicht möglich  
gewesen.
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für die nichtstaatlichen Archive. Daraufhin 
fanden nach und nach eine Reihe von De-
posita, u. a. verschiedene Gutsarchive aus 
den Kreisen Calau, Lübben, Luckau und 
Spremberg, Kirchenbücher und Kirchen-
rechnungen der Deutschen Kirche und der 
Land-(Wendischen) Kirche, das Archivgut 
der Lübbener Schützengilde sowie Unter-
lagen verschiedener Lübbener Innungen 
ihren Platz im Landesarchiv. Den größten 
Zuwachs erbrachte in den Jahren 1930 bis 
1935 das Lübbener Stadtarchiv, dem es seit 
Jahren an einer kontinuierlichen archiv-
fachlichen Betreuung gefehlt hatte. Martin 
Stahn übernahm auch hier das Amt eines 
Verwalters und Pflegers.

Die Archivarbeit bot Stahn nunmehr 
für viele weitere Jahre ausreichende Betäti-
gung. Den krönenden Abschluss seiner bis-
herigen beruflichen Unternehmungen soll-
te die Herausgabe eines Bestandsinventars 
bilden (erschienen 1939), an dem er schon 
längere Zeit arbeitete. In der Zwischenzeit 
aber hatten sich die politischen Kräftever-
hältnisse verschoben. Die Existenz der Nie-
derlausitzer Stände stand auf dem Spiel, 
nicht überraschend, war doch das Ende 
der kommunalständischen Verbände in der 
Provinz Brandenburg schon längst einge-
läutet worden. 1881 waren die Auflösung 
der Neumärkischen und 1900 die der Kur-
märkischen Kommunalstände erfolgt. Ein-
zig in der Niederlausitz blieben die Stände 
weiterhin bestehen. Seit jeher an große 
Eigenständigkeit gewohnt, fühlten sie sich 
noch immer stark genug, um sich der ge-
genläufigen Entwicklung entgegenzustellen. 
Bislang hatte kein Herrschaftswechsel ver-
mocht, ihre althergebrachten Rechte und 
Privilegien endgültig zu beseitigen. Jedoch 
stieß das strikte Festhalten an den veralte-
ten Strukturen seit Beginn der Weimarer 
Republik vor allem bei den linken Parteien 
zunehmend auf Widerstand. Als Ausdruck 
dessen prangte auf der Titelseite der Berli-
ner Morgen-Zeitung vom 31. Dezember 
1927 die aus dem sozialdemokratischen La-
ger an die republikanische preußische Regie-
rung gerichtete Frage: Wann wird mit die-
sem mittelalterlichen Gerümpel vor den Toren 
Berlins aufgeräumt werden? (BLHA, Rep. 
23C Nr. 302, Bl. 79) Aufgrund des zu-
nehmenden politischen Drucks schien die 
Auflösung der Stände nur noch eine Frage 
der Zeit zu sein. Martin Stahn, im Stände-
haus unmittelbar am Ort des Geschehens, 
sah dem Untergang seiner langjährigen Tä-
tigkeit entgegen. Er hatte gerade erreicht, 
dass das Landesarchiv endlich der wissen-
schaftlichen Forschung Zugang gewähren 

konnte, da sollte es seine kaum geöffneten 
Pforten schon wieder schließen? Was wür-
de im Falle der Auflösung der Stände aus 
ihm und dem Archiv werden? Die preußi-
sche Archivverwaltung trat mit dem Vor-
schlag auf den Plan, das Landesarchiv dem 
Preußischen Geheimen Staatsarchiv in Ber-
lin-Dahlem einzuverleiben, für Stahn ein 
niederschmetternder Gedanke: […] dann 
bin ich als Archivverwalter erledigt, denn 
das Staatsarchiv bedarf meiner nicht und der 
Staat wird mich freiwillig nicht übernehmen 
(BLHA, Rep.  16 R. Lehmann II Nr.8). 
Die Unsicherheit der Verhältnisse lastete 
für die kommenden Jahre weiter auf Stahn.  
 Da ist es nicht verwunderlich, dass er 
einen Vorfall, der sich im Juni 1932 im 
Archiv ereignete, als weitere Niederlage 
empfand. Was war geschehen? Woldemar 
Lippert (1861–1937), Archivar und Histo-
riker sowie ehemaliger Direktor des Sächsi-
schen Hauptstaatsarchivs in Dresden, der 
gerade im Auftrag der Stände am dritten 
Band seines Lübbener Urkundenbuches ar-
beitete (erschienen 1933), hatte festgestellt, 
dass ein Archivbenutzer in jüngster Zeit bei 
einer Reihe von Lehnsunterlagen aus dem 
Bestand der Niederlausitzer Landvogtei 
handschriftliche Streichungen, Überschrei-
bungen und Einträge vorgenommen hatte. 
Stahn ging der Sache nach und konnte den 
betreffenden Benutzer ausfindig machen. 
Er berichtete sein Ergebnis an Lippert: Bei 
der Vorlage des landvogteilichen Konsens-
buches von 1574–1595 […] finde ich in 
diesem Band, den Baron Houwald-Neuhaus 
von Dezember 1931 bis März 1932 benutzt 
hat, auf Blatt 757= Brigitten von Stuttern-
heimbs Consens […] einen Eintrag mit Tinte 
von der Hand des Baron Houwald, nämlich 
die Einschaltung des Vornamens „Abrahamb“ 
[…] Im Lehnbrief der Gebrüder von Zabel-
titz S. 914ff hat H[err] Baron Houwald mit 
seiner Hand u. Tinte auf der Seite 915 [bei 
dem Namen Peter von der Seyde] den großen 
Buchstaben S in Seyde durchschrieben mit H, 
es ist also jetzt zu lesen: „Heyde“, statt Seyde 
[…]. (BLHA, Rep.  23C Nr. 531) Diese 
Überschreibungen wiederholten sich in ver-
schiedenen Lehnsbriefen. Im Lehnsbrief 
des Ernst von Stutterheim (Rep. 17A Nr. 
445, Bl. 95r) war sogar die Datierung ver-
ändert, indem das Wort „fünf“ durchgestri-
chen und mit „sechs“ überschrieben wurde, 
also aus der Jahreszahl 1506 das (tatsächlich 
korrekte) Jahr 1606 gemacht worden. 

Das Motiv für Houwalds Tun bleibt 
völlig im Dunkeln. Wollte er auf besserwis-
serische Weise die in der landvogteilichen 
Kanzlei seinerzeit begangenen Fehler korri-

gieren und seine eigenen Erkenntnisse her-
vorheben? Dazu hätte es sicher geeignetere 
Möglichkeiten gegeben. Er war Genealoge 
des deutschen Adels und spielte eine bedeu-
tende Rolle im Deutschen Herold. Er hatte 
sich die Darstellung der niederlausitzischen 
Rittergüter und der Familiengeschichte 
ihrer Besitzer zum Ziel gesetzt und dafür 
zahlreiche archivalische Quellen in unter-
schiedlichen Archiven herangezogen. Er 
kannte also deren einzigartigen Wert und 
wusste vor allem auch um den rechtsrele-
vanten Charakter der Lehnsbriefe. Schließ-
lich basierte seine eigene umfangreiche Ma-
terialsammlung maßgeblich auf Exzerpten 
aus diesen Archivalien. 

Martin Stahn war angesichts des re-
spektlosen Umgangs mit dem Archivgut 
fassungslos und empfand die Übergriffe als 
Herabsetzung des Archivs und seiner bis-
herigen Arbeit. Sollte er die Sicherheit der 
ihm anvertrauten Archivalien nicht mehr 
gewährleisten können, würde er selbst das 
beste Argument für eine Übernahme des 
Archivs nach Berlin-Dahlem liefern. Lip-
pert reagierte sehr verärgert. Sein Brief an 
den ständischen Landesamtmann Daeni-
cke vom 10. Juni 1932 ließ an Offenheit 
und deutlichen Worten nichts vermissen. 
Er versäumte auch nicht, auf den began-
genen Rechtsverstoß hinzuweisen, der den 
Tatbestand der Urkundenfälschung erfülle. 
Ein weiteres Vorgehen gegen den Betroffe-
nen hielt er in der gegenwärtigen Situation 
allerdings nicht für sinnvoll. Den preu-
ßischen Behörden dürfe nach seiner Auf-
fassung keinesfalls Anlass gegeben werden, 
[…] sich mit landständischen Angelegen-
heiten zu befassen. Daher solle das Landes-
archiv wegen seines ungeklärten Schicksals 
nicht unnötigerweise von sich reden ma-
chen. Die ganze Angelegenheit wurde da-
her auch nicht weiter verfolgt. Für Stahn 
war jedoch ein weiterer und letzter Nach-
weis von Recht- und Schutzlosigkeit des Ar-
chivs und des Archivarbeiters […] erbracht. 
(BLHA, Rep.  23C Nr. 531)

Die Auflösung des kommunalständi-
schen Verbands der Niederlausitz wurde 
durch einen 1938 eigens zu diesem Zweck 
durch den Oberpräsidenten eingesetzten 
Staatskommissar weiter betrieben. Jedoch 
boten der Beginn des Krieges am 1. Sep-
tember 1939 und sein weiterer Verlauf vor-
erst keinen Raum, sich mit der Frage der 
Auflösung der Niederlausitzer Stände und 
dem Verbleib ihres Archivs abschließend zu 
befassen. Die Beseitigung der ständischen 
Körperschaft führte letztendlich das Kriegs-
ende 1945 herbei. 
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Notizen von Dr. Woldemar Lippert über die 
u. a. im Lehnbuch des Landvogtes Albrecht 
Schlick (BLHA, Rep.  17A Nr. 435) festgestellten 
„Schmierereien“  BLHA, Rep.  23C Niederlausitzi-
sche Stände Nr. 531, Bl. 12 
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Martin Stahn, mittlerweile im greisen Al-
ter und durch persönliche Schicksalsschlä-
ge – sein Sohn fiel 1943 in Russland, und 
seine Frau verstarb aus Gram darüber nur 
wenige Monate später – schwer niederge-
beugt, arbeitete trotz seines 1938 erfolg-
ten Eintritts in den Ruhestand weiterhin 
im Landesarchiv. Der Geschützdonner der 
heranrückenden Front war bereits in der 
Ferne zu vernehmen, als er am 9. April 
1945 aus Sicherheitsgründen die ältesten 
Archivalien wie Urkunden, Amtsbücher zu 
Lehnssachen, Lübbener Stadtbücher und 
-rechnungen in 27 Kisten verpackte und sie 
in den Graf-Moltke-Schacht nach Schöne-
beck an der Elbe auslagern ließ. Zugleich 
sorgte er dafür, dass die Kirchenbücher der 
beiden Lübbener Kirchen wie auch die der 
umliegenden Kirchgemeinden, u. a. von 
Groß Leuthen, Krausnick, Schlepzig und 
Wittmannsdorf, mit auf den Transport ge-
nommen wurden. Sie verdanken dem um-
sichtigen Handeln Stahns letztendlich ihre 
Rettung. 

Kurz danach rückte die Rote Armee 
in die Stadt ein. Nach Ablehnung mehre-
rer Kapitulationsangebote begannen am  
20.     April 1945 die Kämpfe um Lübben, in 
deren Ergebnis ca. 80 Prozent der gesamten 
Stadt zerstört wurden, darunter das Rathaus 
mit allen darin befindlichen Unterlagen. 
Martin Stahn trug inmitten der brennen-
den Stadt Sorge um die Sicherheit des Ar-
chivs, das er auch des Nachts nicht verließ. 
Zwar überstand das Ständehaus als eines 
der wenigen Gebäude im Stadtzentrum die 
Kampfhandlungen relativ unbeschadet, die 
Verwüstungen der Archivräume waren je-
doch groß. Durch die Erschütterungen und 
zahlreiche Plünderungen waren sie ohne 
Fenster und somit jedem Zugriff schutzlos 
preisgegeben. Archivregale waren begehrtes 
Brennmaterial, dessen sich die im Land-
haus einquartierten Familien bedienten. 
Martin Stahn führte einen verzweifelten 
Kampf, um wenigstens die Archivbestände 
zusammenzuhalten. In seinen Tagebüchern 
aus den Jahren 1945–1948 (BLHA, Rep. 
499 Nr. 45) schildert er das Alltagsleben in 
der zerstörten Stadt, zu dem für ihn neben 
der täglichen Nahrungsmittelbeschaffung 
auch die Aufräumarbeiten im Archiv ge-
hörten. Der neue Bürgermeister Schulze 
nahm Anteil an Stahns Arbeit im Archiv, 
welches schließlich auch das Lübbener 
Stadtarchiv beherbergte. Er sorgte dafür, 
dass Stahn nicht zu Enttrümmerungsar-
beiten herangezogen wurde, sondern aus-
schließlich für die Beseitigung der Kriegs-
schäden im Landesarchiv zuständig blieb. 

Außerdem veranlasste er die Lübbener Pap-
penfabrik zur Lieferung eines größeren Pos-
tens an Pappe zum Verdecken der Fenster, 
um die Archivalien wenigstens notdürftig 
vor Witterungseinflüssen zu schützen. An 
eine geregelte Archivtätigkeit war jedoch 
für Martin Stahn nicht zu denken, da es an 
grundlegenden Dingen wie Heizung, Licht 
und geeignetem Mobiliar fehlte. Notwen-
dige Ordnungsarbeiten führte er daher in 
seiner Wohnung durch. Die Bergung und 
Ordnung der wahllos durcheinandergewor-
fenen Akten und die Feststellung der be-
stehenden Verluste an Archivgut nahmen 
viel Zeit in Anspruch. Die kräftezehrende 
Arbeit forderte ihren Tribut, Martin Stahn 
erkrankte schwer und schied 1950 aus 
dem Landesarchiv aus. Er verstarb 1953. 

Das Landesarchiv Lübben unter der 
Leitung von Rudolf Lehmann
Stahns Verdienst während seiner letzten 
arbeitsreichen Jahre war es, die Sicherung 
und den Erhalt des Lübbener Landesarchivs 
möglich gemacht zu haben. Weiterführen-
de Tätigkeiten blieben seinem Nachfolger, 
dem Niederlausitzer Landeshistoriker Ru-
dolf Lehmann, vorbehalten, welcher 1949 
zum Leiter des nunmehr staatlichen Lan-

desarchivs Lübben bestellt wurde. Geboren 
am 16. September 1891 in Staßfurt, war er 
durch familiäre Wurzeln in der Niederlau-
sitz fest verhaftet. Seit 1921 hauptamtlich 
im Schuldienst tätig, entdeckte er schon 
frühzeitig seine Liebe zur niederlausitzi-
schen Landesgeschichte, der er sein Leben 
lang die Treue bewahrte. Mit der Übernah-
me der Archivleitung in Lübben erfüllte 
sich für ihn ein lang gehegter Lebenstraum. 
Seine vornehmliche Aufgabe bestand darin, 
das in der gesamten Niederlausitz verstreut 
umherliegende Archivgut sicherzustellen, 
in das Landesarchiv Lübben zu verbringen 
und dort benutzbar zu machen. Dies betraf 
vor allem die in den verlassenen Guts- und 
Herrenhäusern befindlichen und durch die 
Bodenreform bedrohten Archivalien, aber 
auch die Überlieferung einer Reihe von 
Städten. Als erste Maßnahme verschickte 
Lehmann an alle Kreisverwaltungen in sei-
nem Zuständigkeitsbereich ein Rundschrei-
ben mit der Aufforderung, in den Städten 
und Gemeinden Nachforschungen nach 
Archivgut anzustellen und ihm Meldung 
zu erstatten. Die Reaktionen darauf waren 
unterschiedlich. Manche Gemeinden ant-
worteten überhaupt nicht oder erst nach 
mehrfachem Nachfragen. Andere teilten 

Mitteilung der Gemeinde Beesdau, Kreis Luckau an Dr. Rudolf Lehmann über die Vernichtung 
sämtlicher Archivalien im ehemaligen Gutshaus, 6. Juni 1950  BLHA, Rep. 499 Brandenburgisches 
Landeshauptarchiv/Staatsarchiv Potsdam Nr.59 

Das Landesarchiv Lübben und die Sicherung von Archivgut in der Niederlausitz 69



ihre Fehlmeldung sehr schnell mit, um das 
Problem vom Tisch zu haben.

Lehmann war sich bewusst, dass die ge-
lieferten Angaben nicht immer sehr verläss-
lich waren. Hier konnte lediglich der per-
sönliche Besuch vor Ort Klarheit schaffen. 
Dabei kamen ihm seine eigenen Kenntnisse 
der lokalen Gegebenheiten sowie die lang-
jährigen Kontakte in der gesamten Nieder-
lausitz zugute, die er im Rahmen seiner 
Forschungstätigkeit geknüpft hatte. Da 
viele Ortschaften weitab von der Eisenbahn 
lagen, beantragte er ein Dienstfahrrad, 
um mit seiner Tätigkeit schneller voran-
zukommen. Ausgerüstet mit Fahrrad und 
Rucksack, begann er Anfang 1950 damit, 
alle Unterlagen, deren er habhaft werden 
konnte, zusammenzutragen und sie nach 
Lübben zu schaffen, wo er sie anschließend 
ordnete und verzeichnete. Bereits nach ers-
ter Einschätzung stellte Lehmann fest, dass 
die Verluste an Archivgut – insbesondere 
an Urkunden – infolge von Vernichtung, 
Plünderung und Vernachlässigung beträcht-
lich waren. Trotzdem gelang es ihm, einen 
erheblichen Teil der niederlausitzischen 
Herrschafts- und Gutsarchive sicherzu-
stellen. Bereits nach Ablauf seines ersten 
Dienstjahres waren die Archive der Stan-
desherrschaften von Sonnewalde, Lübben-
au, Straupitz, Lieberose und Groß Leuthen 
sowie eine Reihe von Gutsarchiven in das 
Landesarchiv Lübben übernommen wor-

Telegrafisches Hilfeersuchen des Lieberoser Pfarrers Kowalewsky an Dr. Rudolf Lehmann wegen der gefährdeten Archivalien im Schloss  Lieberose,  
5. Mai 1950  BLHA, Rep. 499 Brandenburgisches Landeshauptarchiv/Staatsarchiv Potsdam Nr.59

den. 1951 und 1952 fand dort gleicher-
maßen die noch vorhandene kommunale 
Überlieferung von Lieberose und Lübbenau 
Aufnahme. 

Am 4. Oktober 1950 konstatierte Leh-
mann in seinem Tagebuch: Ich fürchte fast, 
daß nennenswertes Archivgut in der Nieder-
lausitz nicht mehr zu finden sein wird. Von 
Walther [Stadtarchiv Cottbus] erfuhr ich 
noch, daß er Einiges von Branitz und Wer-
ben (von Schönfeld) habe, dass aber wohl 
das Meiste von Werben vernichtet sei, unter 
anderem habe man Akten zum Auffüllen 
von Gräben benützt! (Gockel, S. 96) In den 
folgenden Jahren machte Lehmann immer 
wieder noch Bestandssplitter oder einzelne 
wertvolle Dokumente ausfindig. Erst 1955 
konnten die gezielten Maßnahmen zur 
Archivgutsicherung als abgeschlossen be-
trachtet werden. Die heute im BLHA ver-
wahrte Bestandsgruppe Rep. 37 (Adlige) 
Herrschafts-, Guts- und Familienarchive 
weist in Bezug auf die Niederlausitz trotz 
aller Verluste noch eine reichhaltige Palette 
von Beständen auf, die sich aufgrund ihrer 
Quellenvielfalt einer regen Benutzung er-
freuen. Rudolf Lehmann hat daran einen 
entscheidenden Anteil.

Um sich einen Überblick über die 
Nachkriegsverhältnisse in der Niederlau-
sitz zu verschaffen, unter denen Lehmann 
seine Maßnahmen zur Archivgutsicherung 
durchführte, sind vornehmlich die im Be-

stand Rep. 499 Staatsarchiv Potsdam/Bran-
denburgisches Landeshauptarchiv über  lie - 
ferten Akten über die Verwaltung des Lan-
desarchivs Lübben, angefüllt mit Schrift-
wechsel und ausführlichen Tätigkeitsbe-
richten, heranzuziehen. Eine lebendige 
Ergänzung dazu bietet Lehmanns eigene 
Sichtweise auf die Ereignisse in seinen Ta-
gebucheinträgen. Auf die jüngst erschie-
nene und zur Lektüre sehr zu empfehlen-
de Edition seiner Tagebücher der Jahre 
1945–1964 sei in diesem Zusammenhang 
nachdrücklich verwiesen. Einige Übernah-
meaktionen seien hier beispielhaft näher 
beschrieben. In Lieberose schien der Abriss 
des stark beschädigten Schlosses unmit-
telbar bevorzustehen, das noch darin be-
findliche Herrschaftsarchiv der Grafen von 
der Schulenburg musste umgehend sicher-
gestellt werden. Pfarrer Kowalewsky, mit 
den Archivverhältnissen sowohl der Stadt 
als auch der Herrschaft Lieberose vertraut, 
schickte per Telegramm einen Hilferuf an 
Lehmann, der daraufhin am 9. Mai 1950 
zur Sichtung der herrschaftlichen Unter-
lagen im Schloss nach Lieberose fuhr. Er 
bereitete deren Überführung nach Lübben 
vor, die dann im Juni 1950 stattfand. Das 
nunmehr lieblos in eine Bodenkammer 
im Lieberoser Rathaus verfrachtete Stadt-
archiv oder vielmehr die Altregistratur war 
gleichermaßen bedroht, wie der von Leh-
mann entsandte Archivar Erwin Seemel bei 
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seinem Besuch am 18. Juli 1950 feststellte. 
Lehmann leitete auch hier den Abtrans-
port in die Wege. Im Forstamt Lieberose 
ermittelte er weitere Akten, Karten und 
auch Urkunden (36 Stück). Forstsekretär 
Schmidtsdorff wusste zu berichten, dass 
das Schlossarchiv 1946 restlos ausgeplün-
dert worden sei, lediglich die noch vor-
handenen Unterlagen habe er in der Kür-
ze der Zeit retten können. Eine größere 
Anzahl von Amtsbüchern der Stadt und 
Herrschaft, Akten sowie zehn Urkunden 
wurden nachträglich noch im Pfarrarchiv  
aufgefunden. 

Vom Stadtarchiv Luckau erhielt Leh-
mann bereits am 6. November 1946 durch 
den Archivbetreuer und Leiter des Kreis-
heimatmuseums Luckau, Otto Eichler 
(1876–1952), die Mitteilung, […] daß das 
wertvolle Archiv bis auf einen Bruchteil gänz-
lich vorhanden sei. Der größte Teil sei bei 
Räumung des Rathauses in die Bürgermeis-
terei geschafft worden. Der zurückgebliebene 
Teil, darunter Urkunden bis 1400 hinunter, 
waren leider dageblieben. Vor 4–5 Mona-
ten warfen die R[ussen?] diese am Schützen-
teich auf den Müllhaufen. (BLHA, Rep. 
499 Nr.  62) Eichler erfuhr am selben Tag 
durch einen Bürger davon und holte sie aus 
Schutt und Asche wieder hervor. 1954 wur-
den insgesamt 465 Luckauer Urkunden ins 
Landesarchiv Lübben übernommen. 

In das Lübbenauer Schloss zog nach 
Kriegsende ein Kinderheim ein. Das Herr-
schaftsarchiv war bereits im März 1950 
nach Lübben gebracht worden. Weitere, 
in einer Bodenkammer noch aufbewahrte 
Unterlagen, mussten schleunigst abtrans-
portiert werden, da der Boden zum Wä-
schetrocknen diente. Ein Teil der Archi-
valien, größtenteils Familienunterlagen, 
befand sich im Schloss Seese, dem Wohn-
sitz des wegen seiner Beteiligung am Hit-
ler-Attentat vom 20. Juni 1944 im selben 
Jahr hingerichteten Standesherrn Wilhelm 
Friedrich Graf zu Lynar. Lehmann führ-
te mit seiner Witwe zähe Verhandlungen 
wegen der Übergabe städtischer und herr-
schaftlicher Archivalien, die sich noch in 
ihrem Besitz befanden. Dabei ging es u. a. 
um eine Urkunde von 1315 (BLHA, Rep. 
37 Lübbenau U 1 B) sowie um das ältes-
te Stadtbuch von Lübbenau mit Einträgen 
aus der Zeit von 1430 bis 1532 (BLHA, 
Rep. 8 Lübbenau Nr. 1). Ilse Gräfin zu Ly-
nar schreibt in ihrem Brief vom 25. April 
1950 an Lehmann: Nun soll ich das schöne 
alte Buch hergeben, das ich durch alle Kriegs-
wirren hindurch wie meinen Augapfel gehütet 
habe! Wäre es in Lübbenau geblieben, würde 

es längst weg sein. Ich weiß nicht, ob Sie ver-
stehen, daß mir das sehr schmerzlich ist, zu-
mal mein Mann, wie Ihnen ja bekannt sein 
dürfte, stets bemüht war, die Dinge, die all-
gemeines Interesse haben, der Öffentlichkeit 
zugänglich zu machen. Handelt es sich hier 
denn nochmal um eine Enteignung? (BLHA, 
Rep. 499 Nr. 59) Lehmann äußerte Ver-
ständnis für ihre Haltung, berief sich aber 
auf seinen Auftrag, der in der Bergung und 
Zusammenführung aller Archivalien be-
stand. 

Die Ereignisse der folgenden Jahre ga-
ben Lehmann Recht in seinem Handeln. 
1953 verließ die Gräfin zu Lynar die DDR. 
Die Sicherstellung der im Schloss Seese 
noch vorhandenen Unterlagen musste nun 
sehr rasch vonstattengehen. Entsprechende 
Fahrzeuge ließen sich schwer beschaffen. 
Lehmann zog daher auch unkonventionel-
le Transportmöglichkeiten in Betracht und 
erwog allen Ernstes – für uns heute unvor-
stellbar –, die Archivalien aus Seese not-
falls auch per Spreewaldkahn nach Lübben 
bringen zu lassen. Ort und Schloss Seese 
fielen in den 1960er Jahren dem Braunkoh-
letagebau zum Opfer. 

Die kriegsbedingte Vernichtung von 
Archivalien legte den Städten und Kreisen 
die Verpflichtung auf, das zukünftig ent-
stehende Archivgut durch sichere Unter-
bringung und gute fachliche Betreuung vor 
weiteren Verlusten zu schützen. Lehmann 
ergriff auch hier gezielte Maßnahmen. Re-
gelmäßig suchte er die Stadt- und Kreis-
verwaltungen der Kreise Cottbus, Lübben, 
Luckau, Senftenberg und Spremberg auf, 
um in den Verwaltungen die Registratur-
verhältnisse zu prüfen, die Einrichtung von 
Verwaltungsarchiven zu überwachen und 
den damit beauftragten Mitarbeitern mit 
Rat und Tat zur Seite zu stehen. Einmal 
jährlich organisierte er einen Lehrgang zur 
Schulung der Stadtarchivare, bei dem fach-
liche Probleme erörtert und praktische Un-
terweisungen durchgeführt wurden. Glei-
chermaßen gehörte die Einrichtung und 
Beratung von Wirtschafts- und Betriebs-
archiven zu Lehmanns Aufgabenspektrum. 
Zudem wurde 1954 unter seiner Leitung 
die wissenschaftliche Arbeitsgemeinschaft 
für geschichtliche Landeskunde beim Lan-
desarchiv Lübben, in Nachfolge der ehe-
maligen Niederlausitzer Gesellschaft für 
Geschichte und Altertumskunde, ins Leben 
gerufen. Die Erforschung der Geschichte 
seiner niederlausitzischen Heimat war ihm 
ein tiefes Bedürfnis und fand ihren Aus-
druck in mannigfaltigen Veröffentlichun-
gen. Er schien die Feder im Grunde nie aus 

der Hand zu legen. Nebenher organisierte 
er jährlich mindestens eine Archivalienaus-
stellung im Landesarchiv Lübben zu ver-
schiedenen Themenschwerpunkten, die 
von der geschichtsinteressierten Öffentlich-
keit gut angenommen wurden. 

Rudolf Lehmanns erfolgreichen Be-
mühungen um die Sicherung von Archiv-
gut in der Niederlausitz fanden bei sei-
nen Dienstvorgesetzten in der staatlichen 
Archivverwaltung große Anerkennung. 
Weniger schätzte man, dass er im Rahmen 
seiner ausgedehnten Forschungs- und Pu-
blikationstätigkeit auch enge Kontakte zu 
Verlagen in der Bundesrepublik unterhielt. 
Nach Zunahme des politischen Drucks auf 
seine Person legte er zum 31. Januar 1958 
die Archivleitung des Landesarchivs Lüb-
ben nieder. Bei seinem Abschied im Archiv 
brachte er zum Ausdruck, mit [ihm] ginge 
gewissermaßen die alte Tradition von den 
Ständen her über den [ihm] nahestehenden 
Martin Stahn zu Ende. (Gockel, S. 370) 
Wie sehr er damit den Kern traf, zeigte 
sich einige Monate später. Im September 
1958 erhielt er die Gewissheit, dass das 
BLHA den größten Teil der Lübbener Be-
stände nach Potsdam überführen wollte. 
Lehmanns Enttäuschung war grenzenlos. 
Er sah sich damit seiner weiteren Arbeits-
grundlage gänzlich beraubt. Seinem Tage-
buch vertraute er am 30. September 1958 
an: Also auch finis! Die Lausitz hat [...] we-
nig Förderung von Brandenburg erfahren. 
Ich war auch hier der letzte Niederlausitzer, 
und das, was die Stände schufen, schluckt 
nun das Potsdamer Archiv. (Gockel, S. 404) 
Bitter war für ihn, dass als Begründung für 
die Übernahme der Bestände seine eigenen 
Argumente herangezogen wurden. Nur we-
nige Jahre zuvor, am 12. Mai 1950, hatte 
er an die Gräfin zu Lynar geschrieben: Sie 
dürfen die Übernahme des Archivs nicht als 
Beschlagnahme auffassen, sondern als eine 
Sicherung für die Zukunft (BLHA, Rep. 
499 Nr. 59). Friedrich Beck, der Leiter  
des Brandenburgischen Landeshauptarchivs, 
berief sich in seinem Brief an Lehmann 
vom 27. Januar 1959 nun ebenfalls darauf, 
dass eine Zusammenführung der an ver-
schiedenen Standorten (Lübben, Potsdam, 
Merseburg und im Staatlichen Archivlager 
Göttingen) lagernden niederlausitzischen 
Archivalien unter dem Dach des Potsda-
mer Archivs notwendig und richtig sei: 
Schließlich darf ich auch an Ihre eigenen 
Hinweise auf die unselige Zersplitterung der 
niederlausitzer Quellen verweisen.[…] Dem 
Nachteil der Entfremdung aus der Land-
schaft selbst, so Friedrich Beck, steht als ein 
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Vorteil der Beginn einer Zusammenführung 
Niederlausitzer Archivgutes gegenüber […] 
(BLHA, Rep.  16 R. Lehmann II Nr. 1).  
Lehmann teilte in diesem Fall seine Mei-
nung nicht.

Im Herbst 1958 ging der Abtransport 
vonstatten. Vor Ort verblieben neben dem 
beachtlichen Lübbener Stadtarchiv nur 
noch kleinere Deposita. Rudolf Lehmann 
selbst bereitete ebenfalls seinen Weggang 
aus der Niederlausitz vor. Er siedelte mit 
seiner Frau 1964 nach Marburg an der 
Lahn um. Für die niederlausitzische Lan-
desgeschichtsforschung bleibt er unverges-
sen. Mit seinem umfangreichen Lebens-
werk in Form zahlreicher wissenschaftlicher 
Arbeiten und vielfältiger Veröffentlichun-
gen, das er bis zu seinem Tod im Jahr 1984 
kontinuierlich fortführte, hat er sich gewis-
sermaßen ein Denkmal gesetzt. 

Das Landesarchiv Lübben verlor in den 
Folgejahren seine regionalgeschichtliche 
Bedeutung. Es wurde in ein Archivdepot 
der Staatlichen Archivverwaltung umge-
wandelt und diente hauptsächlich als Lage-
rungsort für geschlossene Grundakten und 
Grundbücher einer Reihe von Amtsgerich-
ten der ehemaligen Provinz Brandenburg 
sowie von kriegsbedingt verlagerten Archiv-
beständen einiger Hansestädte wie Lübeck, 
Bremen und Hamburg. Mit Wirkung vom 
1. Oktober 1984 wurde das Archivdepot 
der Staatlichen Archivverwaltung in eine 
Außenstelle des Staatsarchivs Potsdam um-
gewandelt. Im Zuge der Einrichtung eines 
Zentralen Grundbucharchivs beim Bran-
denburgischen Landeshauptarchiv wurden 
die geschlossenen Grundakten und Grund-
bücher 1995 nach Potsdam überführt. Der 
Archivstandort der Außenstelle Lübben 
im Ständehaus stand dadurch wieder ein-
mal auf wackeligen Beinen, jedoch führten 
Verhandlungen mit der Stadt Lübben und 
dem Landkreis Dahme-Spreewald zum 
Abschluss in einer gemeinsamen Verwal-
tungsvereinbarung. Erst im Jahre 2010 zog 
die Außenstelle Lübben mit ihrem Kern-
bestand, dem Lübbener Stadtarchiv, end-
gültig aus und fand Aufnahme in Räumen 
des Lübbener Rathauses. Die Beherbergung 
der bis ins 14. Jahrhundert zurückreichen-
den städtischen Überlieferung an diesem 
Ort war nur eine kurze Episode. Da die er-
forderliche archivfachliche Betreuung des 
Bestandes sowohl seitens des Brandenbur-
gischen Landeshauptarchivs als auch seitens 
der Stadt Lübben (Spreewald) fernerhin 
nicht mehr gewährleistet werden konnte, 
trat im Juli 2017 das Lübbener Stadtarchiv 
seine Reise in das Kreisarchiv des Landkrei-

ses Dahme-Spreewald nach Luckau an. Im 
Rathaus von Lübben schlossen sich hinter 
den geleerten Magazinräumen die Archiv-
türen. Die jahrzehntelang bestehende enge 
Verbindung zwischen dem Brandenbur-
gischen Landeshauptarchiv und der Stadt 
Lübben fand somit ihren Abschluss. 

Nach wie vor gelangen vereinzelte 
Archivalien aus der Niederlausitz auf ver-
schiedenartige Weise in das Brandenburgi-
sche Landeshauptarchiv. So konnte im Au-
gust 2018 eine aus dem Herrschaftsarchiv 
Sonnewalde stammende, bislang nicht be-
kannte Urkunde von 1527 (BLHA, Rep. 
37 Sonnewalde U 39) aus privater Hand 
erworben werden. Rudolf Lehmann hätte 
seine Freude daran gehabt, sich vermutlich 
in deren Inhalt vertieft und einen neuen 
Beitrag geschrieben. 
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Von der Darstellung des Nützlichen 
Die Transparentpapierpläne im Bestand Rep. 511 
Hochbauprojektierung Potsdam 
Von Ingrid Kohl und Udo Gentzen

Zu den bedeutendsten und umfangreichs-
ten Kartenüberlieferungen des Branden-
burgischen Landeshauptarchivs (BLHA) 
gehört der Bestand Rep. 511 Hochbaupro-
jektierung Potsdam. Er umfasst ca. 22.400 
Zeichnungen von unterschiedlichsten Bau-
ten im Land Brandenburg aus der Zeit von 
1946 bis 1952 und nachfolgend im Bezirk 
Potsdam bis 1967. Hierzu gehören neben 
Gutshäusern und Schlössern, Baudenkma-
len, Maschinen-Ausleih-Stationen (MAS), 
Ställen und Schulen auch Kindergärten, 
Polikliniken, Krankenhäuser, Sportplätze, 
Wohnhäuser, Kaufhäuser, Betriebsgebäude 
und Kinos.

Diese Zeichnungen waren bis 2015 le-
diglich sehr allgemein über Listen erschlos-
sen. Die Angaben bezogen sich auf die 
jeweilige Zeichnungsrolle mit kurzen Hin-
weisen über deren Inhalt und die Entste-
hungszeit. Aussagen zu den einzelnen Kar-
ten konnten nicht getroffen werden. Ihre 
Auswertung war daher nur bedingt mög-
lich. Mit der Übernahme dieser spärlichen 
Angaben in die Archivdatenbank wuchs 
jedoch in der Öffentlichkeit das Interesse 
an diesen Zeichnungen. Bei den Plänen 
handelt es sich allerdings zumeist um auf 
Transparent gezeichnete Originale in einem 
sehr fragilen Zustand. Sie sind sehr eng ge-
rollt, und die Anzahl der in den Rollen ver-
packten Zeichnungen variiert beträchtlich 
– sie schwankt von 6 bis 100 Blättern. Bei 
einem Auseinandernehmen der Rollen be-
steht also die Gefahr, dass die Zeichnungen 
beschädigt werden und sich ihr ohnehin 
schadhafter Zustand weiter verschlechtert. 

Eine daraufhin im Jahre 2014 erfolgte ers-
te Sichtung und Begutachtung der Pläne 
ergab, dass die Karten ohne vorherige Res-
taurierung nicht zur Ansicht im Lesesaal 
bereitgestellt werden konnten. Um eine Be-
hebung der Schäden zu gewährleisten, war 
jedoch zuvor eine Begutachtung der Karten 
unter konservatorischen Gesichtspunkten 
erforderlich. 2015/16 konnte die Erfassung 
des gesamten Bestandes realisiert werden, 
so dass seit 2017 im Zuge eines Rahmen-
vertrages alle angeforderten Pläne/Rollen 
im Prozess der Restaurierung on demand 
bearbeitet werden. Hierbei erfolgt keine 
generelle Restaurierung des gesamten Be-
standes, sondern nur der Rollen, die auch 
tatsächlich für eine Benutzung vorgesehen 
sind. Die Vorbereitung und Durchfüh-
rung aller dazu notwendigen Maßnahmen 
konnte und kann bei der hohen Anzahl 
der Karten nur in enger Zusammenarbeit 
zwischen den Mitarbeiterinnen der Restau-
rierungswerkstatt und dem für die Karten 
verantwortlichen Facharchivar erfolgen. 
Erst dieses Zusammenwirken und die in 
den Jahren darauf beginnende schrittweise 
Restaurierung schuf die Möglichkeit einer 
inhaltlichen Auswertung der Karten.

Planung und Innovation
Die in diesem Bestand vereinten Zeichnun-
gen entstanden durch die Mitarbeiter des 
am 1. April 1959 gebildeten Volkseigenen 
Betriebes (VEB) Hochbauprojektierung 
Potsdam und seiner verschiedenen Vorgän-
gerbehörden. Dazu gehörten zunächst das 
am 1. Juli 1949 gebildete Institut für plan-

wirtschaftliches Bauen Potsdam und die 
Vereinigung Volkseigener Betriebe (VVB) 
Land (L) Entwurf und Bauleitung Potsdam 
(ab 1. Oktober 1949). Weitere wichtige 
frühere Planungseinrichtungen waren die 
zum 31. Dezember 1949 in Liquidation 
gesetzte Brandenburgische Landbaugesell-
schaft mbH, der VEB (Z) Projektierung 
Brandenburg (ab 1. Januar 1951), das Ent-
wurfsbüro für Hochbau im Bereich des 
Ministeriums für Aufbau der DDR (ab 1. 
Januar 1953) und das Entwurfsbüro für 
Hochbau des Rates des Bezirkes Potsdam 
(ab 1. Mai 1954). 

In dem Bestand sind aber auch Pläne 
älterer Einrichtungen – wie beispielsweise 
des Militärbauamtes 2 und des Hochbau-
amtes II Potsdam – überliefert. Sie wurden 
benötigt, um Baumaßnahmen für die neue 
Nutzung von Gebäuden ausführen zu kön-
nen, und gelangten demgemäß in die Re-
gistratur der Behörde. So ließ beispielsweise 
die Bauleitung für Instandsetzung der Re-
gierungsgebäude den Bauzustand der ehe-
maligen Staatlichen Bildungsanstalt in der 
Saarmunder Straße untersuchen, führte zur 
Beseitigung der Kriegsschäden Instandset-
zungsarbeiten durch und ließ Änderungen 
für die Nutzung der Gebäude durch die 
Landesregierung vornehmen. 

Dazu verwendete sie einen Lageplan des 
früheren Militärbauamtes 2 für die Ausfüh-
rung von Ergänzungsbauten des Kadetten-
hauses vom 9. September 1914 und Zeich-
nungen des Hochbauamtes II Potsdam von 
den Gebäuden der ehemaligen National-
politischen Erziehungsanstalt aus den Jah-

Bemerkt soll nur werden, dass die Gepflogenheit einzelner  
deutscher Inventare, die Werke der Gegenwart von der Erwähnung 
auszuschliessen und die Würdigkeit der Aufnahme von einem auf 
mindestens fünfzig oder hundert Jahre festzusetzenden kanonischen 
Alter abhängig zu machen, für uns keinen Sinn zu haben schien (…).
FRIEDRICH SCHLIE
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Kriegszerstörungen und Umbauten in der ehe-
maligen Nationalpolitischen Erziehungsanstalt 
Potsdam, Saarmunder Straße Nr. 23, eingezeich-
net in den Lageplan, Lichtpause mit farbigen 
Einzeichnungen, Grundplan angefertigt im Preu-
ßischen Staatshochbauamt II Potsdam zwischen 
1933–1940, Einzeichnungen von der [Bauleitung 
für Instandsetzung der Regierungsgebäude, 
1946–1947], 1:1000  und Ausschnitt in Original-
größe  BLHA, Rep. 511 Hochbau Pdm K 1286 B
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ren nach 1933. Die bis 1952 aufgestellten 
und durchgeführten Projekte bezogen sich 
auf das damalige Land Brandenburg. Nach 
1952 konzentrierte sich die Arbeit auf den 
Bezirk Potsdam. Lediglich einzelne Objekte 
lagen in den angrenzenden Bezirken, wie 
beispielsweise die Zeichnungen für die Pä-
dagogische Fachschule für Kindergärtnerin-
nen Magdeburg (BLHA, Rep. 511 Hoch-
bau Pdm K 1078 A/ÜF) aus dem Jahre 
1953. 

Am 1. April 1959 entstanden aus dem 
Entwurfsbüro für Hochbau Potsdam zwei 
selbständige Betriebe, der VEB Hochbau-
projektierung Potsdam und das Entwurfs-
büro für Gebiets-, Stadt- und Dorfplanung. 
Während das Entwurfsbüro lediglich Pro-
jektierungsleistungen erbrachte, war der 
VEB Hochbauprojektierung auch für den 
sogenannten wissenschaftlich-technischen 
Vorlauf verantwortlich.

Im Zusammenhang mit der fortschrei-
tenden Zentralisierung von Bauten im 
Bereich der Landwirtschaft wurde zum 
1.  Oktober 1964 der VEB Hochbaupro-
jektierung aufgelöst und der zentralgeleitete 
VEB Landbauprojekt Potsdam gebildet.

Der Entstehungszeitraum der Pläne 
war neben den einsetzenden gesellschaft-

lichen Veränderungen in der DDR auch 
geprägt von Modernisierungen im Bereich 
des Ingenieur- und Bauwesens. Wurden 
zunächst noch traditionell gestaltete Bau-
ten – bspw. in Lehmbauweise – projektiert, 
kamen nun zunehmend Typenbauten in 
der Großblock-, Platten- oder Mastenbau-
weise hinzu. Die Großblockbauweise fand 
besonders im Wohnungsbau Anwendung. 
Sie führte letztlich zur Einführung von 
Großwohnsiedlungen. Die gesellschaftliche 
Zielsetzung von der Schaffung gleicher Le-
bensbedingungen in der Stadt und auf dem 
Lande und die Einführung einer sozialisti-
schen Lebensweise sollten sich in der Art 
des Wohnens widerspiegeln. Großwohn-
siedlungen in industrieller Plattenbauweise 
boten dazu scheinbar ideale Voraussetzun-
gen, konnten damit doch mehrere Ziele 
gleichzeitig verwirklicht werden. Neben 
den Wohnblöcken wurden gleichzeitig 
Schulen, Kindergärten und Polikliniken 
geplant. Neue Ideale der sozialen Gleich-
heit und Konzepte einer gegliederten und 
aufgelockerten Stadt wurden realisiert und 
eine soziale Trennung scheinbar vermieden. 
Diese großflächig realisierte Schaffung von 
Wohnraum wurde allerdings teilweise auf 
Kosten der Qualität der Neubauten und 

der Vernachlässigung der bestehenden Bau-
substanz in Angriff genommen. 

Nach 1962 begann eine neue Etappe 
des industriellen Bauens. Die Montagebau-
weise war bis dahin im Wesentlichen auf 
den Wohnungsbau und die Landwirtschaft 
beschränkt gewesen. Jetzt wurde sie darü-
ber hinaus im Schul- und Gesellschaftsbau 
angewandt. Entwickelt wurde ein Baukas-
tensystem, so dass die einzelnen Bauten 
variantenreich projektiert werden konnten. 
Bei den überlieferten Karten wird das an-
hand der Zweitverwendung bereits vor-
liegender Typenzeichnungen für Schulen, 
Kindergärten und Kinderkrippen deutlich. 
Eine weitere Neuerung bestand in der Ein-
führung der Stahlbetonskelett-Montage-
bauweise, einer neuen Art des Tragewerks 
eines Gebäudes. Dabei wurde der Rohbau 
des Bauwerks aus Elementen zusammen-
gesetzt, die eine primär tragende Funktion 
hatten. Überliefert ist ein Einheitsentwurf 
für einen Rinderfreiluftstall, wie er mög-
licherweise bei den Offenstallanlagen in 
Lentzke, Manker und Kremmen Verwen-
dung fand. 

Die Mehrzahl der Akten und Zeich-
nungsrollen wurden 1962 und 1964 mit 
Ablieferungsverzeichnissen vom BLHA 
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Einheitsentwurf Rinder-Freiluftstall, Bleistift-
zeichnung, bearbeitet von Graf, VEB (Z) Pro-
jektierung Brandenburg, Hauptbüro, 20. Okt. 
1952  und Detailzeichnung der Futterkrippe 
(Planausschnitte), 1:25  BLHA, Rep. 511 Hochbau 
Pdm K 1287 A

übernommen. Weitere Zeichnungen er-
hielt das Archiv 1996 von der aring GmbH 
Potsdam, einem Nachfolger des VEB Land-
bauprojekt Potsdam, Reste folgten im Jahre 
2000. Der Zeitraum der Anfertigung der 
Pläne erstreckt sich von der unmittelbaren 
Zeit nach Beendigung des Zweiten Welt-
krieges bis zu Beginn der 1960er Jahre. Sie 
ermöglichen damit Einblicke in: 

  •  den Wiederaufbau nach den Kriegszer-
störungen,

  •  die politischen Umbrüche mit ihren 
Ergebnissen im Bereich der Landwirt-
schaft infolge von Bodenreform und 
Kollektivierung, 

  •  soziale Veränderungen,
  •  neue Aspekte der Planung und der 

Konstruktion im Bauwesen.

Der Inhalt der Zeichnungen ist sehr viel-
fältig. Neben Lageplänen, Grundrissen, 
Schnitten und Ansichten sind Zeichnungen 



Ingrid Kohl und Udo Gentzen

zur Statik, Wasserversorgung und Abwas-
serbeseitigung enthalten. Neben exakten 
Ausführungszeichnungen, die das geplante 
Gebäude mit allen für den Bau notwendi-
gen Einzelheiten darstellen, gibt es flüchti-
ge Skizzen, Entwürfe und Vorplanungen. 
Abrechnungszeichnungen dokumentieren 
die Ausführung. Nicht bei jedem Projekt 
ist jedoch ersichtlich, welche Bauten ausge-
führt wurden und in welchen Fällen es bei 
Planungsvorhaben blieb. In ihrer Gesamt-
heit ermöglichen die Zeichnungen aber, 
den Werdegang eines Bauwerkes von ers-
ten Ideen und Vorplanungen bis zu seiner 
Fertigstellung nachzuvollziehen. Anhand 
ausgewählter Beispiele soll im Folgenden 
aufgezeigt werden, welche inhaltlichen und 
thematischen Bereiche sie abdecken und 
welche Möglichkeiten sie für die Forschung 
bieten.

Ein vergeblicher Versuch – das 
Stadtschloss in Potsdam
Hierzu gehören die unausgeführten Pla-
nungen für den Um- und Ausbau des 
Stadtschlosses in Potsdam nach seiner teil-
weisen Zerstörung bei einem Großangriff 
der britischen Luftwaffe am 14. April 1945. 
Das Schloss brannte damals – wie viele Ge-
bäude der näheren Umgebung – bis auf die 
Außenmauern nieder. Sprengbomben hat-
ten eine Schneise durch den Westflügel ge-
schlagen und das Fortunaportal weitgehend 
zerstört. Die restlichen Fassaden blieben je-
doch fast in ihrer gesamten Ausdehnung bis 
in Höhe des Dachgesimses erhalten. Nach 
einem Baugutachten sollen annähernd 80 
Prozent der verbliebenen Mauern noch 
tragfähig gewesen sein. Konservator May 
erwähnte in seinem Bericht von 1947, dass 
die Innenräume zum Teil wiederhergestellt 
seien und von der Stadt zu Museumszwe-
cken benutzt würden. Dennoch beschlos-
sen die damaligen Entscheidungsträger aus 
vorwiegend ideologischen Gründen 1959 
seinen vollständigen Abriss. Sie wichen 
damit von ursprünglichen Erwägungen 
ab, die den Wiederaufbau des Hauses und 
eine neue Nutzung vorsahen. Einige we-
nige Pläne sind im Bestand der Hochbau-
projektierung überliefert. Die im Maßstab 
1 : 200 angefertigten Bleistiftzeichnungen 
sind undatiert und tragen den Stempel der 

Vorschlag für den Ausbau des Stadtschlosses 
zur Landes- und Hochschulbibliothek, zum 
Museum und zu Kulturräumen. Grundriss  
1. Obergeschoss, Bleistiftzeichnung,  
Entwurfsbüro für Hochbau, [1947], 1:200  

BLHA, Rep. 511 Hochbau Pdm K 402 A
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Plankammer des Entwurfsbüros für Hoch-
bau Potsdam. Der Zeichner ist unbekannt. 
Sie sind wahrscheinlich 1947 im Zusam-
menhang mit einer verstärkt einsetzenden 
Diskussion über eine zukünftige Nutzung 
des Schlosses angefertigt worden. Damals 
schlug Professor Freese von der Techni-
schen Hochschule Berlin vor, das Schloss 
zu erhalten und zu „kulturellen Zwecken, 
wie Museum, Ausstellung, Volksbiblio-
thek“ zu nutzen. Ihre Entstehung liegt 
also vor der Gründung des Planungsbüros 
1954, und sie wurden wie der überwiegen-
de Teil der im Bestand vorliegenden älteren 
Zeichnungen von den Vorgängerinstitutio-
nen übernommen und in der Plankammer 
der Hochbauprojektierung aufbewahrt.

Von den damaligen Unterlagen liegen 
leider nur drei Grundrisse vom Erdgeschoss 
sowie den beiden Obergeschossen vor. Sie 

belegen, dass anfangs eine Nutzung des 
Schlosses als Konzertsaal, Museum, Archiv 
und Bibliothek angestrebt wurde. Die Ma-
gazinräume der Landesbibliothek erstreck-
ten sich über alle Etagen. Büros, Kataloge 
und Arbeitsräume sollten im zweiten und 
dritten Obergeschoss untergebracht wer-
den, während für den Lesesaal das zweite 
Obergeschoss vorgesehen war. Das Erdge-
schoss sah neben der Bibliothek auch eine 
Gaststätte, die Räume des Stadtarchivs und 
die Magazine des Stadtmuseums vor. Die 
Ausstellungsbereiche des Museums lagen 
im Ersten Obergeschoss. Dort befanden 
sich auch Ateliers. Zudem war ein Kon-
zertsaal geplant, der sich über zwei Etagen 
 erstreckte 

Schloss Wiepersdorf als Künstlerheim
Ganz andere Überlegungen gab es für das 
Schloss in Wiepersdorf. Als Künstlerhaus 
sollte es in der Literaturgeschichte eine ganz 
besondere Stellung in Deutschland einneh-
men. Der ehemalige Wohnsitz von Bettina 
und Achim von Arnim, dem bedeutenden 
Dichterpaar der Romantik, hatte bekannt-
lich eine lange Tradition als Ort des geisti-
gen Austausches. 1945 diente das Schloss 

kurze Zeit als sowjetische Kommandan-
tur und Unterkunft für Kriegsflüchtlinge. 
Zuvor gingen durch Plünderung bereits 
zahlreiche Einrichtungsgegenstände und 
Bücher der Bibliothek verloren. Als sich 
abzeichnete, dass im Zuge der Bodenre-
form Umsiedler in Schloss Wiepersdorf 
einziehen würden, drohte weitere Verwahr-
losung. Der letzten Besitzerin – Bettina 
Encke von Arnim – gelang es jedoch mit 
Unterstützung des damaligen Dezernenten 
und Leiters der Abteilung Planungen beim 
Magistrat der Stadt Berlin (Iwan Katz), das 
vom Abriss bedrohte Gebäude zu retten. So 
konnte es als Ort des kultur- und literatur-
geschichtlichen Wertes bewahrt und durch 
die 1946 gegründete Deutsche Dichterstif-
tung e. V. als Künstlerheim genutzt werden. 
Nach der Instandsetzung der Räume und 
der Realisierung notwendiger Veränderun-
gen für die neue Bestimmung – dazu ge-
hörte auch der Einbau von Sanitäreinrich-
tungen – wurden bereits im Herbst 1947 
die ersten Gäste eingeladen. 

In der Folgezeit erfolgten wiederholt 
Baumaßnahmen, um die Arbeits- und Le-
benssituationen zu verbessern. Hiervon lie-
gen 66 Zeichnungen aus dem Jahre 1953 

Schloss Wiepersdorf. Bl. 23 – Zu erhaltende 
Westseite der Bibliothek, Bleistiftzeichnung,  
bearbeitet von Rechholtz, Entwurfsbüro für 
Hochbau Potsdam, 30. Jan. 1953, 1 : 20  
BLHA, Rep. 511 Hochbau Pdm K 701 B
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vor. Sie wurden – zumindest in Teilen – 
bereits vom VEB (Z) Projektierung Bran-
denburg begonnen und im Hauptbüro des 
Entwurfsbüros für Hochbau fertiggestellt. 
Aus dieser Zeit stammen auch die Pläne für 
den Umbau in Wiepersdorf. Hierzu gehört 
eine Zeichnung von der Westseite der Bi-
bliothek. Neben den Bibliotheksschränken 
ist die Vorderseite eines Ofens zu sehen, der 
aus dem Erdgeschoßzimmer hierher um-
gesetzt wurde. Die Zeichnung belegt die 
damaligen Eingriffe in die historische Bau-
substanz. Ein Entwurf vom 22. Dezember 
1952 zeigt die alte bemalte Wandbespan-
nung im Flur des Erdgeschosses und skiz-
ziert den Verlauf eines neu einzubauenden 
Schornsteines.

Ein weiterer Plan belegt, dass das frühere 
Ankleidezimmer geteilt wurde und so ein 
kleineres Südzimmer entstand. Dabei wur-
den auch Teile der ursprünglichen Täfelung 
entfernt. Andere Pläne hingegen machen 
deutlich, dass durchaus größere Teile der 
ursprünglichen Einrichtung erhalten blie-
ben (bspw. das Treppenhaus). 

Insgesamt vermitteln die Zeichnungen 
einen Eindruck vom breiten Umfang der 
damals ausgeführten Arbeiten. Sie zeigen, 
dass neben denkmalpflegerischen Aspekten 
vor allem die Zwänge der neuen Nutzung 
einen wichtigen Einfluss auf die damaligen 
Bauentscheidungen hatten und zu wesent-
lichen Veränderungen an der historischen 
Bausubstanz führten.

Schloss Wiepersdorf. Bl. 13 – Bemalte 
Wandbespannung im Erdgeschossflur, 
Bleistiftzeichnung, bearbeitet von Rech-
holtz, Entwurfsbüro für Hochbau Potsdam, 
22. Dez. 1952, 1 : 20 BLHA, Rep. 511 Hoch-
bau Pdm K 700 B
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Schloss Wiepersdorf. Bl. 20 – Teilung des ehemaligen Ankleidezimmers, Bleistiftzeichnung, bearbeitet von Rechholtz, Entwurfsbüro für Hochbau  
Potsdam, 30. Jan. 1953, 1 : 50 und Ausschnitt in Originalgröße  BLHA, Rep. 511 Hochbau Pdm K 965 B

links: Details aus dem Plan von Seite 81 in Originalgröße
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Donnergott Thor im Kulturhaus 
Wiesenburg
Von der Errichtung des Kulturhauses Wie-
senburg sind 74 Zeichnungen erhalten. 
Die Planungen für das Objekt begannen 
im Sommer 1953. Überliefert sind sechs 
Vorentwurfs-, 15 Entwurfs- und 47 Aus-
führungszeichnungen. Daneben gibt es 
sechs Positionspläne zur Statik. Zu den 
Vorentwürfen gehört ein Lageplan, der als 
Federzeichnung ausgeführt ist und aus zwei 
Teilzeichnungen besteht. Der eigentliche 
Lageplan im Maßstab 1 : 500 zeigt die Ge-
bäudelage des geplanten Baus.

Darin sind Höhenlinien eingezeich-
net, die die Lage des Hauses am Berghang 
hervorheben. Eine zweite Zeichnung im 
Maßstab 1 : 2.000 zeigt als Umgebungs-
zeichnung die Lage des Kulturhauses im 
Verhältnis zur Stadt. Die Sichtachse zum 
Schloss und zur Altstadt ist betont, eben-
so der Blick in Richtung Fläming. Diese 
freie Sicht in die umgebende Landschaft 
wird möglich, weil für den geplanten Bau 
ein leicht erhöhter Standort gewählt wur-
de. Das unterstreicht das Vorhaben der 
Projektierungsgruppe, einen Baukörper 
zu errichten, der den Anspruch der neuen 
sozialistischen Kultur gegenüber der durch 
das Schloss verkörperten Adelskultur her-
vorhebt. Es belegt auch die Größe des ge-
planten Gebäudes (46,25 x 46,70 m), wo-
bei ca. ein Drittel vom Saal eingenommen 
wird. Sie ähnelt den Ausmaßen des Schloss-
areals, das mit seiner barocken Gartenanla-
ge ebenfalls hervorsticht. Auch hier gibt es 
Gemeinsamkeiten zwischen beiden Bau-
werken, denn die südlich vom Kulturhaus 
gelegenen Felder sollten ebenfalls in eine 
Parkanlage eingebunden werden.

Eine weitere Zeichnung ist in mehr-
facher Hinsicht interessant (Abb.  S. 86). 
Sie gibt die Saaldecke im Maßstab 1 : 50 
wieder. Zu sehen sind nicht nur die vor-
gesehene Beleuchtung, sondern auch Ele-
mente der Stuckverzierungen und Teile der 
Ausmalung. Darüber hinaus ist die Bühne 
mit ihren Aufgängen aus dem Orchester-
graben ausgearbeitet. Die Bleistiftzeich-
nung zeigt aber auch das für den Bühnen-
vorhang vorhergesehene Motiv. Es stammt 
aus der germanischen Mythologie und stellt 
den Donnergott Thor dar, wie er, seinen 

Kulturhaus Wiesenburg. Bl. 1 – Vorentwurf für 
den Lage- und Übersichtsplan, Bleistiftzeich-
nung, Entwurfsbüro für Hochbau Potsdam,  
22. Juli 1953, 1 : 500, 1 : 2.000 BLHA, Rep. 511 
Hochbau Pdm K 1028 A. 
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 Hammer Mjöllnir schwingend, auf seinem 
mit einem – allerdings etwas verunglückt 
dargestellten – Ziegenbock bespannten Wa-
gen fährt. 

In dem Zeitraum zwischen den Vor-
entwürfen vom Juli 1953 und den späte-
ren Entwürfen vom Mai 1954 kam es zu 
zahlreichen Planungsänderungen. So zeigt 
beispielsweise die Südfassade in der Zeich-
nung vom 6. Juli 1953 lediglich einen 
Querflügel, der Entwurf vom 20. Mai 1954 
(BLHA, Rep. 511 Hochbau Pdm K 1005 
A) hingegen besitzt zwei Flügelbauten. Der 
zusätzliche Anbau diente als Musikerein-
gang, kenntlich an einer über der Tür ange-
brachten Lyra. Zudem ist nun die Fassade 
viel aufwendiger mittels Pilastern geglie-
dert, an denen Lampen angebracht sind, 
was die frühere Zeichnung nicht vorsah. 
Dafür sorgten auf der Terrasse mehrere frei-
stehende Lampen für eine optische Gliede-
rung des Gebäudes.  

Zu Abänderungen kam es auch bei der 
Fenstergestaltung. So wurden die Fenster 
im Obergeschoss vereinfacht. Die im Be-
reich der Terrasse vorgesehenen drei Rund-
bogenfenster (BlHA, Rep. 511 Hochbau 
Pdm K 1026 B) entfielen und wurden 
durch einfachere ersetzt (BLHA, Rep. 511 
Hochbau Pdm K 1005 A). Insgesamt fällt 
auf, dass die Grundrisse der späteren Ent-
würfe differenzierter ausgeführt sind. 

Kulturhaus Wiesenburg. Bl. 22 – Ausführungs-
zeichnung für die Saaldecke und den Vorhang 
der Bühne, Bleistiftzeichnung von Neuenkind, 
Entwurfsbüro für Hochbau Potsdam, [1953], 1 : 50  
BLHA, Rep. 511 Hochbau Pdm K 1030 A

rechte Seite: 

Kulturhaus Wiesenburg. Bl. 2 – Vorentwurf  
West-, Süd- und Ostansicht, Bleistiftzeichnung, 
Entwurfsbüro für Hochbau Potsdam,  
6. Juli 1953, 1 : 200  BLHA, Rep. 511 Hochbau Pdm 
K 1026 B

Kulturhaus Wiesenburg. Bl. 8 – Entwurf   
West- und Südansicht (Bildaussschnitt),  
Bleistiftzeichnung von Kretschmer, Entwurfs-
büro für Hochbau Potsdam, 20. Mai 1954, 1 : 100  
BLHA, Rep. 511 Hochbau Pdm K 1005 A
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Zustandserfassung und Restaurierung 
„on demand“
Wie einführend erwähnt, ist eine Nutzung 
der zum Teil sehr fragilen Transparent-
papierpläne nur nach einer zuvor erfolgten 
Restaurierung möglich. Diese erfolgt der-
zeit nach Bedarf im Zuge eines Rahmen-
vertrages. Für ihre zügige Planung und 
Realisierung waren zahlreiche Vorarbeiten 
notwendig. In den Jahren 2015 und 2016 
wurde der Zustand des kompletten Bestan-
des in Zusammenarbeit mit den freiberuf-
lich arbeitenden Restauratorinnen Ingeborg 
Fries, Susanne Grzimek, Cornelia Hanke 
und Anika Knop erfasst. Das Projekt hat-
te zum Ziel, Anzahl, Erhaltungszustand, 
Restaurierungsbedarf und Formate zu er-
mitteln, um die Kosten von Restaurierung 
und Umlagerung schätzen zu können. Die 
Festlegung der Erfassungskriterien basierte 
auf den Erfahrungen aus einem vorherigen 
Pilotprojekt (2014), in dem zehn Rollen 
des Bestandes restauriert und umgelagert 
worden waren. 

Bei dem Bestand Rep. 511 Hochbau-
projektierung Potsdam handelt es sich 
um ein Konvolut aus Handzeichnungen 
und Lichtpausen auf Velin- oder Transpa-
rentpapier. Zudem befinden sich wenige 
Fotografien und Folien im Bestand. Mate-
rialtechnisch gesehen, besteht er aus unter-
schiedlich stark geschädigten Papieren. Vor 
allem die Lichtpausen auf Transparentpa-
pier sind brüchig und bei der Handhabung 
sehr stark gefährdet. Ein Teil der Pläne ist 
mit intakten Rändelungen, meist Selbstkle-
beband mit Papierträger, versehen. An eini-
gen Plänen sind mechanische Schäden mit 
Selbstklebestreifen gesichert worden.

Meist sind bis zu 25, gelegentlich auch 
100 Pläne eng und ohne Zwischenlagen in 
Hüllpapieren größtenteils minderwertiger 
Qualität eingerollt und vielfach mit einer 
Banderole versehen. Die Inventarnummer 
der Rolle ist auf dem Hüllpapier vermerkt, 
die Banderole und die einzelnen Pläne sind 
nicht nummeriert. Die unbearbeiteten, ge-
rollten Pläne sind numerisch sortiert in 
Schubladen einer Planschrankanlage unter-
gebracht. Der Bestand Rep. 511 Hoch-
bauprojektierung umfasst insgesamt 1.384 
Rollen mit etwa 22.400 Transparent-Pa-
pierplänen und Diazotypien. Die Rollen 
wurden für die Schadensanalyse ausgeho-
ben. Ein Zweierteam bearbeitete je eine 
Rolle auf einem großen Tisch. So konnte 
die konservatorisch geeignete Handhabung 
der sehr fragilen Transparentpapiere ge-
währleistet werden. Inventarnummer und 
andere Vermerke wurden im Erfassungs-

Nach Größen geordnete und zusammengeführte Pläne einer Rolle nach der Erfassung.  
Die Acrylglasstäbe werden zum Beschweren verwendet

Vereinzelt abgelegte Pläne vor der Zustandserfassung

Vereinzeln aller Pläne einer Rolle
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bogen eingetragen. Das Hüllpapier und 
die Banderole wurden abgewickelt und die 
Pläne dann zuerst im Stapel vorsichtig ent-
rollt und mit Acrylglasschienen in dieser 
Position fixiert.

Danach wurden die Pläne vereinzelt, 
aufgerollt beiseitegelegt und dann begin-
nend mit dem größten Plan wieder zu 
einem Konvolut zusammengeführt. Nach 
dem Erfassen wurden die Pläne wieder ein-
gerollt und im dazugehörigen Hüllpapier 
verpackt. Nach erfolgter Bestandsaufnah-
me wurden die Rollen wieder in ihre Plan-
schrankschubladen zurückgebracht.

Zur Erfassung wurden vier detaillierte 
Schadenskategorien festgelegt:

Kategorie 0  
Keine mechanischen Schäden

Kategorie 1 
Wenige kleine Risse und Knicke, keine 
Fehlstellen, Papier stabil

Kategorie 2
Mehrere kleine und große Risse, 
wenige Fehlstellen, Papier stabil bis  
leicht geschwächt

Kategorie 3
Ränder mit durchgehend kleinen und  
großen Rissen, Ränder gestaucht oder  
mit vielen Knicken, fragil mit großen  
und kleinen Fehlstellen
Papier teilweise sehr stark abgebaut  
(meist durch Schimmelbefall)

Allgemeine Zustandsmerkmale, die auf 
alle Pläne zutrafen, sind ganzflächig ver-
schmutzte Vorder- und Rückseiten und 
eine Rollspannung, was bedeutet, dass die 
Objekte nicht von selbst plan liegen. Zu-
sätzlich können bei allen vier Kategorien 
Selbstklebebänder als „Reparaturen“ oder 
als umlaufende Rändelung vorhanden sein.
Um die für die Anschaffung von Mappen 
und Zwischenlagepapieren anfallenden 
Kosten zu ermitteln sowie eine Abstufung 
in den Restaurierungskosten zu ermögli-
chen, wurden die Pläne nach vier Formaten 
klassifiziert: 

  •  Größe B/C bis 60 x 70 cm
  •  Größe A bis 120 x 86
  •  Größe A/ÜF bis 180 x 115 
  •  darüber hinaus Größe „Gerollt“ (G)

Auf Grundlage dieser Zustandserfassung 
kann die Restaurierung einzelner vom Be-
nutzer angefragter Rollen in einem Rah-
menvertrag mit zwei Dienstleisterinnen 
unverzüglich erfolgen. Die Kosten werden 

Kategorie 0 
Transparentpapier 
ohne Schäden 

Kategorie 1 
Transparentpapier 
mit leichter  
Beschädigung

Kategorie 2 
Transparentpapier  
mit Selbstklebe- 
band-Reparaturen 

Kategorie 3  
Transparentpapier 
mit starken Schäden
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Trockenreinigung

Mit einem Latexschwamm wird die gesamte Oberfläche jedes 
Planes vorsichtig gereinigt. Die Reinigung erfordert ein hohes 
Maß an Aufmerksamkeit und Feingefühl, um ein Einreißen der 
Transparentpapiere zu vermeiden. Es muss besonders auf Blei-
stiftzeichnungen geachtet werden, da diese bei einer nicht fach-
gerechten Reinigung mit entfernt werden können.

Risse schließen und Fehlstellen ergänzen

Um den transparenten Charakter der Pläne nicht zu beeinträch-
tigen, erfolgt die Rissschließung an den Transparentpapieren mit 
einem klebstoffbeschichteten, wärmeaktivierbaren Japanpapier 
(Japanpapier aus 100 Prozent Mitsumatafasern, pH 7–8, Acryl-
klebstoff Lascaux 498HV), das über Wärmeaufwand (max. 80 
Grad) mit einem Heizspatel aufgebracht wird. Die Rissschlie-
ßung wird möglichst auf der schriftfreien Seite ausgeführt. Ist 
dies nicht möglich, wird dünnes, schriftdurchlässiges Japanpapier 
verwendet. Die Ergänzungen großer Fehlstellen sind deren Kon-
turen anzupassen, besonders dann, wenn sie sich im Schriftbe-
reich befinden. Ergänzungen im Transparentpapier werden als 
Intarsien ausgeführt, die mit dem beschichteten Japanpapier an-
zubringen sind. Somit wird das typische Erscheinungsbild am 
wenigsten gestört.

hierbei – gestaffelt nach Größe und Scha-
denskategorie – pauschal kalkuliert. Die für 
die Dienstleister und das BLHA aufwändi-
gen Vorbesichtigung und Kalkulation jeder 
einzelnen Rolle und die anschließende An-
gebotseinholung entfallen somit. So ist eine 
zeitnahe Bearbeitung möglich, die die Be-

Ingrid Kohl und Udo Gentzen

dürfnisse des Nutzers in den Vordergrund 
stellt. Das wichtigste Ziel der Restaurierung 
ist die Benutzung der Pläne ohne weitere 
Entstehung von Schäden. Um dies zu ge-
währleisten, sind folgende Restaurierungs-
maßnahmen unerlässlich (Abstufung je 
nach Schadenskategorie):

Trockenreinigung mit Latexschwamm

 Vorbereitetes Japanpapier zur Rissschließung

Rissschließung mit beschichtetem Japanpapier durch Wärmeeinwirkung
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Planlegen und Rollspannung reduzieren

Erst nach der erfolgten Rissschließung und Fehlstellenergänzung 
werden die Transparentpapiere mit Hilfe einer beidseitigen Be-
feuchtung in einem Goretex-Sandwich plan gelegt. Dabei ist eine 
kurze Befeuchtungsdauer (vier bis acht Minuten) von entschei-
dender Bedeutung, da sonst ein Einreißen des sehr kurzfaserigen 
Transparentpapiers beim Trocknen die Folge wäre.

Trocknen und Verpacken

Nach dem Befeuchten werden die Pläne im Trocknungsstapel 
kontrolliert getrocknet, so dass sie im Anschluss an eine mehrwö-
chige Ruhephase plan vorliegen. Nach der Restaurierung werden 
die Transparentpapierpläne plan liegend in Kartenmappen ver-
packt. Dabei werden maximal 15 bis 20 Pläne in einer Mappe 
aufbewahrt und mit Zwischenlagepapieren voneinander getrennt. 
Dies erleichtert die Handhabung bei einer möglichen Aushebung 
und Benutzung. Formate über 180 x 115 cm werden auf einen 
Kern gerollt gelagert.

Die Transparentpapierpläne im Bestand Rep. 511 Hochbauprojektierung Potsdam

Grafische Darstellung des Goretex-Sandwiches 

Einlegen eines befeuchteten Plans in den Trocknungsstapel

Trocknung im Trocknungsstapel unter Gewichten

Einlegen eines Plans in das Goretex-Sandwich zur Befeuchtung

Objekt

Goretex

Goretex

Wollfilz

nasser Löschkarton

nasser Löschkarton
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Beispiel einer Restaurierung

Vor der Restaurierung:  
Die Rollspannung verhindert eine plane 
Ansicht

Vor der Restaurierung:  
Die mechanischen  Schäden werden erst  
im entrollten Zustand deutlich

Nach der Restaurierung: Risse wurden 
 geschlossen, Fehlstellen ergänzt und die 
Rollspannung beseitigt, so dass eine plane  
Ansicht und Nutzung möglich ist
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Detailansicht vor und nach der Restaurierung: Vor der Restaurierung sind die mechanischen Schädigungen deutlich sichtbar. Durch die Restaurierung 
konnten alle Risse geschlossen werden und sind nun kaum noch wahrnehmbar

Nach Abschluss aller Arbeiten werden die 
Karten von den Restauratorinnen und dem 
Facharchivar für Karten übernommen und 
einer abschließenden Qualitätskontrolle 
unterzogen. Anschließend wird jeder ein-
zelne Plan durch den Archivar in der Da-
tenbank verzeichnet. Jedes Objekt wird da-
bei gesondert erfasst und erhält eine eigene 
Signatur. Die alten Zeichnungsnummern 
werden ebenfalls in die Verzeichnungsmas-
ke eingetragen, so dass bei Bedarf rekons-
truiert werden kann, welche Zeichnungen 
zu der ursprünglichen Rolle gehörten. 

Die Restaurierung und Erschließung 
der Pläne des Bestandes Hochbauprojek-
tierung Potsdam ist für einen langfristigen 
Zeitraum angelegt. Derzeit ist sie für ca. 
sechs Prozent der Zeichnungen abgeschlos-
sen. Obwohl der Prozess aus Personal- und 
Kostengründen nur schrittweise fortgesetzt 
werden kann, darf heute festgestellt wer-
den, dass sich die Herangehensweise be-
währt hat. Das Zusammenwirken von Res-
tauratorinnen und Facharchivar trägt dazu 
bei, dass die Forschung die Kenntnis über 
zahlreiche Gebäude in Brandenburg und 
deren Baugeschichte zu vertiefen vermag. 
Damit bleibt das Abbild einer bereits ver-
lorenen Wirklichkeit erhalten. 
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Katrin Verch

Was wurde aus dem Betriebsarchiv 
des VEB Maschinenbau „Karl Marx“ 
Babelsberg?
Von Katrin Verch

Es ist der 27. August 1993, ein Freitag-
nachmittag gegen 13.30 Uhr. Die Leiterin 
der Allgemeinen Verwaltung des ehemali-
gen VEB Maschinenbau „Karl Marx“ Ba-
belsberg sendet einen telefonischen Notruf 
an das Brandenburgische Landeshaupt-
archiv (BLHA). Sie berichtet über den 
Verkauf des Geländes zum 1. September 
und den bevorstehenden Abriss des Archiv-
gebäudes in der nächsten Woche. Die im 
Gebäude befindlichen Akten müssten aus-
geräumt werden, wobei die für eine Über-
gabe an das BLHA vorgesehenen Akten 
gesondert gelagert werden könnten. Keiner 
der verbliebenen Mitarbeiter kenne sich im 
Archiv aus. Die ehemalige Archivarin arbei-
te inzwischen im BLHA. Könne sie im bei-
derseitigen Interesse helfen?

Am Montagmorgen finden sich zwei 
Archivarinnen um 7 Uhr an der Betriebs-
pforte ein.

So oder ähnlich nahmen in den 1990er 
Jahren Bestandsübernahmen aus Volkseige-
nen Betrieben und Kombinaten bisweilen 
ihren Anfang.

Warum waren Akten aus dem VEB 
Maschinenbau „Karl Marx“ für die 
Übergabe ins BLHA vorgesehen?
Private Unternehmen entscheiden tradi-
tionell selbst, welches Schriftgut sie auf-
bewahren und wo sie es aufbewahren. 
Lediglich einzelne Vorschriften (wie nach 
Handels- und Steuerrecht) geben Aufbe-
wahrungsfristen vor. In der Sowjetischen 
Besatzungszone und in der DDR wurde 
das Schriftgut der Volkseigenen Betriebe 
von Anbeginn wie das der staatlichen Ver-
waltung in die Archivgesetzgebung ein-
bezogen. Dennoch war mit den VEB et-
was Neuartiges entstanden, was sich nicht 
sogleich in das traditionelle und geübte 
staatliche Verwaltungshandeln bis zur Be-
wertung und Aufbewahrung in einem fest-

gelegten Endarchiv einfügen ließ. Ein län-
gerer Prozess der Suche nach praktikablen 
Lösungen fand im Wesentlichen mit der 
Archivverordnung vom 11. März 1976 sei-
nen Abschluss.

Die Staatsarchive wurden für das Ar-
chivgut einer Auswahl (!) bezirksgeleiteter 
und zentralgeleiteter (!) Betriebe im jewei-
ligen Territorium zuständig. Die Auswahl 
„ihrer“ zentralgeleiteten Betriebe hatten 
sie gemeinsam mit der Staatlichen Archiv-
verwaltung der DDR erarbeitet und 1972 
in der „Rahmensystematik zur Bewertung 
der staatlichen Registraturbildner, Teil 1 
Industrie“ verankert. Danach wählte jedes 
Staatsarchiv „seine“ bezirksgeleiteten Be-
triebe aus. Das Staatsarchiv Potsdam wurde 
für ca. 50 zentralgeleitete und fünf bezirks-
geleitete Betriebe zum Endarchiv. Die Zahl 
schwankte im Laufe der Jahre infolge von 
Neueinstufungen oder Abstufungen u. a. 
durch Produktionsumstellungen oder Neu-
gründungen.

Der damalige VEB Klimatechnik „Karl 
Marx“ Babelsberg zählte zu den 1972 zu-
nächst als „nicht abgabepflichtig“ einge-
stuften Betrieben. Er gehörte zum VEB 
Kombinat Luft- und Kältetechnik Dresden, 
und laut „Rahmensystematik“ sollten nur 
die Unterlagen des Kombinates und des 
Stammbetriebes in Dresden in das zustän-
dige Staatsarchiv in Dresden übernommen 
werden. Es wurde eingeschätzt, dass sich 
die wesentlichen Aspekte der Entwicklung, 
Leitung und Produktion des Babelsberger 
Betriebes in den Unterlagen der Kombi-
natsleitung widerspiegelten. Einerseits wur-
den wichtige Entscheidungen in der Kom-
binatsleitung getroffen. Andererseits hatte 
der VEB Klimatechnik „Karl Marx“ über 
die Erfüllung der Aufgaben und Produk-
tionszahlen „nach oben“ zu berichten.

Ende der 1970er Jahre erarbeitete das 
Staatsarchiv Potsdam sein Dokumenta-

tionsprofil und überprüfte auch bisher ge-
troffene Entscheidungen zur Archivwür-
digkeit des Schriftgutes der Betriebe im 
Territorium. Im Ergebnis bemühte es sich 
(in Absprache mit der Staatlichen Archiv-
verwaltung) um Einstufung des inzwischen 
zum VEB Maschinenbau „Karl Marx“ um-
benannten Betriebes als „abgabepflichtig“. 
In der Begründung wurde u. a. verwiesen 
auf die Größe und Bedeutung des Betrie-
bes in der Stadt Potsdam, auf die Rolle 
der Arbeiterklasse, auf Prozesse der mehr-
fachen Umstellungen der Produktion, auf 
die Veränderungen der Arbeits- und Le-
bensbedingungen sowie auf die Aufgaben 
der internationalen Zusammenarbeit und 
Spezialisierung.

Die wechselvolle Geschichte des Be-
triebes sei hier mit wenigen Sätzen ange-
deutet. 1898 erwarben Benno Orenstein 
und Arthur Koppel ein Stück Land in der 
Nähe des Bahnhofes Drewitz im heutigen 
Potsdam-Babelsberg, und bauten eine Lo-
komotivfabrik auf. Nach der Enteignung 
der jüdischen Eigentümer nannte sich der 
Betrieb ab 1940 Maschinenbau- und Bahn-
bedarfs-AG mit Hauptsitz in Berlin. 1945 
wurde das Werk enteignet, im Sommer 
1945 bis auf die leeren Hallen und weni-
ge Reste demontiert. Dennoch fuhr am 
30. August 1945 die erste reparierte Lok 
mit einem Zug von 30 Waggons aus dem 
Werk. Am 1. Mai 1947 verließ die ers-
te Lok als Baumuster die Montagehallen. 
Mit der Auslieferung der 100. Lok erhielt 
die Fabrik am 18. März 1948 den Namen 
VEB Lokomotivbau „Karl Marx“. Ins-
besondere ab 1950 wurden Lokomotiven 

Verkaufsprospekt (englisch/französisch), 1955  
BLHA, Rep. 505 VEB Maschinenbau „Karl Marx“ 

Babelsberg Nr. 3502 
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für die Deutsche Reichsbahn sowie Indus-
trie- und Baulokomotiven verschiedenster 
Stärke und Spurweite hergestellt. Mitte der 
1950er Jahre begannen die Entwicklung 
und Konstruktion der Großdiesellokomo-
tiven V 60 und V 180, deren Produktion 
aber bis 1970 an den VEB Lokomotiv-
bau-Elektrotechnische Werke Hennigsdorf 
abgegeben wurde. Ende 1960 verließ die 
letzte Dampflokomotive das Werk. Die 
Kleinlokproduktion wurde noch bis 1976 
fortgeführt.

Am 16. Januar 1969 wies der Minister 
für Schwermaschinen- und Anlagenbau 
die Umstellung der Produktion auf klima-
technische Anlagen an. Hintergrund dafür 

waren Sortimentsbereinigungen innerhalb 
des Rates für gegenseitige Wirtschaftshilfe 
und der erwartete höhere Bedarf an Klima-
anlagen für die EDV, den Industrie- und 
Landwirtschaftsbau sowie den wissen-
schaftlichen Gerätebau. Ab 1970 lautete 
der Betriebsname VEB Klimatechnik „Karl 
Marx“. Da der Bedarf an Klimatechnik 
geringer war als eingeschätzt, startete am 
1. Januar 1974 die Umstrukturierung auf 
Autodrehkräne. Im Zuge des Ausbaus der 
Energiegewinnung auf Braunkohlenbasis 
in der DDR sollten diejenigen Betriebe, 
die bisher die Autodrehkräne hergestellt 
hatten, verstärkt auf die Produktion von 
Tagebau- und Kraftwerksausrüstungen 

konzentriert werden. Der in VEB Maschi-
nenbau „Karl Marx“ umbenannte Babels-
berger Betrieb wurde Alleinhersteller von 
Autodrehkränen in der DDR. Am 14. Juni 
1983 beschloss das Zentralkomitee der 
SED ein Programm zur Entwicklung des 
PKW- und NKW-Baus. Ab 1984 über-
nahm der VEB die Produktion von Sattel-
aufliegern für den LKW „W 50“, später für 
den „L 60“, sowie die Achsen- und Brems-
backenfertigung. Autodrehkräne wurden 
weiterhin produziert.

Das Archivgut des VEB Maschinen-
bau „Karl Marx“ nicht zu übernehmen 
hätte bedeutet, Informationen generell nur 
durch aufwändige Recherchen aus anderen 
Beständen erhalten zu können. Ihm über-
geordnet waren der VVB (Z) Lokomotiv- 
und Waggonbau Wildau (ab 1948), ver-
schiedene Industrieministerien (ab 1952), 
der VVB Schienenfahrzeuge Berlin (ab 
1958), der VEB Kombinat Luft- und Käl-
tetechnik Dresden (ab 1970) und die VVB 
TAKRAF Leipzig, eine VVB zur Herstel-
lung von Tagebauausrüstungen, Kranen 
und Förderanlagen (ab 1974). Dabei war 
zu diesem Zeitpunkt nicht bekannt, dass 
der Betrieb 1983 dem VEB IFA-Kombinat 
Nutzkraftfahrzeuge Ludwigsfelde angehö-
ren würde. Terminologisch korrekt ausge-
drückt war das Betriebsarchiv damals ein 
„Verwaltungsarchiv“ bzw. nach heutigem 
Sprachgebrauch eine „Altregistratur“.

Vollständigkeitshalber sei erwähnt, 
dass volkseigene Betriebe vor 1976 Kassa-
tionen nur in Absprache mit den Referaten 
Archivwesen der Räte der Kreise bzw. Räte 
der Bezirke vornehmen durften. Ohne Vor-
lage von Kassationsverzeichnissen durften 
sie nur diejenigen Akten kassieren, die im 
„Rahmenverzeichnis für die vereinfachte 
Kassation typischer Schriftgutkategorien“ 
aufgeführt waren.

Das Staatsarchiv Potsdam arbeitete eng 
mit dem VEB Maschinenbau „Karl Marx“ 
zusammen. Alle Akten außer denen für das 
vereinfachte Kassationsverfahren wurden 
listenmäßig erfasst und dem Staatsarchiv 
zur Bewertung vorgelegt. Aktendurchsich-
ten vor Ort ergänzten den Bewertungspro-
zess. Er verlief jetzt im Grunde genauso wie 
bei den staatlichen Behörden. So konnten 
1978 und 1985 erste 14,5 lfm Archivgut 
aus der Zeit bis 1974, also aus der Zeit der 
Produktion von Lokomotiven und Klima-
anlagen, übernommen werden. 1978 wur-
den auch die knapp 2 lfm Akten aus der 
Zeit vor 1945 übernommen und unter 
der Signatur Rep. 75 Lokomotivfabrik 
Orenstein & Koppel AG Potsdam-Babels-

Aus dem Brigadetagebuch der Brigade Ersatzteilfertigung „Hans Baumgarten“

BLHA, Rep. 505 VEB Maschinenbau „Karl Marx“ Babelsberg Nr. 2013
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berg eingeordnet. Weitere Aktenverzeich-
nisse wurden jährlich dem Staatsarchiv zur 
Bewertung vorgelegt und damit weitere 
Übernahmen vorbereitet. Für 1990 war 
die nächste Übergabe vorgesehen, die nicht 
mehr realisiert wurde. Die Lokzeichnungen 
waren allerdings nach Auslaufen der Lok-
produktion an das Verkehrsmuseum Dres-
den übergeben worden.

So waren 1990 die Akten erst bis 1980 
bewertet, einzelne maximal bis 1985. Viele 
Akten, vorwiegend aus den 1980er Jahren, 
befanden sich noch in den Betriebsabtei-
lungen. Die Überlieferung im Staatsarchiv 
Potsdam hinkte entsprechend noch mehr 
hinterher. Sie war minimal, bis 1974 lü-
ckenhaft und fehlte ab 1975 vollständig. 
- Insgesamt verfügte das Staatsarchiv Pots-
dam Ende 1989 bereits über 1.170 lfm Ar-
chivgut der volkseigenen Wirtschaft.

Wie konnte das Archivgut ab 1990 
gesichert werden?
Die „Verordnung zur Umwandlung von 
volkseigenen Kombinaten, Betrieben und 
Einrichtungen in Kapitalgesellschaften“ 
vom 1. März 1990 und das „Gesetz zur 
Privatisierung und Reorganisation des 
volkseigenen Vermögens (Treuhandgesetz)“ 
vom 17. Juni 1990 bildeten die Grundlage 
der Privatisierung des VEB Maschinenbau 
„Karl Marx“ zur Maschinenbau Babelsberg 
GmbH, die am 29. Juni 1990 ins Han-
delsregister eingetragen wurde. Außerdem 
wurde die Treuhandanstalt, die Inhaber der 
Geschäftsanteile aller VEB wurde, gebildet. 
Sie sollte die ihr anvertrauten Betriebe ver-
kaufen, reprivatisieren, eventuell sanieren 
und entflechten oder stilllegen. Dabei wur-
de die Gesetzeslage zur Fortführung der 
Archivgutübergaben nicht explizit geregelt 
und wurde von Archivaren, Betriebsdirek-
toren und der Treuhandanstalt unterschied-
lich interpretiert. Für die Treuhandanstalt 
gehörte das in den Archiven der Betriebe 
befindliche Schriftgut mit zum Betriebs-
vermögen, welches verkauft oder liquidiert 
werden konnte. Erst nach dieser Entschei-
dung konnten sich die Staatsarchive an 
den neuen Eigentümer wenden oder das 
Archivgut aus der Liquidationsmasse ent-
nehmen. Das BLHA war grundsätzlich an 
der weiteren Übernahme des Archivgutes 
„seiner“ abgabepflichtigen Betriebe interes-
siert. Als grobe Richtlinie sollte das Schrift-
gut dieser Betriebe eher großzügig bewertet 
werden, um die Arbeitsweise der einzelnen 
Bereiche und Abteilungen möglichst um-
fassend dokumentieren zu können. Auf 
weitere und kleine Splitterbestände soll-

te eher verzichtet werden. Bezüglich des 
Archivgutes des VEB Maschinenbau „Karl 
Marx“ galt es erst einmal abzuwarten. Ab 
Mitte 1992 war das Archiv personell nicht 
mehr besetzt, aber der Kontakt zu den Ver-
antwortlichen wurde aufrechterhalten.

1991 stieg die Zahl der liquidierten Be-
triebe. Wie bei jedem Unternehmen, das in 
Konkurs geht, war auch für diese Betriebe 
bestimmtes Schriftgut (wie Rechnungen, 
Bilanzen, Steuererklärungen) der letzten 
zehn Jahre v. a. nach Handels- und Steuer-
recht aufzubewahren. Hinzu kamen die 
Lohn- und Gehaltsunterlagen und Perso-
nalakten, die vorwiegend für eine späte-
re Rentenberechnung der Beschäftigten 

bis Ende 2007, dann verlängert bis Ende 
2011, vorgehalten werden mussten. Die 
Treuhandanstalt schuf deshalb in den ein-
zelnen Ländern Archivdepots, in denen 
dieses Schriftgut verwahrt werden konnte. 
Für das BLHA war die Situation gänzlich 
unübersichtlich. Es war weder vorausseh-
bar, wie viele Betriebe in welchem Zeit-
raum in Liquidation gehen würden, noch 
in welchem Umfang dort befindliches 
Schriftgut zu bewerten sei. Würden „seine“ 
abgabepflichtigen Betriebe darunter fallen? 
Sollte Schriftgut weiterer Betriebe über-
nommen werden? Wie konnte mit den 
Übernahmen aus staatlicher Verwaltung, 
wissenschaftlichen Instituten, Parteien 

Aus dem Brigadetagebuch der Brigade Materialwirtschaft  BLHA, Rep. 505 VEB Maschinenbau  
„Karl Marx“ Babelsberg  Nr. 803

97



Katrin Verch

und gesellschaftlichen Organisationen und 
gleichzeitig mit der Bearbeitung von An-
fragen zu Enteignungen in der DDR eine 
fachgerechte Bewertung erfolgen? Archive 
und Historiker drängten deshalb darauf, 
die Aufgaben der Archivdepots breiter zu 
fassen. Es galt zunächst, das potenziell 
archivwürdige Schriftgut zu sichern. Die 
Treuhandanstalt reagierte darauf und wies 
im Mai 1992 die Liquidatoren an, kein 
Schriftgut zu vernichten, sondern es in 
den Archivdepots zu hinterlegen. Das De-
pot für das Land Brandenburg entstand in 
Potsdam und zog 1994 wegen des erhöhten 
Platzbedarfes nach Kloster Lehnin, Orts-
teil Damsdorf, um. Zum 1. Januar 1995 
wurde die Treuhandanstalt aufgelöst. Die 
Bundesanstalt für vereinigungsbedingte 
Sonderaufgaben (BvS) wurde neben ande-
rem für die Aufbewahrung des Schriftgutes 
der liquidierten Betriebe zuständig. Sie ver-
gab die Führung der Archivdepots an einen 
Dienstleister, die DV-InformationsSysteme, 
Organisation und Service GmbH (DISOS 
GmbH).

Der VEB Maschinenbau „Karl Marx“ 
fuhr bereits 1990 die Produktion zurück. 
Die LKW „W 50“ und „L 60“ des VEB 
Automobilwerke Ludwigsfelde wurden we-

niger nachgefragt und damit auch die Pro-
dukte aus Babelsberg. Mit voranschreiten-
der Zeit wurde es immer fraglicher, ob die 
Produktion oder wenigstens ein Teil davon 
aufrechterhalten bleiben konnte. Informa-
tionen über Verkauf oder Liquidation von 
Betrieben erhielt das BLHA eher zufällig, 
mal aus der Presse, mal über einen Anruf 
aus dem Betrieb oder aus dem Archivde-
pot. Es war für das BLHA auch nicht im-
mer sofort ersichtlich, ob der Gesamtbe-
trieb verkauft wurde oder nur die rentablen 
Teile, ob an einen oder mehrere Investoren 
und ob und welche Teile des Schriftgutes 
mitveräußert wurden. Hinsichtlich des 
VEB Maschinenbau „Karl Marx“ im Pots-
damer Ortsteil Babelsberg bestand für das 
BLHA eine eher günstige Ausgangslage, da 
in den Regionalteilen der abonnierten Ta-
geszeitungen über die Vorhaben informiert 
wurde. Das Areal in Babelsberg sollte ein 
Vorzeigeprojekt werden, eine Mischung aus 
weitergeführter Produktion (Breuer GmbH 
Krane und Schwertransport / Maximum 
Industrie- und Gewerbeholding GmbH), 
der Ansiedlung von „Gewerbe im Park“ 
und einer Qualifizierungsgesellschaft. Ei-
nen weiteren Teil kaufte die Stadt Potsdam 
für ein neues Straßenbahndepot.

Wie eingangs erwähnt, war nun zum 1. 
September 1993 ein Teil des Geländes, ein-
schließlich des Archivgebäudes, verkauft 
worden, offensichtlich ohne das Schriftgut. 
Sicherheitshalber, falls der Käufer doch auf 
Unterlagen zurückgreifen müsste, sollte es 
noch auf dem Gelände verbleiben.

Die zwei Archivarinnen des BLHA ver-
schafften sich nach dem eingegangenen 
Notruf am 28. August 1993 einen Über-
blick über die Ordnung im Archiv, insbe-
sondere über die im letzten Jahr erfolgten 
Änderungen. Zum Glück war an der La-
gerung der Akten kaum etwas verändert 
worden, und anhand der vom BLHA be-
werteten Verzeichnisse ließen sich die 
archivwürdigen Unterlagen problemlos er-
mitteln. Die bisher wohlgeordneten Akten 
wurden aus den Regalen entnommen und 
in der Mitte des Raumes auf einem Hau-
fen gesammelt. Zwischenzeitlich erschienen 
mehrmals die Mitarbeiter, die beauftragt 
waren, das Gebäude zu räumen, und mit 
ihrer Arbeit beginnen wollten. Die Zeit 
drängte. Doch es konnte den Verantwortli-
chen noch ein weiterer Arbeitstag abgerun-
gen werden.

Am nächsten Tag wurde ein weiterer 
Archivar hinzugezogen. Es galt haupt-
sächlich, die bisher unbewerteten Akten 
zu sichten. In den letzten Monaten hatten 
Mitarbeiter aus aufgelösten Abteilungen 
zahlreiches Schriftgut im Archiv abge-
legt. Geprüft wurden ebenfalls technische 
Unterlagen, Fotoalben, Bildersammlungen 
und Zeitschriften. In der kurzen Zeit wur-
de versucht, möglichst viele archivwürdige 
Unterlagen zu identifizieren. Auffallend 
war die große Anzahl an Betriebsbüchern 
der Lokomotiven, in denen Bescheini-
gungen über Abnahmeprüfungen, Probe-
fahrten und Beschreibungen wichtiger 
Bauteile (wie Kessel, Radsätze, Motoren) 
enthalten sind. Sie waren ursprünglich vom 
Staatsarchiv Potsdam nicht als archivwür-
dig angesehen worden. Der VEB hatte sie 
dennoch über die Jahrzehnte aufbewahrt. 
Nun wurde von jedem Loktyp mindestens 
ein Exemplar ausgewählt. Am Nachmittag 
konnten zwölf vor dem Archivgebäude ab-
gestellte Gitterboxen mit den ausgewählten 
Akten gefüllt werden. Es war ein kühler, 
regnerischer Tag. Glücklicherweise blieb 
es in diesen ein bis zwei Stunden bis zur 
Unterbringung der Boxen in einem ande-
ren Gebäude trocken. Dann hieß es wieder 
abzuwarten.

Am 2. Dezember 1993 teilte die Ma-
schinenbau Babelsberg GmbH mit, dass die 
Gesellschafterversammlung für die Über-

Autodrehkran ADK 70-0  BLHA, Rep. 505 VEB Maschinenbau „Karl Marx“ Babelsberg Nr. 3504 

98



gabe des Archivgutes gestimmt habe. Am 
14. Dezember wurden die Gitterboxen in 
unbeheizte ehemalige Garagen am zukünf-
tigen Standort des BLHA in Potsdam-Bor-
nim – das BLHA war damals noch in der 
Sanssouci-Orangerie untergebracht – ab-
geladen und mithilfe des Gabelstaplers der 
GmbH jeweils drei übereinander abgestellt. 
Im BLHA herrschte aufgrund der zahl-
reichen Übernahmen aus aufgelösten Ver-
waltungen, Betrieben und Einrichtungen 
der DDR Platzmangel. Mit den steigenden 
Temperaturen konnte der Bestand im Mai 
und Juni 1994 weiter bearbeitet werden. 
Die Akten wurden vom kletternden Archi-
var den Boxen entnommen und auf dem 
Boden grob vorgeordnet. Sie alle waren mit 
einem Deckblatt, das die abgebende Stelle, 
den Aktentitel, den Zeitumfang und die 
Nummer enthielt, versehen. Eine Mitarbei-
terin übertrug die Angaben handschriftlich 
in ein Abgabeverzeichnis, eine zweite Mit-
arbeiterin kartonierte die Akten. Laptops 
gab es noch nicht. Insgesamt handelte es 
sich um 50 lfm, die in eine erste neu ausge-
stattete Magazinhalle in Bornim eingelagert 
wurden. Die Akten waren damit benutzbar 
und konnten im Lesesaal vorgelegt werden. 

Am 8. Februar 1994 beschloss die Ge-
sellschafterversammlung die Auflösung der 
GmbH. Diejenigen Akten des VEB, die 
auf dem Betriebsgelände verblieben wa-
ren, wurden in einem ehemaligen Ferien-
dorf des VEB in Werder (Havel), Ortsteil 

Petzow, ca. 10 km von Potsdam entfernt, 
im Auftrag der Treuhandanstalt aufgelis-
tet. Man sprach von 1500 lfm Akten, v.a. 
Lohn- und Gehaltsunterlagen. Bevor sie 
an das Archivdepot der Treuhandanstalt 
übergeben wurden, erhielt das BLHA 
1995 in Absprache mit dem Liquidator 
und dem Archivdepot die Möglichkeit, die 
Listen systematisch nach archivwürdigen 
Unterlagen zu sichten. Eine solche Chan-
ce bestand für das BLHA ansonsten bei 
keinem anderen liquidierten Betrieb. Na-
türlich erschienen überwiegend bekannte  
Aktenpositionen, doch nicht ausschließ-
lich. Neu waren vor allem die Positionen 
aus den 1980er Jahren. Im Übrigen wurde 
der Fokus auf wissenschaftliche und techni-
sche Dokumentationen über die Produkte, 
aber auch auf Zeichnungen der Aufbauten 
zum Produktionsablauf in den Werkhallen 
gelegt. Die 1993 zurückgelassenen Lok-
bücher wurden jetzt komplett herausge-
sucht, auch weil inzwischen die im BLHA 
vorhandenen Lokbücher intensiv von Be-
nutzern nachgefragt wurden. Im Ergebnis 
gelangten Ende 1997 weitere 32 lfm mit 
Abgabeverzeichnissen ins Haus. Wiederum 
verblieb ein Rest der als archivwürdig ge-
kennzeichneten Akten: Sie unterlagen der 
zehnjährigen Aufbewahrungsfrist und durf-
ten wegen möglicher Nachfragen zu diesem 
Zeitpunkt noch nicht abgegeben werden. 
Für das BLHA war wichtig, weitere 32 
lfm Akten für die Benutzung bereitstellen 

Betriebsarchiv des VEB Maschinenbau „Karl Marx“ Babelsberg

zu können, und das Archivdepot sparte  
Lagerungsfläche.

Solche Absprachen mit den Liquidato-
ren und der DISOS GmbH erfolgten 1995 
noch relativ „individuell“. Erst im Folge-
jahr wurde eine vertragliche Grundlage ge-
schaffen. Am 13. November 1996 wurden 
in Zusammenarbeit mit der BvS die „Ver-
fahrenshinweise zur Zusammenarbeit der 
DISOS-Landesdepots mit den Archivre-
ferenten der Neuen Bundesländer“ unter-
zeichnet. In ihnen wurde (endlich) die 
Verfahrensweise zur Übergabe von Schrift- 
bzw. Archivgut und zur Bewertung des 
Schriftgutes in den Depots festgelegt. Wie 
in dieser Regelung festgeschrieben, wurden 
in der Folgezeit den neuen Bundesländern 
(über die Archivreferenten an die jeweiligen 
Endarchive) quartalsweise die Listen über 
die in den Archivdepots eingelagerten Ak-
ten zur Bewertung vorgelegt.

1998 erhielt das BLHA auf diesem 
Wege auch die Listen des VEB Maschinen-
bau „Karl Marx“. Sie umfassten im Wesent-
lichen die aus Petzow gekommenen Akten 
aus der Zeit bis 1990. Erst weitere Listen 
aus den Jahren 1999 und 2004 enthielten 
Schriftgut aus der Zeit nach 1990. Am 11. 
August 1998 war die Maschinenbau Ba-
belsberg GmbH „durch Übertragung des 
Vermögens als Ganzes unter Auflösung 
ohne Abwicklung auf die BVS Verwal-
tungsgesellschaft mit Sitz in Berlin“ mit 
Letzterer verschmolzen. Mit Eintragung ins 

Ein Kinderbild zum Dank für den Kindertag 1982.  Aus dem Brigadetagebuch der Brigade Ersatzteilfertigung „Hans Baumgarten“   
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Handelsregister am 31. März 1999 war die 
Firma gelöscht. Danach konnte der Liqui-
dator die letzten Akten einlagern.

Der Bitte der Archivare der Endarchive, 
die Bewertung eines Bestandes erst nach 
Deponierung der vollständigen Überliefe-
rung im Archivdepot vorzunehmen, konn-
te die BvS nicht folgen, weil sich die Be-
wertungsverfahren zeitlich weit nach hinten 
verschoben hätten. Nach Ablauf der Aufbe-
wahrungsfrist sollten aus finanziellen Grün-
den die Bestände möglichst zügig an die 
Endarchive übergeben werden. Im Nach-
hinein ist diese Position aus Sicht der BvS 
verständlich. Allein in Brandenburg wa-
ren ca. 450 Betriebsbestände zuzuordnen 
und zu bewerten, 82 Prozent zentral- und 
bezirksgeleitete Betriebe und 18 Prozent 
kreisgeleitete Betriebe. Endarchive konn-
ten das BLHA oder Kreisarchive sein. Be-
teiligt waren neben dem BLHA 14 Kreis-
archive und drei Archive kreisfreier Städte, 
was einen immensen Aufwand bedeutete. 
Eine Übergabe der Akten des VEB Maschi-
nenbau „Karl Marx“ an das BLHA konnte 
2004 noch nicht erfolgen. 1999 hatte mit 

der Löschung der Firma die zehnjährige 
Aufbewahrungspflicht der jüngsten Ak-
ten begonnen, und aus organisatorischen 
Gründen wünschten generell beide Seiten 
keine Übergaben in mehreren Teilen.

Zum 1. Juli 2007 endete der Vertrag 
der BvS mit der DISOS GmbH zur Füh-
rung der Archivdepots. Nach einer Aus-
schreibung erhielt die Rhenus GmbH 
den Zuschlag. Sie führte die Archivdepots 
aller neuen Bundesländer in Großbeeren 
bei Berlin zusammen. Leider klappte der 
Wechsel vom einem zum anderen Dienst-
leister nicht wie erwartet. Da den Endar-
chiven die Listen über die in den Archiv-
depots eingelagerten Akten nur peu à peu 
zur Bewertung angeboten worden waren, 
also in den Teilschritten, wie der Liquidator 
sie ins Archivdepot gegeben hatte, ließ sich 
nur selten mit Gewissheit feststellen, ob tat-
sächlich alle Listen die Bewertung durch-
laufen hatten. Deshalb wurde 2010 nach 
Beratungen der Landesarchive der neuen 
Bundesländer, der BvS und der Rhenus 
GmbH entschieden, sicherheitshalber alle 
Listen nochmals den Endarchiven vorzule-

gen. Das bedeutete für sie doppelte Arbeit. 
Diese hatte dennoch einen großen Vorteil. 
Endlich war exakt feststellbar, welche Be-
triebe in Liquidation gegangen waren, und 
vor allem, in welchem Umfang und mit 
welchen Inhalten Akten überliefert waren. 
 Im BLHA war der vorhandene Bestand 
Rep. 505 VEB Maschinenbau „Karl Marx“ 
Babelsberg 2006 erschlossen worden, so-
dass mit der Bewertung 2010 Überliefe-
rungslücken fachkundig (auf dem Papier) 
geschlossen werden konnten. Die vorge-
schriebenen zehn Jahre Aufbewahrungsfrist 
nach Löschung aus dem Handelsregister im 
Jahr 1999 sind zwar längst verstrichen, die 
BvS sperrt jedoch die Akten weiterhin, da 
sie für juristische Klärungen benötigt wer-
den (Stand Anfang 2019). Etwa 15-20 lfm 
Akten werden noch erwartet.

Das BLHA hatte Akten von 33 im Ar-
chivdepot eingelagerten Betriebsbeständen 
als archivwürdig bewertet, fast ausschließ-
lich als Ergänzung bereits vorhandener 
Überlieferungen. Insgesamt 31 Bestände 
konnten in den Jahren 2014, 2016 und 
2018 übernommen werden. Die Gesamt-
überlieferung der volkseigenen Wirtschaft 
stieg auf 3.300 lfm. Neben den erwähnten 
Akten des VEB Maschinenbau „Karl Marx“ 
sind die des VEB Schwermaschinenbau 
Lauchhammer noch nicht übergeben wor-
den, da er aus dem Handelsregister erst 
2009 gelöscht wurde. Mit der Übernahme 
der Akten ist für 2020 zu rechnen.

Wer hätte 1990 gedacht, wie aufwän-
dig, langwierig und kleinteilig der Bewer-
tungs- und Übernahmeprozess werden 
würde?! Dabei bildet der VEB Maschinen-
bau „Karl Marx“ nur einen Mosaikstein 
im Gesamtverfahren zur Sicherung des Ar-
chivgutes Volkseigener Betriebe. Der vor-
liegende Artikel hätte auch anders lauten 
können: Es ist der 25. August 1991. Einer 
der verbliebenen Mitarbeiter des (ebenfalls 
abgabepflichtigen) VEB Elektronische Bau-
elemente Teltow meldet sich telefonisch. 
Das Gelände sei von einer Immobilien-
firma gekauft worden. Er habe bereits das 
Archiv des Betriebes aufgelöst. Es seien aber 
noch einige Kartons mit der Bezeichnung 
„Staatsarchiv Potsdam“ vorhanden. Könn-
te das etwas mit Ihnen zu tun haben? Am 
nächsten Tag fährt eine Archivarin nach 
Teltow. Dort lagern tatsächlich nur noch 
die mit Findkartei für die Übergabe vor-
bereiten die neun lfm Akten. Bereits am 
27.  August werden die Akten ins BLHA ge-
bracht. Das Betriebsarchiv ist leer.

Dankesbrief für den Kindertag 1982. Aus dem Brigadetagebuch der Brigade Ersatzteil-
fertigung „Hans Baumgarten“  BLHA, Rep. 505 VEB Maschinenbau „Karl Marx“  
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Einwohnerentwicklung in ausgewählten Städten in Brandenburg aus dem Jahr 2000 mit einer Entwicklungsprognose bis 2010  BLHA, Rep. 2000 Nr. 827

Beseitigung des Wohnungs-
leerstands in Cottbus am Anfang 
des 21. Jahrhunderts 
Kommunale Themen in Ministerialakten 
des Landes Brandenburg
Von Anne Mauch 

Wer in Potsdam oder im „Speckgürtel“ um 
Berlin herum wohnt, sieht sich vor allem 
mit den Begriffen Wohnraummangel und 
Wohnungsnot konfrontiert. Jenseits dieses 
Ballungsraums ist jedoch der Wohnungs-
leerstand in vielen Städten und Gemeinden 
Brandenburgs bis heute allgegenwärtig. Seit 
den 1990er Jahren gingen viele Menschen 
aus Dörfern und Städten weg. Sie zogen 
in andere Bundesländer oder in die Nähe 
Berlins. Zusätzlich wurden immer weniger 
Kinder geboren, so dass der Bedarf nach 
Wohnraum auch dadurch sank.

Die Menschen, die in ihrer Region blieben, 
zogen in sanierte Mietwohnungen, kauften 
Eigentumswohnungen oder bauten Einfa-
milienhäuser. 

Die Überlieferung des Brandenbur gi-
schen Landeshauptarchivs ab 1990
Wer mit der Zuständigkeit des Branden-
burgischen Landeshauptarchivs (BLHA) 
vertraut ist, wundert sich vielleicht, warum 
ich ein kommunales Thema in den Vorder-
grund meines Aufsatzes stelle und explizit 
die Stadt Cottbus zu dessen Gegenstand 

mache, obwohl das BLHA als staatliches Ar-
chiv für die Landesbehörden zuständig ist. 
 Jeder Einzelne von uns erlebt Woh-
nungsbau und Wohnungsleerstand wohl 
zunächst auf kommunaler Ebene, doch bei 
einem solch gesellschaftlich bedeutenden 
Zustand wie dem flächendeckenden Woh-
nungsleerstand in Städten und Gemeinden 
verzahnen sich die Verwaltungsebenen von 
Kommune, Land und Bund. Aus diesem 
Grund sind in den Ministerialakten auch 
immer wieder Inhalte zu einzelnen Kom-
munen oder Regionen zu finden. Da das 
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BLHA bei der Überlieferungsbildung, d. h. 
der Auswahl der archivwürdigen Unter-
lagen, das gesamte Land Brandenburg im 
Fokus hat, werden regionale oder kommu-
nale Themen nur in Auswahl als archivwür-
dig bewertet. Aus diesem Grund wird man 
Archivgut  zu vielen verschiedenen Städten 
und Kreisen im BLHA finden. Diese Un-
terlagen werden sich aber immer nur auf 
einzelne Ereignisse, Planungen oder Pro-
jekte, die von gesellschaftlicher, politischer, 
wirtschaftlicher oder wissenschaftlicher 
Bedeutung für das gesamte Land Bran-

denburg waren, beziehen. Die kommuna-
le Überlieferung, also alle archivwürdigen 
Unterlagen, die in Zuständigkeit einer 
Stadt oder eines Kreises entstanden sind, 
sind in den einzelnen Kommunalarchiven 
zu suchen. 

Im Folgenden möchte ich einen Ein-
druck davon vermitteln, wie vielfältig 
Archivgut sein kann und dass man ein zu-
nächst rein kommunal erscheinendes The-
ma auch von einer anderen Verwaltungs-
ebene aus betrachten kann und so einen 
neuen Blickwinkel auf das Thema erhält. 

Modell der Neubausiedlung Sachsen-
dorf-Madlow um 1975   
BLHA, Rep. 801 RdB Ctb F D6

Interner Vermerk des Referats 22 zu Hand-
lungsebenen von Bund, Land und Kommune, 
25.01.2001  BLHA, Rep. 2000 MIL Nr. 902. 
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Ich möchte außerdem den Sinn für die 
Zuständigkeit von Verwaltungen und die 
Aussagekraft der Verwaltungsunterlagen als 
geeignete Quellen für Forschungsvorhaben 
schärfen. Die dargestellten Inhalte wurden 
allein aus der staatlichen Überlieferung des 
für Stadtentwicklung und Wohnungsbau 
zuständigen Ministeriums zusammenge-
tragen. Die eingesehenen Unterlagen ent-
standen überwiegend zwischen 2000 und 
2004, lediglich einzelne Abbildungen sind 
anderen Datums. 

Bekämpfung des Wohnungsleer stan-
des durch Bund, Land und Kommunen
Seit 1990 stieg in Brandenburg und auch 
in den anderen (damals) neuen Bundeslän-
dern die Anzahl leerstehender Wohnungen 
stetig an. Der flächendeckende Leerstand 
wurde als länderübergreifendes Problem er-
kannt. 2002 startete deshalb das von Bund 
und Ländern aufgelegte Förderprogramm 
Stadtumbau Ost, das bis heute unter dem 
Namen Stadtumbau fortbesteht. Dessen 

Zielsetzung benennt die Verbesserung und 
nachhaltige Sicherung von Lebens- und 
Wohnqualität und die Stärkung von Städ-
ten und Gemeinden als Wirtschaftsstand-
ort. Um dieses Ziel zu erreichen, stellen der 
Bund und die Länder auf Grundlage der 
Verwaltungsvereinbarung Städtebauförde-
rung jeweils zur Hälfte finanzielle Mittel 
bereit, die unter bestimmten Voraussetzun-
gen von einer Kommune beim Land bean-
tragt werden können. Die Kommune muss 
keine eigenen Finanzmittel für den Rück-
bau aufbringen.

In der Anfangsphase eines neuen För-
derprogramms fehlt es allen Beteiligten 
noch an Erfahrungen, wie für seine Pla-
nung und Umsetzung zu verfahren ist. 
Daher startet das Land in solchen Fällen 
Pilotprojekte. Für das Förderprogramm 
Stadtumbau Ost wählte das Land Branden-
burg einzelne Pilotstädte aus, mit denen in 
gemeinsamen Arbeitsgruppen die Planung 
und Umsetzung des Vorhabens erarbeitet 
wurden. 

Zu den brandenburgischen  Pilotstädten 
gehörte die Stadt Cottbus. Dort gab es in 
einzelnen Wohngebieten einen im Landes-
vergleich hohen Wohnungsleerstand, der  
in der stark gesunkenen Einwohnerzahl 
begründet war. Allein von 1990 bis 2000 
sank sie um rund 20.000 (siehe Diagramm 
auf S. 101). Die Gründe für den Einwoh-
nerschwund  liegen einerseits im Wegzug, 
bedingt durch einen wachsenden Rückgang 
an Arbeitsplätzen, andererseits im demo-
graphischen Wandel. Diese Bevölkerungs-
entwicklung steht im starken Kontrast zu 
der stetig steigenden Einwohnerzahl, die 
Cottbus zwischen 1950 und 1990 zu ver-
zeichnen hatte. Sie war auf Grund der gu-
ten wirtschaftlichen Voraussetzungen seit 
den 1950er Jahren von damals ca. 70.000 
auf rund 130.000 zum Ende der 1980er 
Jahre rasant angestiegen. Braunkohle-
tagebau, Bauwesen, Textil-, Möbel- und 
Nahrungsmittelindustrie boten zahlreiche 
Arbeitsplätze, die Cottbus viele neue Ein-
wohner bescherten. 
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Karte der Ausgangsbedingungen zum Umbau 
der Stadt Cottbus, September 2001   
BLHA, Rep. 2000 MIL Nr. 1186

Entsprechend der hohen Anzahl an Neu-
bürgern war der Bedarf an Wohnungen 
groß. So entstand am südlichen Rand 
der Stadt ein riesiges Neubaugebiet. Zwi-
schen 1974 und 1986 wurden in Sachsen-
dorf-Madlow 12.000 Wohnungen auf einer 
Fläche von ca. 130 Hektar für die Beschäf-
tigten des Kraftwerks Jänschwalde und des 
Braunkohlekombinats Cottbus errichtet.

Nach 1990 änderte sich die Nachfra-
ge nach Wohnungen schlagartig, da viele 
Arbeitsplätze verloren gingen und infolge-
dessen die Bewohner wegzogen. Dieser Zu-
stand betraf nicht nur die Neubaugebiete, 
sondern die gesamte Stadtfläche. Der Sa-
nierungsbedarf war riesig, und so legten der 
Bund und die Länder zahlreiche Förder-
programme zur Sanierung von Altbauten, 
zur Stärkung der Innenstädte und zur Um-
gestaltung oder Aufwertung strukturschwa-
cher Stadtteile auf. Cottbus beteiligte sich 
bereits seit den späten 1990er Jahren an 
verschiedenen Programmen. Für die Pilo-
tierung des Förderprogramms Stadtumbau 
Ost legte den Schwerpunkt auf den Abriss 
leer stehender Wohnungen im Neubauge-
biet Sachsendorf-Madlow. Die Karte weist 
diesen Stadtteil mittig im unteren Teil als 
blau umrahmtes Gebiet aus.

Der Wegzug aus diesem Neubaugebiet 
war so groß, dass zeitweise 45 Prozent der 
dortigen Wohnungen leer standen. Um das 
Wohngebiet in Stadtrandlage zu einem in-
tegrierten Stadtteil zu entwickeln, plante 
Cottbus, auf der einen Seite vorhandenen 
Wohnraum zu erhalten und aufzuwerten 
und auf der anderen Seite durch Teilabris-
se das Neubaugebiet mit mehr Freiflächen 
zwischen den einzelnen Wohnblöcken 
umzugestalten. Konkret bedeuteten die-
se Teilabrisse, dass nicht nur leerstehende, 
sondern auch bewohnte Wohnungen abge-
rissen wurden, wenn deren Instandsetzung 
auf Grund eines jahrelangen Renovierungs-
staus den Eigentümern nicht wirtschaftlich 
erschien. Dies führte zu Beschwerden und 
Widerständen der Mieter.

Neben dem Abriss führte aber auch 
der Wohnungsleerstand zur Unzufrieden-
heit der noch ansässigen Mieter, da anste-
hende Sanierungen ausblieben und sich 
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außerdem die Versorgungslage im Stadt-
teil verschlechterte. Einzelhändlern und 
Dienstleistern fehlten die Kunden, so dass 
Geschäfte schließen mussten. Die fehlen-
de Infrastruktur an Einkaufsmöglichkeiten 
machte das Wohngebiet für potenzielle 
Mieter zunehmend unattraktiv. So stieg in 
diesen Gebieten der Anteil gering verdie-
nender Neumieter, für die die niedrigen 
Mieten in den größtenteils leerstehenden 
Wohnkomplexen erschwinglich waren. 
Neben der schlechteren Versorgung mit 
Einkaufsmöglichkeiten, Dienstleistern und 
Ärzten veränderte sich durch den Leer-
stand auch die soziale Zusammensetzung  
der Stadtteile. 

Der massenhafte Wohnungsleerstand ver-
änderte aber nicht nur das soziale Umfeld 
und die Versorgungssituation der Mieter, er 
hatte auch Auswirkungen auf die finanziel-
le Situation der Vermieter. 1998 gehörten  
in Cottbus 66,1 Prozent aller Wohnungen 
Wohnungsunternehmen, die im Verband 
der Berlin-Brandenburgischen Wohnungs-
unternehmen (BBU) organisiert waren. 
Ende 2001 wiesen laut des Verbandes 53 
der insgesamt 221 im BBU organisierten 
Unternehmen einen Wohnungsleerstand 
von über 15 Prozent auf. 25 Prozent der 
Unternehmen hatten 20 Prozent Leerstand 
zu verzeichnen, und bei einzelnen lag dieser 
sogar über 30 Prozent. Das entsprach laut 
BBU einer Verdopplung der Leerstand-
quote im Land Brandenburg seit 1995. 
Die Wohnungsunternehmen waren durch 
fehlende Mieteinnahmen und Altkredite 
finanziell belastet. Gleichzeitig mussten sie 
die von der Stadt beschlossenen Gebäude-
abrisse vorbereiten und teilweise vorfinan-
zieren sowie betroffenen Mietern Ersatz-
wohnungen zur Verfügung stellen. 

Beantragung von Fördermitteln
Zur Bekämpfung des Wohnungsleerstandes 
ermöglichte es das Förderprogramm Stadt-
umbau Ost der Stadt Cottbus, finanzielle 
Mittel zu beantragen. Um einen derarti-
gen Antrag stellen zu können, musste die 
Stadt in Vorleistung gehen und Konzepte 
zur städtebaulichen Entwicklung und zum 
Stadtumbau vorlegen. Diese Konzepte 
wurden unter Beteiligung von Wohnungs-
eigentümern und Versorgungsunterneh-
men erstellt. In ihnen mussten u. a. stadt-
planerische, wohnungswirtschaftliche und 
soziale Aspekte berücksichtigt werden. Ge-
gebenenfalls sollten Planungen auch mit 
Gemeinden im Umland abgestimmt wer-
den. Aus den vorliegenden Ministerialakten 
wird deutlich, dass in diesen Überlegungen 
ein neues Denken der Stadtentwicklung 
zum Ausdruck kam. Sie enthielten eine 
neue inhaltliche Ausrichtung: Nun wurden 
nicht mehr die Erweiterung der Stadt und 
der Wohnungsneubau geplant, sondern der 
Abriss und die Umgestaltung vorhandenen 
Wohnraums und brach werdender Flächen. 
Der Stadtumbau setzte außerdem auf die 
Förderung der Akzeptanz und Umsetzungs-
bereitschaft bei beteiligten Unternehmen 
und auch bei der Bevölkerung. Die neuen 
Konzepte legten den Grundstein für eine 
Zusammenarbeit verschiedener Fachberei-
che in der Stadtentwicklung. Für die Stadt 
Cottbus bedeutete dies, dass sie verschie-
dene Akteure in ihre Planungen einbinden 

Titelblatt des Leitfadens für die Erarbeitung von Stadtumbaukonzepten, Februar 2001   
BlHA, Rep. 2000 MIL Nr. 902
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musste. In der Phase der Konzepterarbei-
tung ermittelte sie zunächst Ausgangsdaten 
und erarbeitete Entwicklungsperspektiven 
für ihre einzelnen Stadtteile, die in städte-
bauliche Planungen mündeten. Die Kon-
zepte enthielten dann Aussagen über die 
geplante Durchführung und die Finanzie-
rung zur Umsetzung der neu erarbeiteten 
städtebaulichen Entwicklung und stellten 
die Ziele und Maßnahmen im Fördergebiet 
schriftlich und grafisch dar. 

Da das Förderprogramm vollkommen 
neu war, mussten zunächst Konzepte sowie 
danach Hilfsmittel zum inhaltlichen und 
formalen Aufbau der Planungen und zur 
Prüfung der Förderanträge durch das Mi-
nisterium entwickelt werden. Hier dienten 
die Pilotstädte als Entwicklungspartner für 
Organisation, Planung und Umsetzung des 
Programms. Das Ministerium für Stadtent-
wicklung, Wohnen und Verkehr erarbeitete 
dann Leitfäden und Prüfungsrichtlinien für 
die Kommunen und auch für nachgeord-
nete Behörden, die mit der Umsetzung be-
traut waren.

2001 entstand der Leitfaden für die Er-
arbeitung kommunaler Entwicklungskon-
zepte zum Stadtumbau mit Förderanforde-
rungen, der den Kommunen als Hilfsmittel 
diente. Mit ihm bekamen sie ein Werkzeug 
an die Hand, das ihnen beim korrekten 
Aufbau der Stadtumbaukonzepte half. Den 
Förderantrag stellte die Stadt beim Landes-
amt für Bauen, Verkehr und Straßenwesen, 
das dem Ministerium nachgeordnet ist. 
Dort wurden die Anträge geprüft und be-
willigt oder aber abgelehnt. Da auch das 
Landesamt noch keine Erfahrungen mit 
diesem neuen Förderprogramm aufweisen 
konnte und eine transparente und einheit-
liche Prüfung der Anträge gewährleistet 
werden musste, stellte das Ministerium ihm 
2002 Kriterienkataloge und Prüflisten zur 
Tauglichkeit der Konzepte für die Vorbe-
reitung, Förderung und Durchführung von 
abzuleitenden Maßnahmen zum Stadtum-
bau zur Verfügung.

Nach der Antragsbewilligung durch das 
Landesamt, beispielsweise zugunsten des 
Abrisses von leerstehenden Wohnungen, 
wurden die bereitgestellten Fördermittel 
an die Stadt Cottbus ausgezahlt. Diese be-
auftragte nun nicht selbst ein Abrissunter-
nehmen, sondern gab das Geld an die 
Wohnungsunternehmen als Eigentümer 
weiter, damit diese den Abriss beauftragten. 
Dieses Verfahren wurde zwischen Stadt und 
Wohnungsunternehmen vertraglich ge-
regelt. Mit Fördermitteln des Bundes und 
des Landes Brandenburg wurden in Sach-

sendorf- Madlow bis Ende 2003 rund 2000 
Wohnungen abgerissen. Insgesamt rechnete 
das Ministerium 2004 mit einem Rückbau 
von insgesamt 8.800 Wohneinheiten in 
dem ehemaligen Neubaugebiet in Cottbus 
im ersten Förderzeitraum bis 2009. 

Forschen im Archiv
Während der Ballungsraum um Berlin 
immer mehr Menschen anzieht, bleibt 
der Wegzug aus den kleineren und größe-
ren Städten des berlinfernen Raums auch 
2019 ein aktuelles Thema. Das Land er-
kannte bereits in den 1990er Jahr, dass 
der flächendeckende Wohnungsleerstand 
nicht von den Kommunen allein bewäl-
tigt werden kann, und beteiligte sich mit 
finanziellen Mitteln, Beratung, Beteiligung 
und der Erarbeitung und Bereitstellung 
von Hilfsmitteln. Das BLHA dokumentiert 
auf Landesebene die Erarbeitung von Stra-
tegien, Konzepten und Richtlinien sowie 
die Durchführung von Pilotprojekten zur 
Planung der Maßnahmenumsetzung und 
archiviert auf diese Weise auch überregional 
bedeutende Themenbereiche der kommu-
nalen Ebene. 

Ich möchte alle Forscherinnen und 
Forscher einladen, die Themenvielfalt der 
brandenburgischen Landesgeschichte in 
den Akten des Brandenburgischen Landes-
hauptarchivs zu erkunden. Um einen in-
haltlichen Zugang zu den einzelnen Gegen-
ständen zu finden, ist es für Archivare und 
Nutzer von Archivgut besonders wichtig, 
nach allen beteiligten Behörden zu fragen, 
um eine möglichst umfangreiche und dif-
ferenzierte Quellengrundlage für das eigene 
Vorhaben ermitteln zu können. Es lohnt 
sich der Blick über den Tellerrand, um neue 
Perspektiven zu eröffnen! 
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Täglich grüßt das Murmeltier  
und mühsam ernährt sich  
das Eichhörnchen 
Übernahme von Gefangenenzeitungen aus den 
brandenburgischen Justizvollzugsanstalten
Von Christiane Elias

Was sich wohl eher nach drolliger Fauna 
anhört, ist eine sprichwörtliche, aber zu-
treffende Umschreibung für die Arbeit mit 
neuestem Schriftgut, lebenden Beständen 
und der Zusammenarbeit mit bestehen-
den Behörden. Archivgut ist nun einmal 
nicht nur das, was „übrig“ bleibt und in die 
Archive dauerhaft übernommen wird, son-
dern das, was ausgesprochen sorgfältig aus 
dem gesamten Schriftgut des Archivspren-
gels ausgewählt werden muss. Es soll einer 
nahen und fernen Zukunft vermitteln, 
was in der Vergangenheit entstanden ist 
und aus Sicht der Gegenwart als erhaltens-
wert eingeschätzt wurde. So obliegt es also  
dem Brandenburgischen Landeshauptar-
chiv, eine angemessene Auswahl von Unter-
lagen aus allen Behörden des Landes vorzu-
nehmen. Weiter heruntergebrochen und in 
diesem Beitrag beispielhaft dargestellt: aus 
sämtlichen Unterlagen, die in den Justiz-
vollzugsanstalten (JVA) des Landes Bran-
denburg entstanden sind. 

Zu den entstehenden Unterlagen der 
Justizvollzugsanstalten zählen zunächst 
selbstverständlich und ganz profan: Ver-
waltungsakten. Diese werden allgemein zu 
Betrieb und Funktion der Einrichtung ge-
führt. Die Unterlagen reichen von Haus-
haltsangelegenheiten über Berichterstattung 
an das Justizministerium bis hin zu Stel-
lungnahmen zu Gesetzesvorhaben. Dort 
schlagen sich aber auch interne Regelwerke 
wie Hausordnungen, Geschäftsverteilung, 
Dienstanweisungen oder Berichte über be-
sondere Vorkommnisse nieder. Zur Unter-
stützung des Tagesablaufes fällt außerdem 
sogenanntes Buchwerk an. Es handelt sich 
um leere Formulare in Buchform, die mit 

gewissenhaften Eintragungen von Tätigkei-
ten, Kennzahlen oder Namen stetig gefüllt 
werden. Hier seien beispielhaft Außen- und 
Innenpfortenbücher, Tätigkeitsbücher auf 
den Stationen, Gefangenenbücher, Bele-
gungsbücher oder Haftraumkontrollbücher 
genannt. Informationstechnische Entwick-
lungen der letzten Jahre und eine zuneh-
mende Digitalisierung des Vollzugsalltags 
bedingen, dass inzwischen viele dieser An-
gaben in Datenbanken miteinander ver-
knüpft werden. „Das Buchwerk“ in seiner 
ursprünglichen Form und seinen Ausprä-
gungen existiert daher gegenwärtig nicht 
mehr. Eine weitere zentrale Schriftgutgrup-
pe der Justizvollzugsanstalten stellen die 
Gefangenenpersonalakten dar, die – ganz 
wie die Bezeichnung nahe legt – alle voll-
zugsrelevanten Informationen eines jeden 
Gefangenen enthalten, sei es im geschlos-
senen oder offenen Vollzug, während der 
Untersuchungs- oder der Strafhaft.

Anhand des aus dieser Fülle von Unter-
lagen nach archivischen Gesichtspunkten 
ausgewählten Archivgutes lassen sich be-
reits dauerhaft zumindest belastbare Aus-
sagen über Funktionsweise, Ausstattung, 
Auslastung und Haftalltag treffen. Über 
den Vollzugsalltag und die Situation der 
Strafgefangenen geben die Gefangenenper-
sonalakten Auskunft, insbesondere aber die 
Teilhefte über Anträge und Beschwerden. 
Neben originär dienstlichem Schriftgut 
können jedoch auch andere Quellen wei-
terer Behörden über den Justizvollzug aus-
sagekräftig sein. Schriftgut des für Justiz zu-
ständigen Ministeriums als übergeordnete 
Behörde ist hierbei besonders zu beachten – 
werden doch grundlegende Vorgaben zen-

tral erarbeitet und deren Kennzahlen zur 
Umsetzung ebenso zentral erhoben. Und 
nicht nur im Umfeld der Justizbehörden 
finden sich Unterlagen über Gefangene: An 
den Petitionsausschuss des Landtages Bran-
denburg können Gefangene der branden-
burgischen Justizvollzugsanstalten Petitio-
nen richten, welche überwiegend alltägliche 
Zustände im Justizvollzug aus Sicht der Be-
troffenen darstellen. So waren in den Jah-
ren 2008 bis 2017 immerhin zwischen fünf 
und zehn Prozent aller eingegangen Petitio-
nen im Sachgebiet Justizvollzug zu verorten 
(im Jahr 2017: 6,6 Prozent aller Petitionen, 
im Jahr 2016: 10,7 Prozent, im Jahr 2015: 
8,8 Prozent, im Jahr 2014: 8,6 Prozent, im 
Jahr 2012: 5,2 Prozent, im Jahr 2011: 5,2 
Prozent, im Jahr 2010: 9 Prozent, im Jahr 
2009: 10 Prozent und im Jahr 2008: 9,1 
Prozent).

Der Blick auf eine Personengruppe aus 
Sicht der Behörden ist naturgemäß einge-
schränkt und immer im Zusammenhang 
des „Verwaltungsvollzugs“ entstanden. Es 
werden grundsätzlich nur Ausschnitte einer 
Lebenswirklichkeit sichtbar und in den 
Unterlagen überliefert. 

Blick über den Tellerrand 
Außerhalb der Vollzugsverwaltung und 
doch innerhalb des Justizvollzugs kann man 
tatsächlich noch eine weitere Kategorie von 
Schriftgut entdecken: die Gefangenenzei-
tung – ein Druckerzeugnis, das in verschie-
denen Auflagenstärken von Gefangenen für 
Gefangene der Vollzugsanstalt (und andere 
Interessierte) hergestellt wird. Sie erhebt 
den Anspruch, über interne Abläufe zu in-
formieren, vollzugsrelevante Informationen 
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aus anderen Quellen weiterzugeben und 
von den Bediensteten und Anstaltsleitern 
als Anregung für Veränderungen gelesen zu 
werden.

Auch wenn die Herausgabe einer Zei-
tung Initiative und Bereitschaft der Ge-
fangenen erfordert, so zählt die Unterstüt-
zung eines solchen Vorhabens seitens der 
Anstaltsleitung zum Aufgabenbereich des 
Strafvollzuges, nämlich in den Bereich der 
Freizeitgestaltung als Stütze der Resozia-
lisierung. Diese besteht u. a. in der Förde-
rung von sportlichen oder kulturellen Frei-
zeitbeschäftigungen und der Organisation 
von Veranstaltungen für Insassen. So sehen 
es das Strafvollzugsgesetz des Bundes von 
1976 und das noch junge Brandenburgi-
sche Justizvollzugsgesetz von 2013 vor.

Wie bei vielen Druckerzeugnissen, die 
eine von vornherein begrenzte Leserschaft 
haben und nur über einen eingeschränk-
ten Zeitraum in einer geringen Anzahl 
verfügbar sind, gibt es auch in diesem Be-
reich Vereine und Einzelpersonen, die sich 
jener Literaturgattung verschrieben haben 
und sie als wertvolle Quelle herausstellen. 
Vergleichbar sind Flugblätter von Protest-
bewegungen, einfaches Werbematerial oder 
Plakate von Initiativen – ihre Quellengat-
tung lässt sich wohl eher im Bereich der 
„Überreste“ einordnen. Sie gehören damit 
zu jenen Unterlagen, die wiederum einen 
sehr eingeschränkten Blick auf eine Lebens-
wirklichkeit zulassen, und sind unbedingt 
mit anderen Informationen zu unterfüt-
tern. Um der vergleichenden Forschung 
jedoch überhaupt eine Quellengrundlage 
bieten zu können, ist die Sammlung mög-
lichst vieler Exemplare solcher Zeitungen 
Voraussetzung. 

Auf Abwegen: Aktives Sammeln  
im Archiv
Da die überwiegende Arbeit des Archivars 
darin besteht, aus dem anfallenden Schrift-
gut die „Quintessenz des Verwaltungshan-
delns“ zu filtern und ausreichende Quellen 
in angemessener Qualität und Quantität zu 
sichern, ist die Anlage von möglichst voll-
ständigen Sammlungen keine häufige Be-
schäftigung. Sammlungsgut zu beschaffen 
ist landesarchivrechtlich gesehen zwar eine 
Pflichtaufgabe, aber genauer betrachtet 
doch eher Luxus. Dabei sind nicht nur Un-
terlagen vollkommen anderer sogenannter 
Schriftgutproduzenten außerhalb der ge-
setzlichen Zuständigkeit gemeint wie z. B. 
Nachlässe von Personen der Zeitgeschichte, 
sondern auch Unterlagen, die innerhalb 
einer Behörde ansonsten anfallen und nicht 

in Erfüllung einer dienstlichen Aufgabe er-
stellt wurden. In der Regel sind Zeugnisse 
wie Chroniken oder Fotos interner Ver-
anstaltungen keineswegs anbietungspflich-
tig, können aber doch durchaus wertvol-
le Quellen sein. Sie zu erfassen erfordert 
mitunter einen kaum leistbaren Aufwand, 
wenn die Sachaufgabe in der Betreuung 
mehrerer Behörden, kontinuierlicher Über-
nahme von Unterlagen, schriftlicher Aus-
kunftserteilung, persönlicher Beratung von 
Benutzern und archivarischer Aufarbeitung 
der übernommenen Unterlagen liegt.

Als die Verfasserin ca. 2012 auf dieses doch 
sehr spezielle Schriftgut aufmerksam wur-
de, stellte sie schon bald fest, dass Fachli-
teratur existierte und Spezialsammlungen 
betrieben werden. Hier sei die Dokumen-
tationsstelle Gefangenenliteratur genannt, 
die von Prof. Dr. Helmut H. Koch gelei-
tet wurde. Bis zu seinem Eintritt in den 
Ruhestand wurde die Sammlung von Ge-
fangenenzeitungen an der Westfälischen 
Wilhelms-Universität Münster (Institut für 
Deutsche Sprache und Literatur und ihre 
Didaktik, später Germanistisches Institut, 
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Abteilung Didaktik der deutschen Sprache 
und Literatur) aktiv betrieben und kann 
mit Exemplaren ab 1986 aus dem gesam-
ten Bundesgebiet beeindrucken. Einige 
Anschreiben dieser Dokumentationsstelle 
mit der Bitte um Übersendung von Exem-
plaren konnten bei Aktendurchsichten in 
den Unterlagen der Justizvollzugsanstalten 
gefunden werden. Im Jahr 2008 erfolg-
te die Übergabe der gesamten Sammlung 
durch den ausscheidenden Professor Koch 
an das Bundesarchiv. Die Angaben der 
übernommenen einzelnen Ausgaben sind 
in der Internet-Bibliotheksdatenbank öf-
fentlich einsehbar: Offensichtlich ist seiner 
Bitte nach lückenloser Übersendung durch 
die Vollzugsanstalten entsprochen worden, 
denn übergeben wurden tatsächlich zahlrei-
che Zeitungen aus den brandenburgischen 
Anstalten – von ihrer Entstehung an bis 
zum Abschluss seiner Sammlungstätigkeit. 
Auch das von Prof. Dr. Johannes Feest ge-
leitete Strafvollzugsarchiv der Universität 
Bremen, das seit 2012 von der Fachhoch-
schule Dortmund, Fachbereich Angewand-
te Sozialwissenschaften, fortgeführt wird, 
verfügt über eine große Anzahl von Gefan-
genenzeitungen. In ihrer Dissertation mit 
dem Titel „Hinter Schloss und Riegel“ über 
Gefangenenzeitungen in Nordrhein-West-
falen und Brandenburg konstatiert Anja 
Vomberg, dass – abgesehen von der damals 
noch aktuell betriebenen Sammlung Pro-
fessor Kochs – die Überlieferungslage eher 
schwierig sei. Bereits im Jahr 2000 (und 
damit ganz nah am Erscheinungsdatum 
der in Rede stehenden Erzeugnisse) – wa-
ren diese weder in öffentlichen Bibliothe-
ken noch bei den Justizministerien oder 
den Zeitungsredaktionen vollständig und 
in Serie aufzufinden. Was die Gefangenen-
zeitung der JVA Brandenburg a. d. Havel 
betrifft, ist der Verbreitungsgrad wesentlich 
höher, sodass auch die Stadt- und Landes-
bibliothek Potsdam mit einer vollständigen 
Serie aufwarten kann und sogar die Inhalts-
verzeichnisse auf dem Dokumentenserver 
„BrandenburgDok“ verfügbar macht.

Ohne andere Institutionen für die 
Überlieferung von Gefangenenzeitungen 
des Landes benennen zu können, verfolgte 
die Verfasserin den Sammlungsansatz wei-
ter. Davor war die Anbietung gewöhnlicher 
Verwaltungsakten aus den Justizvollzugs-
anstalten gerade erst ins Rollen gekommen, 
und es mussten viele Aktenverzeichnisse 
durchgesehen und etliche Akten gesichtet 
werden – vor Ort in der JVA oder im Büro 
am PC. Hin und wieder fand ein Exemp-
lar einer Gefangenzeitung auch Eingang 

in Verwaltungsakten der Vollzugsanstalten, 
z. B. im Zusammenhang mit einer Ge-
nehmigung oder der Zusammenarbeit mit 
der Redaktion. Es erfolgte naturgemäß der 
Versuch, mehr über die Verbreitung her-
auszufinden und vielleicht Restexemplare 
zu sichern. Durch E-Mail-Anfragen und 
Telefonate mit bereits bekannten Bediens-
teten der Justizvollzugsanstalten konnten 
schnell erste Erfolge erzielt werden. Diese 
wiederum fragten auch im eigenen Hause 
nach und vermittelten Ansprechpartner. 
Waren die ehemals herausgebenden Voll-
zugsanstalten bereits geschlossen, konnten 
nur langjährig Bedienstete angesprochen 
werden. In einem Fall wurde noch ein ein-
ziges Restexemplar aus der einstigen JVA 
Schwarze Pumpe vom Geschäftsleiter der 
JVA Luckau-Duben aus der Außenstelle 
in Spremberg „aufgetrieben“ und dankend 
übernommen. Und doch steht bei den 
zahlreichen Bemühungen eine Unwägbar-
keit im Vordergrund: Kann man eine voll-
ständige Sammlung überhaupt bekommen? 
Es bleibt nur: zeitnah anfordern, nach-
haken und hoffen, dass mehr Originale 
auch lange nach ihrem Erscheinen den 
Weg ins Archiv finden. Eine rechtzeitige 
Sicherung ist praktisch undenkbar, wenn 
keine vertrauensvolle Zusammenarbeit be-
steht. Dazu ist ein kontinuierlicher Kon-
takt zwischen Archiv und Behörden not-
wendig: Eher ungewöhnliche Anfragen 
wie in diesem Fall die Erkundigung nach 
Restexemplaren von Gefangenenzeitun-
gen werden so nicht gleich abgetan oder 
verworfen (im Sinne: „Ham‘ wa nich“). 
Auch wenn Behörden umgebildet oder ge-
schlossen werden, ist von einer tendenziell 
höheren Bereitschaft zur Abgabe lang ge-
hüteter Sammlungen auszugehen. Genauso 
geschehen ist es bei der damals bevorste-
henden Schließung der Justizvollzugsanstalt 
Frankfurt (Oder), die bereits nicht mehr 
eigenständig, sondern nur noch als Außen-
stelle der Justizvollzugsanstalt Cottbus-Dis-
senchen firmierte. Vorausgegangen waren 
eine jahrelange Zusammenarbeit und kon-
tinuierliche Übernahmen von Altschriftgut. 
Von dort konnte noch während der Um-
zugsmaßnahmen die komplette Sammlung 
von Gefangenenzeitungen gesichert und 
übernommen werden – knapp bevor sie in 
der Kassationstonne gelandet wären.

Gefangenenzeitungen aufgeschlagen
Doch was findet man eigentlich in diesen 
Druckerzeugnissen, das sie außergewöhn-
lich macht? Neben Ausschnitten von Zei-
tungsartikeln der allgemeinen Tagespresse 

werden auch Gesetzestexte und juristische 
Fachliteratur zusammengestellt. Das ist 
darin begründet, dass nicht viele Freiexem-
plare von Zeitungen und Zeitschriften für 
alle Gefängnisinsassen verfügbar sind, ge-
schweige denn Fachliteratur, die sich mit 
aktueller Rechtsprechung auseinandersetzt. 
Vor allem aber wenn die „eigene“ JVA in 
der Presse auftaucht, sollte die Leserschaft 
entsprechend informiert werden. Es finden 
sich mitunter Stellungnahmen der An-
staltsleitung, Interviews mit Bediensteten 
und Gefangenen sowie Erfahrungsberich-
te anderer mit der Anstalt verbundenen 
Personen. Auch Zusammenstellungen von 
Karikaturen, Bildwitzen und Rätseln neh-
men einen gewissen Raum ein. Die Leser 
werden stets eingeladen, selber Beiträge zu 
leisten; so finden sich in den meisten Aus-
gaben Leserbriefe, Gedichte oder Zeich-
nungen. Bei einer geringeren Auflage ent-
hält das Druckerzeugnis tendenziell mehr 
Informationen für den Vollzugsalltag, also 
Angaben zum Tagesablauf oder Angebote 
für die Freizeitgestaltung sowie Preislisten 
für die in der JVA zum Kauf angebotenen 
Waren des täglichen Bedarfs. Darüber hi-
naus finden sich auch – gerade im Hin-
blick auf den Resozialisierungsaspekt des 
Strafvollzugs – Anzeigen für die Zeit nach 
der Entlassung, z. B. Kontaktdaten von 
Strafverteidigern, Suchthilfeangebote oder 
Schuldnerberatungen. 

Mit der Übernahme jener Unterlagen 
allein ist keinerlei Wertung verbunden – 
weder eine Hervorhebung von Inhaftierten 
noch die damit einhergehende, nun über-
lieferte Kritik an der staatlichen Justizver-
waltung – es geht lediglich um eine man-
nigfaltige Quellenlage. Gerade die Strafe 
durch Freiheitsentzug als Sühne für gegen-
wärtig definierte Straftaten und Abschre-
ckung hat sicherlich mindestens zwei kon-
trastreiche Seiten.

Unsere Zeitung
Die einzige zum Zeitpunkt der Übernahme 
erster Gefangenenzeitungen in das BLHA 
noch aktiv betriebene Zeitung – und zu-
gleich auch die erste im Land Brandenburg 
– war die „UZ - Unsere Zeitung“ aus der 
JVA Brandenburg an der Havel. So nahm 
die Verfasserin über Umwege Kontakt mit 
dem Leiter Bildung und Freizeit auf. Er be-
richtete, dass es vor längerer Zeit ein inter-
nes Freizeitprojekt gab, in dem alle Zeitun-
gen „digitalisiert“ wurden – selbstredend 
mit der vorhandenen Technik in der JVA. 
So entstanden PDF-Dateien von jeder Aus-
gabe, die komplette Serie im Original ist in 
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der Anstaltsbibliothek verfügbar. Sodann 
folgte ein offizielles Abonnement durch 
das BLHA, um von jeder künftigen Ausga-
be ein Druckerzeugnis zu sichern. Auf die 
archivgesetzliche Ablieferungspflicht konn-
te hier schließlich nicht abgestellt werden. 
Überdies wurden sogar die vorhandenen 
Digitalisate dem BLHA auf mehreren CDs 
nach und nach zur Verfügung gestellt.

In der zweiten Ausgabe der neu ge-
gründeten Gefangenenzeitung in der 
Strafvollzugseinrichtung (später Justiz-
vollzugsanstalt) Brandenburg an der Havel 
wird die Situation der Strafgefangenen in 
der Umbruchszeit im August/September 
1990 deutlich: Die in der DDR verhäng-
ten Haftstrafen kamen auf den Prüfstand. 
So mussten sämtliche Strafakten Inhaf-
tierter auf der Grundlage des neuen Straf-
rechtsänderungsgesetzes darauf überprüft 
werden, ob die restliche Freiheitsstrafe zur 
Bewährung ausgesetzt werden konnte oder 
gar verkürzt bzw. erlassen werden musste. 
Es wurden verstärkt Forderungen aus den 
Reihen der Gefangenen an alle Beteiligten 
gerichtet, ihre derzeit verbüßten Haftstra-
fen beschleunigt zu prüfen, Amnestien zu 
erlassen oder die Bearbeitung von Gnaden-
gesuchen zu bearbeiten. In Brandenburg an 
der Havel kam es zu einem Protest, der die 
Aufmerksamkeit politischer Vertreter und 
überregionaler Presse auf sich zog. In der 
Gefangenenzeitung wurde die Erklärung 
von drei Gefangenen, die aus Protest in den 
Hungerstreik getreten waren, „aus erster 
Hand“ veröffentlicht.

Das Statut der Redaktionsgemeinschaft 
„unsere zeitung“, welches im Entwurf be-
reits im Dezember 1991 vorlag, sah die 
Organe Redaktionsstab, Redaktionsge-
meinschaft, Chefredakteur, nebenamtliche 
Redakteure und Redaktionskonferenz vor. 
Form, Inhalt und Gestaltung der Gefange-
nenzeitung werden von der Redaktionsge-
meinschaft bestimmt. Die Redaktionsgemein-
schaft trägt dafür Sorge, daß die jeweiligen 
Themen fair und sachlich abgehandelt wer-
den. Sie hält Kritik nur dann für berechtigt, 
wenn sie sich an Fakten hält und nicht in 
polemisierender Form geübt wird (BLHA, 
Rep. 1320 JVA Brandenburg a. d. H. Nr. 
407). Im Verlauf des jahrelangen Vertriebs 
und Herstellung der „UZ“ wurde das Lay-
out zunehmend professionalisiert und der 
Verbreitungsgrad erhöht, auch dadurch, 
dass die JVA Brandenburg a. d. H. eine 
eigene Druckerei unterhielt. Zunächst als 
Eigendruck bezeichnet und auf den Ko-
pierern der JVA im A5-Format mit einer 
wechselnden Auflagenhöhe von 400-700 

Exemplaren gefertigt, konnte diese Art der 
Vervielfältigung mit Umstellung auf das 
A4-Format nicht länger fortgeführt wer-
den. In der Ausgabe 11/96 mit einer Auf-
lage von 600 Exemplaren findet sich dann 
der Herstellungshinweis Justizdruckerei in 
der JVA Brandenburg. Ab dem Jahr 2006 
erfolgte der Druck fortwährend in der 
nun neu eingerichteten Druckerei der JVA 
 Luckau-Duben. So ist es in vielen Bundes-
ländern üblich, dass Druckerzeugnisse wie 
z. B. Aktendeckel, Formulare und andere 
Vordrucke der Verwaltung in landeseigenen 
JVA-Druckereien hergestellt werden. Nicht 
nur finanziell unterstützt wurde die Zei-
tung unter anderem von der Straffälligen- 
und AIDS-Hilfe HUMANITAS e. V. 

unsere zeitung, Ausgabe 2 [1990], 
 S. 6: Auf diese Seite…  BLHA, Rep. 1320 JVA 
Brandenburg a. d. H. Nr. 413
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Durchblick Ausgabe 11/96, Rückseite  

BLHA, Rep. 1320 JVA Frankfurt (Oder) Nr. 101

Durchblick
In der JVA Frankfurt (Oder) gab es ab 
1995 die Gefangenenzeitung „Durchblick“, 
also ungefähr ab der Wiedereröffnung und 
Inbetriebnahme der Anstalt nach umfang-
reichen Bauarbeiten. Es gab mehrere Jahr-
gänge aus Frankfurt (Oder), so umfasst 
die gesamte Serie sieben Jahrgänge bis zu 
ihrer Einstellung im Jahr 2001. Die Be-
sonderheit dieser Zeitung liegt darin, dass, 
bedingt durch die Grenzlage zu Polen, 
vergleichsweise mehr polnische Bürger als 
in den anderen Anstalten inhaftiert wa-
ren, weshalb die Beiträge zuweilen auch 
zweisprachig waren. Finanziell wurde sie 
durch den Verein URANIA e. V. Frankfurt 
(Oder) und ab der dritten Ausgabe vom 

Verband der Polen NADORZE e. V. Eisen-
hüttenstadt unterstützt.

Sicherlich großer Beliebtheit erfreuten 
sich die Zeichnungen des stellvertretenden 
Chefredakteurs „Dole“, der das Titelblatt 
gestaltete und viele Artikel mit seinen Ka-
rikaturen versah. So entwarf er auch die-
sen Spendenaufruf mit der ausdrücklichen 
Bitte an alle Bediensteten der Anstalt, die 
Zeitung auszugeben und bei der Verteilung 
mitzuwirken.

Gemäß Vollstreckungsplan des Landes 
Brandenburg war die JVA Frankfurt (Oder) 
für Untersuchungshaft von Jugendlichen, 
Heranwachsenden und Erwachsenen sowie 
für die Vollstreckung von Jugendstrafen, 
Zivilhaft und Strafarresten zuständig. Hin-
zu kamen Auslieferungs- und Durchliefe-
rungshaft im Landgerichtsbezirk Frankfurt 
(Oder). Besonders lange Haftstrafen wur-
den nicht in Frankfurt (Oder) vollstreckt. 
Diese Zuständigkeit änderte sich bis zur 
Schließung nicht grundlegend. Im Jahr 
2012 wurde die JVA Frankfurt (Oder) mit 
der JVA Cottbus-Dissenchen zusammen-
gelegt und zunächst als Außenstelle fort-
geführt, bis sie am 1. Dezember 2013 ge-
schlossen wurde.

Die teilweise Zweisprachigkeit der Ge-
fangenenzeitung „Durchblick“ gab wohl 
auch den Anstoß, eine eigene Deutsch-Pol-
nische Gefangenenzeitung zu etablieren. 
Als Gemeinschaftsprojekt der JVA Gor-
zów und der JVA Frankfurt (Oder) wurde 
die Zeitung „Kontakt / Kontakty“ heraus-
gegeben, deren eine Hälfte Titelblatt und 
Beiträge auf Deutsch enthält – wenn man 
sie einmal wendet und umdreht, die andere 
Hälfte auch wiederum Titelblatt und die-
selben Beiträge auf Polnisch eröffnet. Vor 
allem Gemeinsamkeiten und Unterschiede 
der Vollzugspraxis in den zwei benachbar-
ten Ländern werden beschrieben. Es sind 
allerdings nur drei Ausgaben überliefert, 
und es konnten keine Hinweise für weitere 
Ausgaben und damit eine längere Fortdauer 
gefunden werden.

In dieser „Kontakty“-Ausgabe be-
schreibt die Therapeutin Aneta Relich die 
Therapie von Suchtkranken in der polni-
schen JVA Gorzów Polen. 

Weitere Absichten
Neben den verwirklichten Vorhaben gab 
es in anderen Haftanstalten ebenfalls Be-
mühungen um eine Gefangenenzeitung. 
So wurde beispielsweise in der JVA Cott-
bus-Dissenchen ein Konzept beim Anstalts-
leiter im Jahr 2003 eingereicht, erarbeitet 
von einem Inhaftierten, der nach eigenen 
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Kontakt / Kontakty Ausgabe 1/2000, S. 9  
BLHA, Rep. 1320 JVA Frankfurt (Oder) Nr. 107

Angaben bereits 1990 am Aufbau der „UZ“ 
in der JVA Brandenburg und in anderen 
Redaktionen von Gefangenenzeitschriften 
mitgewirkt hatte. Seine Planungen lassen 
einen Einblick in die Idealvorstellung zu: 
So sah er drei feste Arbeitsplätze mit Be-
zahlung vor, nämlich einen Chefredakteur 
und zwei Redakteure, von denen einer die 
Rechnungsführung übernehmen sollte, 
sowie freie Mitarbeiter aus den Vollzugs-
häusern ohne Bezahlung. Überdies sollte 
für mindestens einen der hauptamtlichen 
Mitarbeiter ein vollzuglicher Lockerungs-
status gelten. Auch ein Arbeits- und Be-
sprechungsraum sowie die Möglichkeit zur 
Zusammenarbeit mit humanitären Insti-
tutionen gehörten zur Vorstellung. Veran-

schlagt wurde eine monatliche Auflage im 
Umfang von ca. 50 Seiten, die sich aus 20 
Seiten für Vollzugsgeschehen, zehn Seiten 
für rechtliche Fragen, fünf Seiten Sport und 
Kultur, drei Seiten Kirche, drei Seiten für 
Bekanntmachungen der Anstaltsleitung, 
zwei Seiten Rätsel und Aufgaben, sowie 
sieben Seiten zur freien Verfügung zusam-
mensetzen sollte. Die Herstellung einer 
geringen Auflage könne in der JVA über 
PC-Drucker erfolgen, bei entsprechender 
Auflagenhöhe in externen Druckereien, z. 
B. bei der JVA Brandenburg. Er führte dazu 
aus: Der Status einer Gefangenenzeitung 
muß auch im Hinblick auf die Akzeptanz der 
einer unzensierten und eigenverantwortlichen 
Zeitung von Gefangenen für Gefangene sein, 
um nicht in den Verdacht einer Alibifunktion 
zu geraten, und somit ein verfälschtes ein-
seitiges Bild zu liefern (BLHA, Rep. 1320 
JVA Cottbus-Dissenchen Nr. 197). Der 
Anstaltsleiter stand dem Vorhaben positiv 
gegenüber und wies auf eingehende Über-
legungen zu materiell-technischer Ausstat-
tung, personellen Regelungen und organi-
satorischen Abläufen hin. Unter anderem 
wegen einer vom Ministerium der Finan-
zen im Jahr 2002 verhängten allgemeinen 
Haushaltssperre, die 2003 verschärft wur-
de, wurde das Vorhaben zunächst nicht 
weiter verfolgt. So dürfen Gefangenenzei-
tungen laut Haushaltsordnung zwar durch 
Festlegung im jeweiligen Haushaltsplan 
und mit Ausnahmegenehmigung durch das 
Ministerium der Finanzen als Gegenstände 
von geringem Wert unentgeltlich an Drit-
te abgegeben werden (§ 63 Abs. 3 LHO - 
Landeshaushaltsordnung). Allerdings ist die 
Herstellung nur mit zusätzlichen Mitteln 
möglich, die über Spendengelder einge-
worben und mit landeseigenen Ressourcen 
unterstützt werden müssen.

Achtung Durchsage
In der für den Jugendstrafvollzug zustän-
digen JVA Wriezen etablierte sich eben-
falls schon 1997 eine Gefangenenzeitung. 
Zunächst unter dem Namen „UmBau“ 
folgte nach mehreren Pausen und Neube-
nennungen im Februar 2006 eine Neuauf-
lage unter dem Titel „Achtung Durchsage“ 
– inspiriert von einer wöchentlichen Pro-
bealarmübung, die mit ebenjenen Worten 
angekündigt wurde. Nach umfangreichen 
Baumaßnahmen und Wiedereröffnung der 
Anstalt im Jahr 2004 war das Vorhaben 
bereits in Angriff genommen worden. Der 
Jugendstrafvollzug soll auch während der 
Haft Schulpflichtigen einen Schulabschluss 
ermöglichen und Schulabgängern eine an-
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Achtung Durchsage 9. Ausgabe / Dezember 
2007, Titelseite  BLHA, Rep. 1320 JVA Wriezen 
Nr. 35

verfügt über lediglich ein Exemplar in ihrer 
Sammlung. Die Verfasserin fragte in der 
JVA Wriezen noch einmal im November 
2017 nach, ob es inzwischen eine Neuauf-
lage des Zeitungsprojektes gebe; es sei, so 
die Antwort, nur wenig Interesse bei den 
Gefangenen vorhanden.

Rückblick
Die vorerst letzte Ausgabe der „UZ“ ent-
hielt den dringenden Aufruf für die Be-
setzung der Stelle des Chefredakteurs. Das 
Grußwort verfasste Kuno Pagel, Sozialdia-
kon der Evangelischen Kirche in Branden-
burg (geb. 12. März 1956, gest. 31. Mai 
2016), der dem brandenburgischen Voll-
zug in besonderer Weise verbunden war. 
Die Redaktion der Gefangenenzeitung in 
der JVA Brandenburg a. d. H. hat nach 
der Vollzugslockerung des Chefredakteurs 
tatsächlich ihre Arbeit eingestellt, es konn-
te kein Nachfolger gefunden werden. Eine 
Anfrage im Dezember 2017 ergab, dass sich 
auch in der Zwischenzeit keine Neuaufla-
ge etabliert hatte und das Projekt der Ge-
fangenenzeitung solange pausiert, bis sich 
wieder Interessenten finden. Da der Voll-
streckungsplan des Landes Brandenburg 
ab 2005 so geändert wurde, dass die JVA 
in den Folgejahren als „Langstraferanstalt“ 
abgelöst wurde, wird die Besetzungsprob-
lematik verschärft. Bis zur umfangreichen 
Sanierung der in die Jahre gekommenen 
Hafthäuser war die JVA u. a. für die Voll-
streckung langer Haftstrafen von fünf Jah-
ren und länger an erwachsenen Männern 
für das gesamte Bundesland zuständig. 
Freiheitsstrafen von mehr als drei Jahren 
an erwachsenen Männern – und Frauen 
– werden seit 2011 ausschließlich in der 
2005 neu eröffneten JVA Luckau-Duben 
vollstreckt (siehe hierzu Vollstreckungsplä-
ne für das Land Brandenburg, v. a. der Teil: 
Einweisungsplan in der jeweils gültigen 
Fassung)

Brandenburgische Gefangenen-
zeitungen im Überblick
Während Brandenburg Mitte der 1990er 
Jahre noch eines der Neuen Bundesländer 
mit den meisten Gefangenenzeitungen war, 
kann gegenwärtig nicht ein einziger Titel 
nachgewiesen werden (wie Nachfragen in 
allen bestehenden Anstalten ergeben ha-
ben, von denen allerdings nicht alle beant-
wortet wurden). Damit könnte die in der 
JVA Brandenburg noch vor Inkrafttreten 
des Einigungsvertrags im Jahr 1990 konti-
nuierlich bis 2015 herausgebrachte „UZ“ 
die erste und (gegenwärtig) letzte Zeitung 

erkannte Berufsausbildung erlauben. Das 
Angebot an Qualifizierungsmaßnahmen 
und Beschäftigung ist daher breiter als im 
Erwachsenenvollzug gefächert. Eine Ge-
fangenenzeitung kann als Beschäftigungs-
maßnahme zum Verständnis von Parti-
zipation und Verantwortung beitragen. 
Entsprechend sind die Themen Freizeit-
gestaltung, Sport und Alltagsgeschehen im 
Vollzug vorwiegend in den Zeitungsaus-
gaben vertreten. Es finden sich Interviews 
mit Bediensteten, Insassen oder Ehrenamt-
lichen, Berichte über Veranstaltungen und 
Ausflüge, Rätsel, Witze und sogar Rezep-
te. Allerdings konnten nur wenige Rest-
exemplare gesichert werden, und sogar die 
Dokumentations stelle Gefangenenliteratur 
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Unsere Zeitung Ausgabe 1-2015, Seite 5   
BLHA, Rep. 1320 JVA Brandenburg a. d. H. 
Nr. 412 

im Land Brandenburg sein. Einige äußere 
Bedingungen begünstigen die Etablierung 
einer Zeitung, so kann eine kontinuier-
liche Redaktionsarbeit ggf. über mehrere 
Jahre hinweg vor allem in Vollzugsanstalten 
erfolgen, die laut Vollstreckungsplan für 
längere Haftstrafen im geschlossenen Voll-
zug zuständig sind. Zwar kann gemutmaßt 
werden, dass Digitalisierung und weltweite 
Vernetzung andere Kanäle für Informati-
onsaustausch und -beschaffung auch inner-
halb der Gefängnismauern eröffnet haben 
und eine Ursache für das Verschwinden 
der Zeitungen sind; dagegen ist jedoch zu 
halten, dass die Nutzung jener Medien im 
Vollzug streng kontrolliert und reglemen-
tiert wird. Sogar gegenläufige Entwick-
lungen von zunächst öffentlich zugänglich 
gemachten Präsenzen im Internet sind zu 
verzeichnen: Die „Zensierte Zeithainer Zei-
tung“ – Gefangenenzeitung der JVA Zeit-
hain (Sachsen) hat unlängst beschlossen, 
nur noch eine Printversion herauszugeben.

Als Arbeitshilfsmittel und in Auswer-
tung der bisher in Erfahrung gebrachten 
Angaben wurde für die brandenburgischen 
Gefangenenzeitungen eine Übersicht er-
stellt, die nach weiteren Erkenntnissen 
stetig fortgeführt wurde. Die gegenwärtige 
Verwaltungsstruktur wurde um bereits um-
gebildete Vorgängerbehörden ergänzt. Sie 
erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit 
(Übersicht auf S.114).

Informationen über eine bereits nicht 
mehr bestehende Zeitung sind nicht immer 
einfach zu erhalten und zu verifizieren. So 
konnten auch nur diejenigen Restexem-
plare übernommen werden, die entspre-
chend aufgefallen waren oder konkret er-
fragt werden konnten. Nachdem sämtliche 
Ansprechpartner befragt wurden und eine 
Übernahme aller zur Verfügung gestellten 
Exemplare in das BLHA erfolgte, kann 
nach dem größer werdenden zeitlichen 
Abstand davon ausgegangen werden, dass 
keine gezielte Akquise mehr möglich ist. 
Einige Zeitungen sind allerdings noch in 
Verwaltungsunterlagen zu erwarten. Die 
Altregistratur des Ministeriums der Justiz 
und für Europa und Verbraucherschutz, 
insbesondere der Abteilung III (Justizvoll-
zug, Soziale Dienste) wurde dahingehend 
gesichtet, ob eigene Sammlungen von Zei-
tungsausgaben angelegt wurden. Da tat-
sächlich Sammelablagen bei den entspre-
chenden Verwaltungsvorgängen vorhanden 
sind, werden von dort ebenfalls weitere 
Übernahmen erwartet – allerdings ebenso 
lückenhaft und unvollständig.

Während die Benutzung der Verwaltungs-
unterlagen aus den Justizvollzugsanstalten 
den üblichen Schutzfristen unterliegt und 
aufgrund überwiegend enthaltener per-
sonenbezogener Daten häufig noch aus-
schließlich dem Zweck der Forschung 
vorbehalten ist, können die „zur Veröffent-
lichung“ bestimmten Unterlagen bereits 
uneingeschränkt eingesehen werden.
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Justizvollzugsanstalt Neuruppin-Wulkow

Justizvollzugsanstalt Wriezen 

Jugendarrestanstalt Königs Wusterhausen 
(Schließung 2015)

Justizvollzugsanstalt Cottbus-Dissenchen

Justizvollzugsanstalt Cottbus (Umzug und 
Umbenennung 2002)

Justizvollzugsanstalt Spremberg
(vorher JVA Schwarze Pumpe bis etwa 1996, 
Umbildung zur Außenstelle 2005)

Justizvollzugsanstalt Potsdam
(Schließung 2001)

Justizvollzugsanstalt Königs Wusterhausen  
(Schließung 1997) 

Justizvollzugsanstalt Oranienburg
(Teilanstalt 2002, Schließung 2004) 

Justizvollzugsanstalt Neuruppin  
(Schließung 2001)

Justizvollzugsanstalt Prenzlau 
(Schließung 2001)

Justizvollzugsanstalt Luckau   
(Schließung 2005) 

Justizvollzugsanstalt Frankfurt/Oder  
(Schließung 2013)

„Unsere Zeitung“  Erstausgabe 1989, Auflage 
monatlich 300-600 Exemplare, vorerst letzte 
Ausgabe 2015, momentan eingestellt 

keine bekannt

„Flucht / Fluchtweg an die Öffentlichkeit“
Erstausgabe August 2003, Auflage zweimo-
natlich 150 Exemplare, eingestellt (gab es bis 
mindestens August 2006)

„UmBau“ Erstausgabe 1997 

„Gute Seiten, Schlechte Seiten“
 Erstausgabe 2004, Auflage 60 Exemplare

„Achtung“ / seit 2006 „Achtung Durchsage“, 
Auflage 100–200 Exemplare, eingestellt 

keine bekannt

„Impuls“  Erstausgabe 1990 (drei Ausgaben 
Juni, August, Oktober), 1991 eingestellt

„Die Säge“ Erstausgabe 1992, 1995 eingestellt

„Der Knacki“  Erstausgabe 1992

keine bekannt

„Knackpunkt“  Erstausgabe 1996, zehn  
Ausgaben pro Jahr, Auflage 100 Exemplare,  
bis 2002 nachweisbar 

keine bekannt

keine bekannt

„Durchblick“  Erstausgabe Dezember 1995, 
Auflage monatlich 250 Exemplare, etwa 2003 
eingestellt

„Kontakt / Kontakty - Erste deutsch- 
polnische Gefangenenzeitung JVA Gorzów 
und JVA Frankfurt (Oder)“  Erstausgabe 
2000, eingestellt
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Ein gehobener Schatz –
Die Siegelsammlung Max Zeisig 
(Rep. 104)
 Von André Stellmacher

Entstehungs- und Überlieferungs-
geschichte
Der am 24. September 1867 in Perleberg 
geborene Max Friedrich Daniel Zeisig be-
suchte als 19-Jähriger die Bayerische Aka-
demie der Wissenschaften in München, 
an der er sich zum Kunstmaler ausbilden 
ließ. Nach Perleberg zurückgekehrt, über-
nahm er in den 1890er Jahren das Foto-
atelier seines Vaters. Die Auftragslage war 
in dem prosperierenden Städtchen um die 
Jahrhundertwende günstig. Zeisigs Kunst-
fertigkeit sprach sich auch außerhalb der 
Mauern Perlebergs herum, denn landeswei-
te Bekanntheit erlangte er durch seine Fo-
tografien für die vom Brandenburgischen 
Provinzialverband herausgegebene und 
vom Provizialkonservator Theodor Goecke 
umgesetzte Reihe der „Kunstdenkmäler der 
Provinz Brandenburg“, für die er beinahe 
alle Abbildungen lieferte. Daneben schoss 

er die Aufnahmen für die vierbändige Rei-
he „Die Westprignitz im Bilde“ (1900) und 
die „Bilder von Perleberg aus der Vergan-
genheit und Gegenwart“ (1906).

Privat widmete sich Zeisig emsig der 
Sammlung märkischer Siegelabgüsse und 
-abdrücke. Im Laufe der Zeit häufte er 
eine der größten Privatsammlungen dieser 
Art im deutschsprachigen Raum an. Da 
sie heute aber fast in Vergessenheit geraten 
ist, obwohl sie Raritäten bis hin zu Einzel-
stücken umfasst und darüber hinaus in ei-
nigen Fällen die Rekonstruktion verlorener 
Siegel- und Urkundensammlungen ermög-
licht, ist die vorliegende Jubiläumspubli-
kation ein würdiger Rahmen, um die Sie-
gelsammlung Max Zeisigs einem breiteren 
Publikum vorzustellen.

Noch zu Lebzeiten Zeisigs, 1926, be-
fand sich ein beträchtlicher Teil der Samm-
lung zu Studienzwecken im Brandenburgi-Max Zeisig im Jahr 1889
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schen Denkmalarchiv. Nachdem er am 19. 
April 1937 gestorben war, verhandelte seine 
Witwe bereits im September des Jahres mit 
dem Preußischen Geheimen Staatsarchiv 
(GStA) wegen Verkaufs der nach ihrer An-
gabe gut 4.000 Siegelabgüsse und -ab-
drücke, von denen allein 858 von Siegel-
reproduktionen der im GStA verwahrten 
Vossbergschen Sammlung herrührten.

Schon 1922 hatte Hermann Krabbo 
die Sammlung begutachtet, 1936 Erich 
Kittel, später auch der Direktor des Mär-
kischen Museums, Walter Stengel; sie alle 
meldeten Interesse an der Übernahme in 
ihre jeweiligen Häuser an. Ihr vordring-
liches Bestreben bestand jedoch darin, die 
Sammlung nicht aus der Provinz Branden-
burg ziehen zu lassen. Über den weiteren 
Verlauf der Verhandlungen berichtet eine 
im Brandenburgischen Landeshauptarchiv 
(BLHA) verwahrte Akte: Am 14. Janu-
ar 1938, knapp ein Jahr nach Zeisigs Tod, 
kaufte der Brandenburgische Provinzialver-
band die Sammlung für 7.500 Reichsmark 
mit dem Ziel, sie zu ordnen und der Öf-
fentlichkeit zugänglich zu machen, an. Der 
Vorgang gestaltete sich aber schwieriger, 
als es sich die Verantwortlichen vorgestellt 
hatten: Nur allzu verständlich hatte Frida 
Zeisig, die Witwe, mit 25.000 Reichsmark 
anfänglich völlig überhöhte Vorstellungen 
von dem Verkaufserlös der Siegelsamm-
lung. Schließlich hatte sie ihren Mann jah-
relang dabei beobachtet, wie er die Abgüsse 
kunstvoll von den Originalen abnahm und 
in seinem Heim ordnete und katalogisier-
te. Sie selbst beschrieb den Vorgang der 
Abformung in zehn Schritten wie folgt:  
1.  Abformen des Siegels mit „Kunstmasse“, 
2.  Ausgießen der Negativform mit Gips, 
3.  Ausheben des Abgusses aus der Form, 
4.  Glätten der Unterseite, 5.  Einfärben des 
Abgusses nach der Vorlage, 6. Kleben auf 
ein Pappkärtchen, 7. Entziffern der Siegel-
legende, 8. Niederschrift der Legende auf 
das Kärtchen, 9. Durchlesen der Urkun-
de, 10. Einpflegen des Abgusses in einen 
Kasten und Notieren eines Kurzregests 
der Urkunde auf der dazugehörigen Karte. 
 Die hohen Erwartungen der Witwe 
wurden zusätzlich durch den Landeshistori-
ker Willy Hoppe gespeist, der den Wert der 
Sammlung zumindest für die Forschung 
hoch ansetzte. Ein internes Schreiben des 
Provinzialverbandes vom 6. Oktober 1937 
zeigt, dass er sich auf Grund der offenbar 
maroden Finanzlage, in der sich die Witwe 
Zeisig befand, in der bequemen Position 
sah, den Preis erheblich zu drücken, zuvor 
aber noch ein GutachtenWilly Hoppes, 

zu dieser Zeit Ordinarius an der Berliner 
Friedrich-Wilhelms-Universität, einholen 
wollte. Dieser empfahl ihm ebenjene Sum-
me von 7.500 Mark. Immerhin war dem 
Provinzialverband die Sammlung so wich-
tig, dass er für den Ankauf eine Haushalts-
überschreitung in Kauf nahm.

Indes hatte Frida Zeisig nicht lange 
etwas von dem Gewinn – sie starb am 10. 
August 1938. Gleich danach begann der 
Wettlauf um weitere Teile aus der Erbmas-
se des Ehepaars Zeisig. Der Provinzialver-
band fragte Paul Ladewig, den Bruder der 
Verstorbenen, ob er Stücke aus dem Nach-
lass verkaufe. Ladewig war allem Anschein 
nach erfreut über das Interesse, nahm ein 
zentrales Möbelstück des Zeisigschen 

Wohnzimmers aber ausdrücklich aus, weil 
Herr Prof. Hoppe v. d. Universität Berlin, 
der gerne als Erinnerung den antiken Gross-
vaterstuhl [so] mit den Ohrenklappen, worauf 
er so manches Mal in gemütl. Plauderei mit 
den lieben Verstorbenen gesessen hatte, erwer-
ben möchte […]. Der Bruder bzw. Schwager 
entschied sich zu Beginn des Jahres jedoch 
dazu, das gesamte Mobiliar samt Geschäfts- 
und Wohnhaus in der Perleberger Moltke-
straße 3 (heute Karl-Marx-Straße) zu ver-
kaufen, weil er es auf anderem Wege nicht 
zu bewältigen vermochte, mehrere Halbge-
schwister auszuzahlen. Im Laufe des Jahres 
1939 gelang es ihm, den sämtlichen Nach-
lass für 9.000 Reichsmark an den Kreis-
ausschuss des Kreises Westprignitz zu ver-

Gutachten Willy Hoppes vom 9. November 1937  BLHA, Rep. 55 XI, Nr. 892, Bl. 23r 
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Das Haus der Zeisigs in der Moltkestraße 3  BLHA, Rep. 55 XI, Nr. 892, Bl. 60v

äußern, der ihn wiederum dem Stadt- und 
Kreismuseum in Perleberg überließ.

Im Jahr 1956 gelangte ein Teil der Sie-
gelsammlung (18 größere und 37 kleinere 
Kästen) aus der kriegsbedingten Verlage-
rung über die Verwaltung der Staatlichen 
Schlösser und Gärten in Potsdam an das 
Brandenburgische Landeshauptarchiv. Ein 
anderer Teil ist vermutlich mit der Bergung 
der Akten aus dem Dienstgebäude des 
Provinzialverbandes in der Alten Zauche 
in Potsdam und dem Provinzialgut „Rotes 
Luch“ in das BLHA gekommen. Ein wei-
terer Teil soll sich noch heute im Branden-
burgischen Landesamt für Denkmalpflege 
und Archäologischen Landesmuseum be-
finden. Des Weiteren verwahrt das Stadt-
museum bzw. -archiv zu Perleberg seit 
1939 rund 1.600 Abgüsse.

Erschließungsarbeiten 
Im Sommer 1978 wurden die im BLHA 
befindliche Sammlung von zwei Studen-
ten der Humboldt-Universität (Neumeister 
und Schmutzer) geordnet und teilweise ver-
zeichnet. Nach Ermittlung der erwähnten 
Akte im Bestand des Provinzialverbandes 
konnte die bis dahin unbezeichnete Samm-
lung 1995 eindeutig identifiziert werden. 
2005 und 2006 wurde sie signiert und die 
Findkarteien vorläufig geordnet. Als Find-
hilfsmittel liegen drei Karteien vor. Bei der 

Benutzung ist zu beachten, dass die Ver-
zeichnung in Kartei 1 an einigen Stellen 
fehlerhaft ist: 

1. Siegelführerkartei (Verzeichnung 1978): 
systematisch geordnetes Verzeichnis der 
Siegelführer (Kaiser/Könige, Landesher-
ren, niederer Adel, Bürger etc). mit Angabe 
der Signatur, d. h. bisher mit Angabe der 
Nummer des Siegelkastens.

2. Lagerungskartei: nach den Siegelkästen 
geordnete Kopie der Kartei 1.

3. Archivkartei des Altbestandes (unvoll-
ständig): nach dem Ortsalphabet geordnete 
Kartei der Archive, aus dem die Siegelvor-
lagen stammen. Die Karteikarten enthalten 
(nicht in allen Fällen) die Urkundenreges-
ten aus der Entstehungszeit der Sammlung, 
jedoch ohne Signatur des Siegelabgusses; 
einige neue Karten sind hinzugefügt wor-
den. Ein Abgleich von Kartei 1 und 3 ist 
jedoch nicht erfolgt.

Seit September 2018 bearbeitet Marius 
Nellinger, Geschichtsstudent an der Uni-
versität Potsdam, die Sammlung intensiv. 
Seine Arbeit besteht darin, zu jeder Karte, 
auf der ein oder mehrere Siegel geklebt 
sind, einen Datensatz in der Archivsoftware 
des Landeshauptarchivs anzulegen.  Dabei 

wird der Karte eine neue Signatur ver-
geben, der oder die Siegelführer benannt, 
der Entstehungszeitraum jedes Siegels ab-
geschrieben oder in vielen Fälle anhand 
der Siegelmerkmale erschlossen, der Siegel-
abguss bzw. -abdruck in seiner Beschaffen-
heit (Material, Farbe, Fertigungsart, Form, 
Größe) beschrieben, die Siegellegende auf-
gezeichnet und der einstige Fundort des 
Originals sowie – wenn möglich – dessen 
heutiger Standort notiert. Zusätzlich kön-
nen Hinweise zu Literatur und Abbildun-
gen gegeben werden. Die Bearbeitung der 
kompletten Sammlung wird voraussichtlich 
im Frühsommer 2019 beendet sein. 

Bestandsbeschreibung
Zeisig fand die Vorlagen in unterschied-
lichen Archiven, bspw. in der Siegel(ab-
druck)-Sammlung Vossberg (ca. 850 Sie-
gel), die im Geheimen Staatsarchiv zu 
Berlin-Dahlem lag. Sie gilt seit dem Zwei-
ten Weltkrieg jedoch als zerstört oder zu-
mindest als verschollen. Zahlreiche Stücke 
wurden aber bereits im 19. Jahrhundert pu-
bliziert (siehe u. a. Friedrich August Voss-
berg, Die Siegel der Mark Brandenburg. 
Nach Urkunden des Koenigl. Geh. Staats-
archivs, des Staatsarchivs zu Magdeburg 
so wie staedtischer und anderer Archive, 
1.  Lfg., Berlin 1868. Der Verein für Heral-
dik „Herold“ gab 1887 anhand von Voss-
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bergs Aufzeichnungen und Gipsabgüssen 
eine 2. Lieferung heraus). Abgesehen von 
den Abgüssen aus der Sammlung Vossberg 
existiert zu jedem Stück ein Regest von der 
Urkunde, an dem sich die Vorlage befand, 
mit Angabe der Siegellegende und Fund-
stelle. Die Archive, aus denen Siegelrepro-
duktionen aus unserem Teil der Sammlung 
stammen, sind folgende:

Stadtarchiv Bärwalde
Märkisches Museum zu Berlin 
  (v. a. Abdrücke Berliner Zunftsiegel)
Geheimes Staatsarchiv zu Berlin 
  (teils von Originalen, teils von Samm-

lung Vossberg)
Domstiftsarchiv Brandenburg
Stadtarchiv Brandenburg
Stadtarchiv Eberswalde
Stadtarchiv Frankfurt (Oder)
Stadtarchiv Jüterbog
Stadtarchiv Königsberg/Neumark  
  (Bestände 1945 vollständig zerstört)
Stadtarchiv Landsberg a. d. Warthe
Stadtarchiv Luckau
Stadtarchiv Müncheberg
Museum Müncheberg
Museum Nauen
Stadtarchiv Perleberg
Landesarchiv Prag
Stadtarchiv Prenzlau
Museum Prenzlau
Staatsarchiv Schwerin
Gräflich-Solmssches Archiv Sonnewalde
Staatsarchiv Zerbst
Ratsarchiv Zinna
Einzelstücke  
   (Dahme, Dresden, Marienstern,  

Schönfließ/Neumark, Strasburg,  
Magdeburg, Zetschen)

Die aufwendig hergestellten, zerbrechlichen 
und meist nach dem Original kolorierten 
Siegelabgüsse aus Gips sind zum großen 
Teil auf Kartons montiert und häufig mit 
Nummer, Kurzangaben über den Siegel-
führer, die Datierung des Abdruckes und 
die Fundstelle versehen. Als Zugang diente 
einst ein handschriftliches Verzeichnis, das 
nicht mehr erhalten ist.

Im BLHA vorhanden waren bis zur 
Neuverzeichnung 48 kleine und 19 gro-
ße – teils erheblich beschädigte – Sperr-
holzkästen sowie zwei Archivkartons mit 
Bruchstücken und Dubletten, die von 1 bis 
69 durchnummeriert waren. Die Kästen 
hatten die Maße von 115 x 325 x 75 bzw. 
180 x 325 x 120 mm. Die Abgüsse wurden 
darin überwiegend stehend aufbewahrt, in 
einigen davon sehr eng. Es gab auch meh-
rere Kästen, in denen die Siegel aus Platz-
gründen übereinander lagen. Infolge dieser 
unsachgemäßen Lagerung sind die Siegel 
teilweise beschädigt und von den Pappen 
abgefallen. Innerhalb der Kästen trugen die 
Siegelkarten bisher keine fortlaufenden Sig-
naturen, sondern Springnummern. Das hat 
sich mit der Verzeichnung geändert.

Bisherige Lagerung der Siegelkarten in Sperrholzkästen
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Nicht mehr zugeordnete und nicht mehr montierte Siegel (Fundzustand, mittlerweile aufgelöst) 

Die Siegelsammlung Max Zeisig 121



André Stellmacher

Die extra für die Sammlung entwickelten 
Kartons sind aus alterungsbeständigem 
und säurefreiem Material sowie abrieb- und 
stoßfest, wodurch sie eine Lagerung der 
Siegel unter modernen archivischen Anfor-
derungen gewährleisten.

Die Bedeutung der Siegelsammlung
Nicht nur auf Grund ihres Umfangs und 
ihrer künstlerischen Qualität besitzt die 
Siegelsammlung Max Zeisigs einen hohen 
Wert. Auch bei der Rekonstruktion von be-
stands- und überlieferungsgeschichtlichen 
Zusammenhängen kann sie neue Erkennt-
nisse ermöglichen: Das BLHA hatte im Au-
gust 2018 die Gelegenheit, frühneuzeitliche 
Pergamenturkunden aus Privathand zu er-
werben, genutzt. Dabei handelte es sich 
um zwei Stücke, die den Bestand Rep. 37 
Herrschaft Sonnewalde sinnvoll ergänzen 
und die vermutlich aus jenem Niederlau-
sitzer Herrschaftsarchiv herrühren, das vor 
1945 in der Sonnewalder Schlossbibliothek 
eingerichtet war. Laut Rudolf Lehmann 
wurde eine Vielzahl der darin enthaltenen 
Urkunden und Akten bald nach Kriegsen-
de gestohlen oder gar vernichtet. Der ver-
gleichsweise geringe erhalten gebliebene 
Rest kam über die Umwege Finsterwalde 
und Potsdam in das Landesarchiv Lübben, 
wo er nach 1951 geordnet wurde. Urkun-

Lagerung der signierten und verzeichneten Sammlung in modernen Archivkartons

den verzeichnet die 1958 veröffentlichte 
Beständeübersicht des Lübbener Archivs 
allerdings nicht. 

In den 1960er Jahren wurde im BLHA 
ein neuer Bestand Rep. 37 Herrschaft Son-
newalde formiert. Die darin befindlichen 
Urkundenausfertigungen kamen entweder 
1964 aus dem damaligen Landeshauptar-
chiv Dresden nach Potsdam (Urkunden Nr. 
2, 3, 4, 5, 6 und 9), oder sie stammten aus 
dem aufgelösten sog. Vermischten Bestand 
des Landesarchivs Lübben (Urkunden Nr. 
10, 11 und 12). Im Fond enthalten ist zu-
dem eine Urkundenabschrift, die einer Akte 
der Rep. 23B Neumärkische Stände ent-
nommen wurde (Urkunden Nr. (8)). Nach 
1990 tauchten einige Sonnewalde betref-
fende Urkunden in einem Antiquariat auf. 
Von ihnen konnte leider nur eine (Urkun-
den Nr. 7) erstanden werden, da die übri-
gen Stücke bereits verkauft worden waren. 
 Weil die handschriftlichen Zahlen auf 
den Rückseiten der beiden neuerworbenen 
Urkunden (eine blaue 7 bzw. 11) der auf 
der Urkunde Nr. 7 (eine blaue 4) gleichen, 
ist es sehr wahrscheinlich, dass auch diese 
zwei Stücke einst in demselben Antiquariat 
angeboten wurden. Der Beweis, dass sie aus 
dem ehemaligen Herrschaftsarchiv Sonne-
walde stammen, war hingegen nicht unmit-
telbar zu erbringen. Erst die Siegelsamm-

lung Zeisig konnte das belegen. In ihr 
finden sich nämlich die beiden noch heu-
te anhängenden Siegel, und zwar mit dem 
Herkunftsvermerk „Gräflich Solms’sches 
Archiv zu Sonnewalde“. Daher ist es ein 
Erfolg, die Urkunden – zumal sie bisher 
nicht veröffentlicht sind – nun in ihren his-
torischen Zusammenhang einreihen und 
Benutzern zugänglich machen zu können.

Mit Hilfe der Aufzeichnungen zur Sie-
gelsammlung Zeisig lassen sich darüber 
hinaus drei Urkunden, die sich einst in 
Sonnewalde befunden haben, mehr oder 
weniger genau rekonstruieren. Die erste 
von 1403 behandelt den Verkauf eines Dor-
fes durch Graf Heinrich von Wildenfels an 
das Kloster Grünhain, die zweite von 1538 
ist ein Lehnsbrief Kurfürst Johann Fried-
richs von Sachsen und die dritte von 1754 
ein Lehnsbrief des Oberamtshauptmanns 
Ernst Ludwig Gottlob von Gersdorff zu 
Bautzen für den Grafen Friedrich Joseph 
von Solms über Anteile am Rittergut Soh-
land (am Rotstein).

Einen weiteren Gewinn der Siegel-
sammlung Max Zeisigs und ihrer Erschlie-
ßung für die Forschung stellen Siegel dar, 
die mittlerweile verloren sind. So findet 
sich das einzig erhaltene Exemplar eines 
Siegels Graf Johanns III. von Lindow-Rup-
pin (Nr.  1183), das sich laut Kartei an einer 

122



Urkunde im Stadtarchiv zu Königsberg in 
der Neumark befand, einzig in der Siegel-
sammlung Zeisig wieder, denn die Bestän-
de des Stadtarchivs sind im Zweiten Welt-
krieg untergegangen.

Auch das Siegel des Zisterzienserin-
nenklosters Seehausen in der Uckermark 
(Nr.  2161) ist mit dem Datum 6. Dezem-
ber 1371 überliefert. Dem Brandenburgi-
schen Klosterbuch ist ein Siegel zu 1371 gar 
nicht bekannt, bzw. es zweifelt die Existenz 
einer entsprechenden Urkunde aus diesem 
Jahr an (S. 1102). Im Original ist ein Kon-
ventssiegel heute lediglich als Bruchstück 
an einer Urkunde aus dem Jahr 1389 er-
halten. Es ist aber nicht ersichtlich, war-
um sich Zeisig damals mit der Jahreszahl 
1371 geirrt haben sollte, zumal sein Ab-
guss nicht das Bruchstück von 1389 abbil-
det, sondern ein komplettes Exemplar des  
Konventssiegels.

Die Vielfalt der bekannten Siegel des 
Zisterzienserklosters Himmelstädt ist bisher 
auf ein Siegel des Abtes Johann Kühne von 
1535 beschränkt (Brandenburgisches Klos-
terbuch I, S. 638). Durch die Sammlung 
Zeisig vermehrt sich die Anzahl der be-
kannten Siegel durch das des Abtes Martin 
von 1470 (Nr. 1587), des Abtes Jakob (Nr. 
2194) und des Konvents von 1503 (Nr. 
1595). Diese Siegel samt Urkunden, die 

sich einst im Stadtarchiv Landsbergs an der 
Warthe befanden, sind heute verschollen.

Anhand der Siegelabgüsse des Perleber-
ger Künstlers und Sammlers Max Zeisig ist 
ersichtlich, wie interessant und für die For-
schung bedeutsam es sein kann, jahrzehn-
telang unbeachtete Schätze in Archiven zu 
heben, zu sichten, zu sichern und sie der 
Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Auch 
wenn die Erschließung mühevoll und die 
Kosten hoch sind, macht es sich im Endef-
fekt bezahlt, wenn eine zugleich ästhetische 
wie umfangreiche und vielseitige Siegel-
sammlung mit dem Ziel der Benutzung – 
so wie es sich Zeisig und seine Witwe einst 
gewünscht hatten – bearbeitet wird. Denn 
ihr Wert liegt auch darin, Grundlage oder 
Ergänzung für ein in der Zukunft liegen-
des Projekt zu sein, das die zu Beginn des 
letzten Jahrhunderts aufgenommenen Be-
mühungen um einen möglichst umfassend 
angelegten brandenburgischen Siegelkata-
log zu einem Ende führt.

Quellen    

BLHA, Rep. 55 XI, Nr. 892

GStA PK, I. HA Rep. 178 B, Nr. 853

Lediglich als Abguss Zeisigs erhaltenes  
Siegel Graf Johanns III.   
von Lindow-Ruppin  BHLA, Rep. 104  
Siegelsammlung Zeisig Nr. 1183

Original und Abguss des Siegels von Rep. 37 Herrschaft Sonnewalde – Urkunden Nr. 40
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Archivgutdigitalisierung im Branden-
burgischen Landeshauptarchiv 
Von Julia Moldenhawer

Das Brandenburgische Landeshauptarchiv 
digitalisiert ausgewählte Teile seines ana-
logen Archivguts mit dem Ziel, seine Be-
stände digital bereitzustellen und verfüg-
bar zu machen. Die Auswahl der Bestände 
orientiert sich am Nutzerinteresse und 
erfolgt in der Regel entlang den meistge-
nutzten Akten. Seit 2016 ist die Fachauf-
gabe Digitalisierung im Landeshauptarchiv 
organisatorisch verankert. Seit der Grün-
dung des gleichnamigen Referats werden 
die Digitalisierung und Online-Bereitstel-
lung von Archivgut strategisch vorbereitet 
und umgesetzt. Die Umsetzung geht über 
das reine Scannen von Archivalien hinaus 
und umfasst auch den Aufbau einer tech-
nischen Infrastruktur für die Erstellung, 
Administration, Speicherung und Nach-
nutzung der entstehenden Digitalisate. Die 
Aufgabe, Archivgut zu digitalisieren und 
sich anschließend um das digitalisierte Ar-
chivgut zu kümmern, ist kosten- und res-
sourcenintensiv. Schon 2008 konstatierte 
die Archivreferentenkonferenz des Bundes 
und der Länder (ARK) in ihrem Positions-
papier „Digitalisierung von Archivgut im 
Kontext der Bestandserhaltung“, dass die 
„Herstellungskosten für einen Scan […] 
dabei einen sehr geringen Anteil ein[neh-
men] im Vergleich zu den Folgekosten für 
die Administration, Pflege und Vorhaltung 
der Daten“. Ganz allgemein werden hohe 
Anforderungen an Leistungsfähigkeit und 
Verfügbarkeit der technischen Infrastruk-
tur gestellt. Diese Entwicklung hat sich 
mit dem Ausbau des Angebots an digitalen 
Angeboten und der steigenden Nachfra-
ge danach fortgesetzt. Dabei gilt, dass der 
Einsatz digitaler Technik für ein verbesser-
tes und erweitertes Nutzungsangebot res-
sourcenschonend und nachhaltig sein soll, 
um die groß angelegte Digitalisierung des 
Archivguts des Landeshauptarchivs weiter 

voranzutreiben. Die Digitalisierung soll je-
doch nicht in Konkurrenz um die Ressour-
cen für die Erhaltung und Bewahrung der 
Originale treten.

Mit dem allgemeinen digitalen Wan-
del in vielen Bereichen des Alltags- und 
Arbeitslebens hat sich auch das konkrete 
Nutzerverhalten im Umgang mit online 
verfügbarem Archivgut verändert: Voll-
kommen selbstverständlich wird auf be-
reitgestellte Medien ortsunabhängig und 
zeitlich flexibel zugegriffen. Die Transfor-
mations- und Innovationsprozesse spiegeln 
sich auch in den Auswertungsmöglich-
keiten der Forschung wider, die verstärkt 
auf Vernetzung, Interdisziplinarität sowie 
Austausch setzt, beispielsweise im Rahmen 
von virtuellen Forschungsumgebungen, um 
optimales wissenschaftliches Arbeiten zu er-
möglichen. Mit der vernetzten digitalen In-
formationswelt verändert sich zugleich die 
Kulturlandschaft. Spartenübergreifend wird 
das kulturelle und wissenschaftliche Erbe, 
das in Museen, Bibliotheken und Archiven 
bewahrt wird, in nationalen und interna-
tionalen Portalen zusammengeführt und 
zugänglich gemacht. Die digitalen Angebo-
te und Inhalte bieten Zugang zur Teilhabe 
am kulturellen Leben und sind gleichzeitig 
die zeitgemäße Form der Bereitstellung des 
kulturellen und wissenschaftlichen Erbes.

Was meint „Digitalisierung“ im 
archivischen Kontext?
Wird im Archiv von „Digitalisierung“ ge-
sprochen, ist damit das Anfertigen von di-
gitalen Repräsentationen analogen Archiv-
guts gemeint. Es werden beispielsweise 
Akten, Urkunden, Karten oder Plakate ge-
scannt, um das Archivgut überhaupt erst 
in eine digitale Form zu überführen. In 
Anlehnung an den Begriff „Reprografie“ 
aus der Fototechnik wird auch der Begriff 

„Retrodigitalisierung“ für die digitale Auf-
nahmetechnik verwendet. Gebräuchlicher 
ist mittlerweile aber „Digitalisierung“. Die 
zu einer Archivalie gehörigen Scans wer-
den in einem Digitalisat zusammengefasst. 
Ein Digitalisat kann sowohl aus nur einem 
als auch aus mehreren Scans bestehen. 
Die Scans sind Imagedateien, die nach be-
stimmten Vorgaben erzeugt werden. Der 
Begriff Bild(-datei) wird nicht verwendet, 
um Missverständnisse zu vermeiden. Die 
Imagedatei kann ein Scan einer Akten-
seite, einer Karte oder von „Bildern“, wie 
beispielsweise Fotos, sein. Beim Scannen 
sind materialspezifische und technische 
Gesichtspunkte zu berücksichtigen, die-
se Parameter richten sich u. a. nach den 
„DFG-Praxisregeln Digitalisierung“, die als 
Standard für die Vorbereitung und Durch-
führung von Digitalisierungsvorhaben all-
gemein anerkannt sind.

Im Archivkontext umfasst „Digitalisie-
rung“ ein vielfältiges Aufgabenfeld, ange-
fangen bei der Vorbereitung des Archivguts 
für die Digitalisierung über das Erzeugen 
digitaler Abbildungen analoger Originale 
und deren Speicherung bis hin zu Fragen 
der Bereitstellung und Online-Zugänglich-
keit zu den digitalisierten Archivbeständen 
sowie der dafür notwendigen technischen 
Infrastruktur. Für die Online-Zugänglich-
keit des digitalisierten Archivguts werden 
vorhandene Ressourcen des Landeshaupt-
archivs genutzt. Zentraler Anknüpfungs-
punkt ist die Online-Recherche ScopeQue-
ry. Auffindbar sind darin Aktentitel und 
erläuternde Inhaltsangaben zu einer Viel-
zahl von Beständen, für die es die Möglich-
keit der Volltextsuche gibt. Ab 2019 sollen 
in der Online-Recherche ScopeQuery erste 
digitale Repräsentationen der darin auffind-
baren Archivalien abrufbar sein. Schritt für 
Schritt werden weitere Digitalisate folgen.
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Die Online-Recherche „ScopeQuery“ ist 
zudem Ausgangspunkt für die Einbindung 
des Landeshauptarchivs in weitere natio-
nale und internationale Plattformen, die 
zum Ziel haben, Zugang zu Archiv- bzw. 
Kulturgut zu ermöglichen. Das wichtigste 
Portal der nationalen Kulturlandschaft ist 
die Deutsche Digitale Bibliothek (DDB) 
mit dem spartenspezifischen Sucheinstieg 
über das Archivportal-D. Vernetzt und 
durchsuchbar sind Inhalte verschiedenster 
Kultur- und Wissenschaftseinrichtungen. 
Das Landeshauptarchiv wird im Laufe des 
Jahres 2019 Teil des Kulturnetzwerks sein. 
Zunächst werden an die DDB alle bereits 
in ScopeQuery verfügbaren Angaben zu 
Inhalt und Struktur seiner Bestände gelie-
fert. Sukzessive werden die Digitalisate von 
Archivgut folgen. Als Datenlieferant für 
dieses Portal – oder vergleichbare – möch-
te das Landeshauptarchiv seine Reichweite 
erhöhen und einem größeren Nutzerkreis 
zeit- und ortsunabhängig Zugang zu seinen 
Beständen ermöglichen.

Schließlich grenzt sich die Digitalisie-
rung von einer weiteren archivischen Fach-
aufgabe ab, die sich angesichts der eben-

falls zunehmend digitalisierten Arbeitswelt 
stellt: die Übernahme elektronisch entstan-
dener Unterlagen, der „Born Digitals“, aus 
der Landesverwaltung, die im Digitalen 
Archiv gesichert und erhalten werden.

Worauf kommt es bei der 
Digitalisierung von Archivgut an?
Die Digitalisierung ist eine Querschnitts-
aufgabe, die mehrere Bereiche der Archiv-
arbeit zur Sicherung und Präsentation von 
Archivgut berührt: die Bestandserhaltung, 
die Bereitstellung sowie facharchivarische 
Erwägungen. Digitalisate sind kein Ersatz 
für die verwahrten Originale. Dennoch 
wirken sie in der Verbindung von Maßnah-
men des Originalerhalts bei der Sicherung 
des Archivguts für nachfolgende Generatio-
nen mit.

Das Referat Digitalisierung handelt 
gewissermaßen „im Auftrag“. Reproduk-
tionsaufträge werden beispielsweise durch 
die Benutzerinnen und Benutzer im Le-
sesaal, die eine digitale Kopie einer Akte 
wünschen, ausgelöst. Im Rahmen von Aus-
stellungen und Publikationen des Archivs 
werden ebenfalls Digitalisate erstellt. „Auf-

traggeber“ bzw. Auslöser für Digitalisie-
rungsvorhaben im größeren Umfang kön-
nen aber auch externe Kooperationspartner 
sein, die einen bestimmten inhaltlichen 
oder thematischen Fokus bei der Auswahl 
der Bestände haben. Und schließlich ist die 
Bereitstellung der archivischen Bestände als 
digitalisiertes Archivgut ein Auftrag, dem 
das Landehauptarchiv nachkommt, um die 
öffentliche sowie wissenschaftliche Nut-
zung zu fördern.

Im Landeshauptarchiv wird über-
wiegend Schriftgut bewahrt. Akten, die 
im Verwaltungshandeln entstanden sind, 
sprechen jedoch in der Regel nicht für 
sich, folglich ist ihre Auffindbarkeit von 
beschreibenden Informationen abhängig. 
In sogenannten Beständeübersichten und 
Findhilfsmitteln werden diese Informatio-
nen, die Erschließungsangaben, zusammen-
gefasst, das sind Angaben zur Provenienz 
einer Akte, d. h. Angaben zur Herkunft, 
dem Entstehungszeitraum und dem Entste-
hungszusammenhang. Aufgrund der Kon - 
textabhängigkeit von Verwaltungsschrift-
gut werden für die Digitalisierung zusam-
menhängende Teilbestände bzw.  ganze 

Digitalisierung großformatiger Archivalien im BLHA

Archivgutdigitalisierung im Brandenburgischen Landeshauptarchiv 125



 Bestände ausgewählt. Diese müssen frei für 
die öffentliche Nutzung sein, also frei von 
archiv- und datenschutzrechtlichen Ein-
schränkungen oder Bestimmungen des Ur-
heberrechts. Es wird also digitalisiert, was 
auch veröffentlicht werden darf. Die On-
line-Stellung von digitalisiertem Archivgut 
basiert auf den bereits elektronisch vorlie-
genden Erschließungsinformationen. Die 
rund 1,8 Millionen Datensätze in der Ar-
chivsuche ScopeQuery sind Ausgangspunkt 
für die Anbindung gescannter Archivalien. 
Gibt es einen Datensatz in der Online-Re-
cherche zu einer Akte, Karte, Urkunde etc., 
kann damit ein Digitalisat verknüpft und 
dessen Inhalt beschrieben werden.

Spricht aus archivfachlichen sowie 
konservatorischen Gründen nichts da-
gegen, wird eine Archivalie gescannt. Ak-
ten, die für die Digitalisierung vorgesehen 

sind, gelangen nie „unbesehen“ auf den 
Scanner. Bei der Vorbereitung von Digita-
lisierungsprojekten wird in jedem Fall die 
Bestandserhaltung hinzugezogen. Für ein 
anstehendes Vorhaben wird zunächst eine 
nummerngenaue Signaturliste aller ausge-
wählten Archivalien erstellt. Die Signatur-
liste dient bei Beginn der Bearbeitung als 
Grundlage der Zustandserfassung und bei 
deren Abschluss der Anwesenheitskontrol-
le aller Unterlagen und der dazugehörigen 
Digitalisate. Die Zustandserfassung der Ak-
ten dokumentiert enthaltene Materialien 
(Fotos, Karten, Pläne etc.), mechanische 
Schäden wie Risse und Knicke sowie Schä-
den an der Heftung oder Bindung einer 
Akte. Abgeleitet werden aus der Schadens-
erhebung ggf. Maßnahmen, die vor der 
Digitalisierung noch durchgeführt werden 
müssen. Das kann Foliieren, Reinigen, Ent-

metallisieren, aber auch Restaurieren bei 
stärkeren Beschädigungen sein. Unterstützt 
wird die Digitalisierung durch Hinweise 
der Restaurierungswerkstatt zur Handha-
bung der Originale. Um deren Schädigung 
beim Scannen zu verhindern, setzt fachlich 
geschultes Personal die Digitalisierung an 
Spezialscannern für den Archivbereich um 
und scannt die Originale vorlagenscho-
nend.

Das Scannen vom Original geht mit 
hohen Ansprüchen an die Bearbeitung und 
an die Qualität der Digitalisate einher, was 
zwangsläufig unvermeidbare Kostenfakto-
ren sind. Wirtschaftliches Digitalisieren ist 
für solche Bestände möglich, die bereits 
auf Mikrofilm vorhanden sind. Die Mikro-
filme stammen aus der Bundessicherungs-
verfilmung und sind nach einheitlichen 
Standards konfektioniert. Die Sicherungs-

Scans von Originalaktenseiten für die Kooperation mit dem United States Holocaust Memorial Museum (Washington)
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verfilmung ist ein im Rahmen des Kultur-
gutschutzes vom Bund finanziertes und 
koordiniertes Programm, das in Zuständig-
keit der Länder durchgeführt wird, um eine 
Zweitüberlieferung von historisch wertvol-
lem Archivgut im Katastrophenfall für die 
Nachwelt zu sichern. Ein Zugriff seitens 
des Landeshauptarchivs auf die Sicherungs-
filme ist im Falle des Verlusts von Digitali-
saten möglich, sodass im Bedarfsfall erneut 
Scans der Mikrofilme erzeugt werden kön-
nen. Im „Zentralen Bergungsort der Bun-
desrepublik Deutschland“, im Barbarastol-
len in der Nähe der Gemeinde Oberried im 
Breisgau, also im südlichen Schwarzwald, 
werden die Sicherungsfilme eingelagert. 
Dieser Ort wird durch das Völkerrecht auf 
besondere Weise geschützt. Liegen also 
für die zur Digitalisierung ausgewählten 
Bestände Mikrofilme vor, werden sie als 

Scanvorlage bevorzugt, da bereits verfilmte 
Originale nicht nochmals gescannt werden 
sollen. Die Digitalisierung vom Mikrofilm 
kann bei gleichzeitiger Schonung der Ori-
ginale schnell umgesetzt werden. Beispiels-
weise entfällt hier die vorbereitende Zu-
standserfassung der Akten. So werden die 
Kosten für die Digitalisierung verringert. 
Das Scannen und die Bildbearbeitung sind 
teilautomatisierbare Prozesse. Die auto-
matisierte Bildbearbeitung ermöglicht eine 
mengenrelevante Digitalisierung in relativ 
kurzer Zeit. Das schnelle Anwachsen von 
digitalisiertem Archivgut stellt das Landes-
hauptarchiv jedoch vor die anfangs erwähn-
te ressourcenintensive Herausforderung, 
die Digitalisate zu administrieren, zu spei-
chern und für die Nutzung bereitzustellen. 
Die stetige Erweiterung und Aktualisierung 
der technischen Infrastruktur ist daher we-

sentlicher Bestandteil der Umsetzung der 
strategischen Digitalisierung.

Bevor die Digitalisate dauerhaft gespei-
chert werden, erfolgt nach dem Scannen 
immer eine Qualitätskontrolle. Liefert ein 
Dienstleister gescanntes Archivgut zurück, 
findet zusätzlich eine Anwesenheits- und 
Zustandskontrolle der Materialien statt. 
Kontrolliert werden mittels technischer 
und visueller Prüfungen die Metadaten 
sowie die Qualität der Aufnahmen. Die 
Qualitätskontrolle findet durchweg statt, 
unterschiedslos, ob die Digitalisate intern 
oder durch einen externen Dienstleister 
erstellt worden sind. Jedoch gibt es unter-
schiedliche Standards für die Qualität der 
Aufnahmen, abgestuft je nach gescannter 
Vorlagenart. Die vom Original erzeugten 
Scans müssen von höchstmöglicher Quali-
tät sein, wohingegen die Scans vom Mikro-
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film weniger anspruchsvollen technischen 
Parametern, bezogen auf Dateiformat und 
Auflösung der Imagedateien, zu genügen 
brauchen. Der analoge Mikrofilm liegt auf 
schwarz/weiß Material vor, sodass auch nur 
schwarz/weiß Scans davon erzeugt werden 
können. Die hiervon erzeugten Abbildun-
gen sind von vornherein ausschließlich zur 
Nutzung und nicht zur Sicherung gedacht. 
Der „Master“ ist in diesem Fall der langfris-
tig zu erhaltende Mikrofilm, der im Zentra-
len Bergungsstollen eingelagert wird.

Aktuelle Projekte
Das Landeshauptarchiv beabsichtigt, di-
gitalisiertes Archivgut für die Online-Be-
nutzung in ScopeQuery und in der DDB 
bzw. im Archivportal-D für Forschung und 
Öffentlichkeit zur Verfügung zu stellen. 
Das Betätigungsfeld dafür ist umfangreich: 
Derzeit werden in seinen Magazinen rund 

50.000 laufende Meter Archivgut verwahrt. 
Je laufendem Meter Archivgut ist bei der 
Digitalisierung mit einer Anzahl von bis 
zu 15.000 Imagedateien zu rechnen. Nach 
Hochrechnungen des Bundesarchivs ist 
bei einer Vollkostenrechnung für die Er-
stellung, Speicherung und dauerhafte digi-
tale Bereitstellung von etwa 2,50 Euro pro 
Imagedatei auszugehen. In Ergänzung der 
eigenen finanziellen Möglichkeiten bemüht 
sich das Landeshauptarchiv um Koopera-
tionen und externe Förderungen zur Rea-
lisierung von Digitalisierungsvorhaben. Die 
finanziellen Mittel, die dem Archiv derzeit 
für die Digitalisierung von Archivgut zur 
Verfügung stehen, belaufen sich jährlich 
auf 100.000 Euro. Es konnte zuletzt Dritt-
mittel für folgende Digitalisierungsprojekte 
einwerben:

In Kooperation mit dem United States 
Holocaust Memorial Museum (Washing-

ton, DC) werden derzeit inhaltsreiche Ak-
tengruppen über die Verfolgung jüdischer 
Bürgerinnen und Bürger in der Zeit des 
Nationalsozialismus digitalisiert. Die digi-
tale Verfügbarmachung der ausgewählten 
Dokumente hat das ausgesprochene Ziel, 
Kenntnisse über die einzigartige Tragödie 
des Holocausts weiterzugeben und zu ver-
breiten, die Erinnerung daran aufrecht zu 
erhalten und anzuregen, über die damit 
zusammenhängenden moralischen und 
geistigen Fragen nachzudenken. Insgesamt 
handelt es sich um 1.140 relevante Akten 
aus dem Bestand Rep. 2A Regierung Pots-
dam - Abteilung I Präsidialabteilung - Poli-
zei- und politische Angelegenheiten aus der 
Zeit zwischen 1933 und 1945. Davon wur-
den bereits 778 Akten in der Bundessiche-
rungsverfilmung mikroverfilmt, sodass im 
Sinne des Originalerhalts bei der Digitali-
sierung auf die Mikrofilme zurückgegriffen 

Scans vom Mikrofilm für das DFG-Projekt
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wird. Vom Original werden 362 Akten ge-
scannt. Insgesamt werden von allen Akten 
etwa 800.000 Images erzeugt.

Gefördert durch die Deutsche For-
schungsgemeinschaft (DFG) wird die 
Digitalisierung stark genutzter Akten zen-
traler Behördenüberlieferungen zur bran-
denburgischen Landesgeschichte des 19. 
und frühen 20. Jahrhunderts. Schwer-
punkt der Förderrichtlinie ist explizit die 
Verbesserung der Zugänglichkeit und die 
zentrale Zusammenführung forschungsre-
levanter archivalischer Quellen. Die DFG 
spricht sich zudem konsequent für Open 
Access aus und fordert die Bereitstellung 
der Ergebnisse in nationalen sowie inter-
nationalen interdisziplinären Informations-
portalen zur nachhaltigen Nutzung. Um 
einen vergleichsweise schnellen und kosten-
günstigen Einstieg in eine großflächige und 
strukturierte Digitalisierung zu gestalten, 

wurde der Schwerpunkt seitens der DFG 
auf bereits mikroverfilmtes Archivgut so-
wie ganze oder abgrenzbare (Teil-)Bestän-
de der Akten- und Amtsbuchüberlieferung 
des 19. und 20. Jahrhunderts gelegt. Der 
ausgewählte Bestand Rep. 2A Regierung 
Potsdam erfüllt beide Kriterien in besonde-
rer Weise: In Umfang und Dichte enthält 
er wesentliche Quellen zur Geschichte des 
Kerngebiets des Preußischen Staates vom 
Ende des 18. Jahrhunderts bis 1945. Die 
Regierung Potsdam führte einen sehr um-
fangreichen Schriftverkehr, der größtenteils 
im Landeshauptarchiv erhalten ist und ca. 
2.800 laufende Meter umfasst. Durch die 
Provenienz, Dichte der Überlieferung und 
Funktion als „Rückgratüberlieferung“ hat 
der Bestand hohes Auswertungspotential 
und starke Forschungsrelevanz für unter-
schiedlichste Themen. Seine Erschließungs-
angaben sind bereits vollständig in der 

Online-Recherche ScopeQuery verfügbar. 
In den vier meist genutzten Teilbeständen 
aus der Präsidialabteilung der Regierung 
Potsdam, die digitalisiert werden, sind 
umfangreiche Dokumente zur Bau- und 
Denkmalforschung enthalten (Rep. 2A 
Regierung Potsdam I Hb); Akten, die aus 
der Wahrnehmung der kommunalen Auf-
sichtsfunktion der Regierung Potsdam 
entstanden sind (Rep. 2A Regierung Pots-
dam I Kom); Quellenmaterial, das die Ent-
wicklung der Bebauung in den Städten 
und Landgemeinden durch Aufstellung 
von Bebauungsplänen, Vorortsbauordnun-
gen und Errichtung von Kleinsiedlungen 
dokumentiert (Rep. 2A Regierung Pots-
dam I S); Unterlagen zur Entwicklung und 
Handhabung der Polizei sowie besonders 
zur Geschichte der politischen Bewegungen 
und Parteien im Regierungsbezirk (Rep. 
2A Regierung Potsdam I Pol). Aufgrund 
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seiner Bedeutung wurde der gesamte Be-
stand bereits in der Bundessicherung mi-
kroverfilmt, sodass bei der Digitalisierung 
auf den Mikrofilm zurückgegriffen wird, 
um die Originale zu schonen. Zudem kann 
nur mit Rückgriff auf die Mikrofilme diese 
große Menge an Digitalisaten, wie hier er-
forderlich, praktikabel und wirtschaftlich 
erzeugt werden. Bis 2020 werden in dem 
seit Anfang 2018 geförderten Vorhaben 
5,6 Millionen Scans erstellt. Die Kosten für 
dieses Projekt belaufen sich insgesamt auf 
rund 373.000 EUR, der Förderanteil der 
DFG beträgt gut 235.000 EUR. Die an-
schließend online verfügbaren Unterlagen 
umfassen knapp 350 laufende Meter und 
damit 0,7 Prozent der derzeit im Landes-
hauptarchiv verwahrten Archivbestände.

Von der Originalvorlage digitalisiert das 
Landeshauptarchiv mit eigenen Ressourcen 
seinen Gesamtbestand von ca. 14.000 Ur-
kunden. Die Digitalisierung fügt sich da-
bei in eine in erster Linie konservatorische 
Maßnahme zur Umverpackung der Urkun-
den für eine verbesserte Lagerung und Be-
nutzung ein, wobei sie in enger Verzahnung 
der Arbeitsschritte effizient eingebunden 

wird. Das ohnehin notwendige Auffalten 
der Urkunden für die Montage ermög-
licht in Ergänzung das vorlagenschonende 
Scannen, das durch restauratorisches Fach-
personal begleitet wird. Nach Abschluss 
der Digitalisierung werden die Urkunden 
montiert und in Jurismappen und Archiv-
kartons verpackt. Der Benutzungskomfort 
steigt sowohl dadurch, dass umständliches 
Aus- und Einpacken sowie Auffalten der 
Urkunde entfallen, als auch durch die Di-
gitalisierung, da der Informationsgehalt 
der Urkunden gesichert und gleichzeitig 
für die Forschung durch die Einbindung in 
die Online-Recherche ortsunabhängig ver-
fügbar gemacht werden kann. Nutzungs-
barrieren werden ebenso abgebaut, da auch 
ungeübten Nutzerinnen und Nutzern die 
digitalen Reproduktionen ohne Bedenken 
zur Verfügung gestellt werden können.

Ausblick
„Die Digitalisierung schafft die einzigartige 
Möglichkeit, das wertvolle kulturelle Erbe 
Brandenburgs einer breiten Öffentlichkeit 
online zugänglich zu machen […]“, heißt 
es in der „Zukunftsstrategie Digitales Bran-

denburg“ der Landesregierung von Anfang 
des Jahres 2018. Ohnehin können „Archi-
ve, Bibliotheken und Dokumentationsstel-
len […] in einer digitalen Welt ihre Auf-
gaben nur erfüllen, wenn sie sich digitaler 
Medien bedienen und ihre Bestände so weit 
wie möglich auch im Internet zugänglich 
machen“ (DDF), um in der breiten Öffent-
lichkeit anzukommen, mit ihr „als kulturel-
les Gedächtnis“ in den Austausch zu treten 
und in das öffentliche Bewusstsein zu ge-
langen. Für die Zugänglichkeit der in Ge-
dächtnisinstitutionen bewahrten Quellen 
ist Open Access eine wichtige Vorausset-
zung. Der freie Zugang zu digitalisiertem 
Kultur- bzw. Archivgut und den darin ent-
haltenen Informationen muss jedoch tech-
nisch und rechtlich abgesichert sein. Denn 
Open Access meint nicht nur den unge-
hinderten Zugang zu digital verfügbarem 
Quellenmaterial, sondern auch die zuver-
lässige Adressierung, um die Zitierfähigkeit 
digitaler Ressourcen zu gewährleisten.

In diesem Zusammenhang ist die Be-
reitstellung von digitalisiertem Archivgut 
als ein Angebot des Landeshauptarchivs zu 
sehen, das jederzeit den Online-Zugriff auf 

Urkundendigitalisierung …  
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die Scans von Archivalien ermöglicht, un-
abhängig von den Öffnungszeiten des Lese-
saals. Werden dort nur die Akten bzw. Ar-
chivalien vorgelegt, die tatsächlich bestellt 
wurden, erlaubt die Online-Benutzung 
von gescannten Dokumenten bzw. Akten 
das Browsen – also die mehr oder weniger 
zielgerichtete Suche oder auch das virtuel-
le „Durchblättern“ – durch digitalisierte 
Bestände oder Teilbestände. Die einzelne 
Archivalie ist im Kontext ihres Bestandes 
einsehbar. Auch zukünftig beabsichtigt 
das Brandenburgische Landeshauptarchiv 
ausgewählte Bestände mit zentralen histo-
rischen Quellen zu digitalisieren, mit dem 
Ziel, mittelfristig rund fünf Prozent seines 
Archivguts für Öffentlichkeit und For-
schung digital verfügbar zu machen.

Quellen und Literatur

BLHA, Rep. 2A Regierung Potsdam - Abteilung I Präsidialabteilung 

– Hochbauangelegenheiten (Rep. 2A I Hb).

– Kommunalangelegenheiten (Rep. 2A I Kom).

– Siedlungs- und Wohnungswesen (Rep. 2A I S).

– Polizei- und politische Angelegenheiten (Rep. 2A I Pol).

DDF – Digitales Deutsches Frauenarchiv (Hg.), Bewegungsgeschichte digitalisieren, 
Praxistipps zur Rechteklärung, Berlin 2018. Link: http://www.ida-dachverband.
de/fileadmin/REDAKTION/EINRICHTUNGEN/ida/downloads/DDF _
Rechtebroschuere_WEB.pdf, 31.01.2019.

Positionspapier der ARK, Digitalisierung von Archivgut im Kontext der Bestandserhaltung, 
2008. 
Link: https://www.landesarchiv-bw.de/sixcms/media.php/120/42353/digibest.pdf, 
31.01.2019.

Positionspapier der Deutschen Forschungsgemeinschaft, Ausschuss für Wissenschaftliche 
Bibliotheken und Informationssysteme. Die digitale Transformation weiter gestalten –  
Der Beitrag der Deutschen Forschungsgemeinschaft zu einer innovativen Informationsinfra-
struktur für die Forschung, Bonn 2012. Link: http://www.dfg.de/download/pdf/
foerderung/programme/lis/positionspapier_digitale_transformation.pdf, 31.01.2019.

Zukunftsstrategie Digitales Brandenburg, Beschluss der Landesregierung vom 
11.12.2018.

Link: https://digitalesbb.de/wp-content/uploads/2018/12/181211-Strategiepapier.pdf, 
31.01.2019.

…  unter konservatorischer Begleitung

Archivgutdigitalisierung im Brandenburgischen Landeshauptarchiv 131





Die Autorinnen und Autoren dieser Ausgabe
Christiane Elias  —  Sachbearbeiterin in Abteilung III, Bestände des Landes Brandenburg seit 1945, Referat 3

Prof. Dr. Mario Glauert  —  ständiger Vertreter des Direktors und Leiter der Abteilung I, Zentrale Archivdienste

Udo Gentzen  —  Sachbearbeiter in Abteilung II, Bestände des Landes Brandenburg bis 1945, Referat 1

Ingrid Kohl  —  bis April 2019 Leiterin der Restaurierung, Abteilung I, Referat 3

Anne Mauch  —  Referatsleiterin in Abteilung III, Bestände des Landes Brandenburg seit 1945, Referat 3 

Julia Moldenhawer  —  Referatsleiterin in Abteilung I, Zentrale Archivdienste, Referat 2

Dr. Falko Neininger   —  Leiter der Abteilung II, Bestände des Landes Brandenburg bis 1945

Prof. Dr. Klaus Neitmann  —  Direktor des Brandenburgischen Landeshauptarchivs

Kathrin Schaper  —  Referatsleiterin in Abteilung II, Bestände des Landes Brandenburg bis 1945, Referat 2

Frank Schmidt  —  Referatsleiter in Abteilung II, Bestände des Landes Brandenburg bis 1945, Referat 3

Dr. des. André Stellmacher  —  Referent in Abteilung II, Bestände des Landes Brandenburg bis 1945, Referat 1

Dr. Katrin Verch  —  Referatsleiterin in Abteilung III, Bestände des Landes Brandenburg seit 1945, Referat 2

Impressum
Herausgeber
Brandenburgisches Landeshauptarchiv (BLHA)
Postfach 600449
14404 Potsdam
Tel.: +49 (0)331 5674 0
E-Mail: poststelle@blha.brandenburg.de

Redaktion 
Prof. Dr. Klaus Neitmann (BLHA), Friederike Scharlau (BLHA)

Gestaltung
Bettina Kubanek

Auflage
1.250 Stück

Druck
Ruksaldruck, Berlin

Abbildungen
Umschlag sowie S. 9, 12, 14, 93 und 134: mauser einrichtungssyssteme
S. 11: Nestor Birger Bachmann
Alle anderen: BLHA

© Brandenburgisches Landeshauptarchiv (BLHA)   |   Das vorliegende Heft ist eine Sonderausgabe der Reihe „Brandenburgische Archive. 
Berichte und Mitteilungen aus den Archiven des Landes Brandenburg“ anlässlich des 70-jährigen Bestehens des BLHA im Jahr 2019   |  
Kostenlose Abgabe   |   Alle bisher erschienenen Ausgaben sind im Internet abrufbar unter: http://blha.brandenburg.de/index.php/service/
publikations reihen/brandenburgische-archive-mitteilungen-aus-dem-archivwesen-des-landes-brandenburg/ ISSN 2190-6351.

133







Vorige Seite: Blick in einen Magazinbereich des BLHA mit insgesamt rund 6.500 lfm Grundakten





Festgabe zum 
70-jährigen Jubiläum des 
Brandenburgischen Landeshauptarchivs

  Arbeiten für das
Gedächtnis des Landes

erschließen
übernehmen

auswerten
bewahren

bereitstellen

A
rb

ei
te

n 
fü

r d
as

 G
ed

äc
ht

ni
s 

d
es

 L
an

d
es

  |
 F

es
tg

ab
e 

d
es

 B
ra

nd
en

b
ur

gi
sc

he
n 

La
nd

es
ha

up
ta

rc
hi

vs
 2

0
19


	Unbenannt



